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1Editorial

Ob und wie ländliche Räume sich im Wettbewerb mit
städtisch geprägten Regionen, aber auch mit anderen
ländlichen Regionen behaupten können, hängt ungeach-
tet ihrer vielen Vorzüge vor allem von der unmittelbaren
regionalen Arbeitsmarktlage ab. Über Bleiben, Wegzug
oder Zuzug entscheiden letztlich Anzahl und Art der vor-
handenen Arbeitsplätze. Wie es um die Arbeit in länd-
lichen Räumen bestellt ist, welche Chancen hier für Arbeit
und Beschäftigung bestehen und wie die vorhandenen
Möglichkeiten genutzt werden – diesen Fragen gehen wir
mit dem vorliegenden Schwerpunktheft nach. In Zeiten
zunehmend unsicherer Beschäftigungsperspektiven
lenken wir den Blick zum einen auf das breite Spektrum
und die Besonderheiten ländlicher Arbeitsfelder, zum
anderen auch auf neue Ideen, Arbeit und Einkommen
zu verteilen.

Arbeitsplätze werden vielfach durch das Engagement
und die Kreativität der Menschen vor Ort erhalten oder
neu geschaffen. Hierbei erweisen sich Unterstützungen
im Rahmen von Projekten sowie finanzielle Anschub-
förderungen als wichtig. Gerade in dünn besiedelten
Regionen wird außer Können und starker Willenskraft
oft mehr Zeit benötigt, um „Dinge zum Laufen zu bringen“.
In den Beiträgen wird deutlich, dass regionales Wirtschaf-
ten als wichtiger Ansatz zur Erhöhung der Wertschöpfung
in ländlichen Regionen angesehen wird. Wie regionale
Potenziale gekonnt und erfolgreich für den örtlichen
Arbeitsmarkt erschlossen werden können, wird an unter-
schiedlichen Beispielen eindrucksvoll aufgezeigt. Die
Land- und Forstwirtschaft erweist sich dabei mit ihren
vor- und nachgelagerten Bereichen als ein ebenso wich-
tiger Impulsgeber für den ländlichen Arbeitsmarkt wie
das Handwerk und der Dienstleistungsbereich. In allen
drei Bereichen werden mit viel Weitsicht und Engage-
ment immer wieder neue Beschäftigungsfelder entwickelt.

Unser Anliegen ist es, Denkanstöße für vielfältige und
neue Wege zu mehr Arbeit und Beschäftigung in länd-
lichen Regionen zu geben. Wir danken den Autoren und
Autorinnen, die uns dies mit ihrer umfassenden Sicht auf
den ländlichen Arbeitsmarkt ermöglicht haben und würden
uns freuen, wenn viele Leser und Leserinnen dadurch
ermutigt werden.

Dr. Dieter Czech
Geschäftsführer der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.



| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Inhaltsverzeichnis2

1 Editorial
Dr. Dieter Czech

4 Erwerbstätigkeit in den ländlichen Landkreisen: Strukturen und Entwicklungstrends
Dr. Claudia Kriehn, Institut für Ländliche Räume, Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI)

9 Interview: Nachhaltigkeit und Regionalität sichern Beschäftigung
Ulrike Höfken, Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, Weinbau und Forsten in Rheinland-Pfalz

12 Arbeitsplatzangebot auf dem Land defizitär
Dr. Gabriele Sturm und Antje Walther, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

14 Wohnen und Arbeiten im ländlichen Raum: Trends der Pendlerverkehrsentwicklung seit 1970
Dipl.-Geogr. Dennis Guth und PD Dr. Joachim Scheiner, Technische Universität Dortmund

18 Arbeit an der Zukunft: die Ländlichen Räume werden gewinnen
Christine Ax und Fritz Walter, aha - büro für zukunftsfähige entwicklung und kommunkation

22 Veränderung der Arbeit(swelt) in ländlichen Räumen durch ein Bedingungsloses Grundeinkommen
Jens-Eberhard Jahn, Netzwerk Grundeinkommen und wissenschaftlicher Mitarbeiter im Deutschen Bundestag

25 Stadt-Land-Pay Gap?
Stefan Berwing und Maria Lauxen-Ulbrich, Institut für Mittelstandsforschung, Universität Mannheim

27 Integration älterer Arbeitsloser
Freya Neumann und Melanie Sommer, Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

29 Interview: Fachkräftemangel – die Betriebe müssen sich etwas einfallen lassen
Martin Empl, Präsident des Gesamtverbandes der deutschen land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände (GLFA)

33 Wertschöpfung und Beschäftigung in peripheren ländlichen Räumen: Modellvorhaben „Land Zukunft“ als Versuchslabor
Dr. Patrick Küpper, Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

36 Wandel der Arbeit in der Landwirtschaft mit den Beispielen Walachei und Steiermark
Thomas Hentschel mit Beiträgen von Marcel Gerds und Inge Bieler, PECO-Institut e.V.

41 Landwirtschaftliche Arbeitskräfte in Ostdeutschland – Trends in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt
Prof. Dr. Theodor Fock, Hochschule Neubrandenburg
Susanne Winge und Bettina Wiener, Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg

47 Arbeitsplätze in der Nebenerwerbslandwirtschaft
Marion Pitsch, Institut für Ländliche Räume, Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI)

49 Arbeiten im Ökolandbau: eine Branche mit Potenzial
Minou Yussefi-Menzler, Stiftung Ökologie & Landbau (SÖL)
Dr. Marion Morgner, Forschungsinstitut für biologischen Landbau (FiBL)

50 Diversifizierung im bäuerlichen Familienbetrieb
Dr. Paula Weinberger-Miller, Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft, Institut für Agrarökonomie

53 Soziale Landwirtschaft schafft Arbeitsplätze
Dr. Thomas van Elsen, Deutsche Arbeitsgemeinschaft Soziale Landwirtschaft mit einem Beitrag von Rebecca Kleinheitz,
Netzwerk alma

58 Regionalwert AG: Arbeitsplätze durch sozial-ökologisches Engagement für die Landwirtschaft
Freya Neumann und Melanie Sommer, Agrarsoziale Gesellschaft e.V.

60 Forstwirtschaft begründet und sichert Arbeitsplätze im ländlichen Raum
Christian Raupach, Hessischer Waldbesitzerverband e.V.
Matthias Graf von der Schulenburg, Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände e.V. (AGDW)

62 Fachkräfte für die Landwirtschaft
Dr. Katja Bringe, Deutscher Bauernverband

Arbeitsmarkt ländlicher Raum

Land- und Forstwirtschaft

Bsp.

Bsp.



| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Inhaltsverzeichnis 3

64 Herausragende Bedeutung des Handwerks für Beschäftigung und Ausbildung auf dem Land
Horst Eggers, Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft Kirche-Handwerk

66 Demografischer Wandel: Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen bei der Strukturanpassung
Prof. Dr.-Ing. Hagen Eyink, Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

71 Krabat e.V.: Stärkung der Wirtschaft durch vernetzte Regionalentwicklung
Roland Schilke, Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie

74 Wertschöpfung und Arbeitsplätze durch Regionalvermarktung
Heiner Sindel, Bundesverband der Regionalbewegung e. V.

76 Moderne Dorfläden als Initialzünder für Jobs und mehr
Malte Obal und Dr. Jochen Stauder, selbstständige Berater für Kommunen und den Einzelhandel

78 Jugendhaus Storchennest in Vorpommern: Arbeitsplätze in der Jugendhilfe auf dem Land
Anke Ehrecke, Storchennest e.V.

80 Arbeitsplätze in der Hauswirtschaft
Gisela Miethaner, Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

84 Förderprogramm verbessert Einkommens- und Beschäftigungssituation von Frauen im Ländlichen Raum
Sigrid Michelfelder, Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg

87 Tourismus als kommunaler Wertschöpfungs- und Standortfaktor
Dr. Markus Mempel, Deutscher Landkreistag (DLT)
Karsten Heinsohn, dwif-Consulting GmbH

90 Beschäftigungseffekte durch die Kultur- und Kreativwirtschaft: eine Chance für den ländlichen Raum?
Prof. Dr. Ivo Mossig und Annika Schulz, Universität Bremen

93 Erneuerbare Energien: kommunale Wertschöpfung und Arbeitsplätze vor Ort
Dr. Bernd Hirschl, Dr. Astrid Aretz und Timo Böther, Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW)

95 Arbeitsplätze durch Windenergie
Hermann Albers, Bundesverband WindEnergie e.V.

96 ASG gratuliert Minister Hermann Onko Aeikens zum 60. Geburtstag

96 Postwachstumsgesellschaft – Konzepte für die Zukunft

96 Wohlstand ohne Wachstum – Leben und Wirtschaften in einer endlichen Welt

  = Praxisbeispiel/Beitrag mit Praxisbeispiel(en)

Handwerk und Dienstleistungen

Fotos Titelseite: M. Busch, Elenathewise - Fotolia.com, M. Wende, J. Westphal

Für Sie gelesen

Personalien

Bsp.

Bsp.

Bsp.

Bsp.

Bsp.

Bsp.

Bsp.



4 Arbeitsmarkt ländlicher Raum

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Erwerbstätigkeit in den ländlichen Landkreisen:
Strukturen und Entwicklungstrends

Dr. Claudia Kriehn*

Von 1996 bis 2009 ist in Deutschland die Zahl der Erwerbstätigen um 7,4 % gestie-
gen. Nicht alle Landkreise1 konnten von dieser insgesamt positiven Entwicklung
in gleichem Maße profitieren. Das belegen die aktuellen regionalen Erwerbstätigen-
zahlen des „Arbeitskreises Erwerbstätigenrechnung des Bundes und der Länder“.
Die Veränderungsraten für diesen Zeitraum reichen von - 24,5 % im Landkreis
Spree-Neiße (Brandenburg) bis + 39,3 % im Landkreis Freising (Bayern). Dieser
Beitrag skizziert, wer in welchen Wirtschaftsbereichen in den ländlichen Land-
kreisen erwerbstätig ist, wie sich diese Landkreise in das breite Entwicklungs-
spektrum einordnen lassen und welche Faktoren für die z. T. drastischen Entwick-
lungsunterschiede im Beobachtungszeitraum maßgeblich gewesen sein könnten.

* Dr. Claudia Kriehn, Institut für Ländliche Räume, Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI), Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und
Fischerei, Braunschweig, Tel. (0531) 596 5237, claudia.kriehn@vti.bund.de. Der Beitrag enthält ausgewählte aktualisierte Ergebnisse einer Studie der Autorin
zur Erwerbstätigkeit im ländlichen Raum. Der zugehörige Arbeitsbericht der vTI-Agrarökonomie Nr. 02/2011 steht unter www.vti.bund.de zum Download bereit.

1 In diesem Beitrag schließt der Begriff „Landkreise“ die kreisfreien Städte mit ein und umfasst so alle nach der europäischen Systematik der Gebietseinheiten
„nomenclature des unités territoriales statistiques“ (NUTS) der Ebene „NUTS3“ zugeordneten deutschen Regionen.

Datengrundlage

Zu den Erwerbstätigen zählen
alle Personen, die mindestens eine
Stunde pro Woche an der Erwerbs-
tätigkeit beteiligt sind. Rund 90 %
der Erwerbstätigen in Deutschland
sind Arbeitnehmer, von denen die
meisten sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt sind. Die übrigen
10 % setzen sich aus Selbstän-
digen und mithelfenden Familien-
angehörigen zusammen.

Die Veränderung der Zahl der
Erwerbstätigen ist ein wichtiger
Indikator der wirtschaftlichen Ent-
wicklung einer Volkswirtschaft und
ihrer Regionen. Werden die Er-
werbstätigen nach dem Inlands-
konzept erfasst, bei dem alle in
einer Region erwerbstätigen Per-
sonen unabhängig von ihrem
Wohnort gezählt werden, sind sie
ein Maß für die in der Region vor-
handenen Arbeitsplätze. Für die
Landkreise stellt der „Arbeitskreis
Erwerbstätigenrechnung des Bun-
des und der Länder“ (AKETR)

Erwerbstätigenzahlen genau nach
diesem Konzept zur Verfügung. Es
handelt sich um Schätzwerte auf
der Grundlage anderer Datenquel-
len zur Erwerbstätigkeit, z. B. den
Statistiken der Bundesagentur für
Arbeit, Personalstandsstatistiken
im öffentlichen Dienst oder Ergeb-
nissen des Mikrozensus. Die Da-

tengrundlage für die folgenden
Abschnitte bilden die im Mai 2011
vom AKETR veröffentlichten Jah-
resdurchschnittswerte der Zahl der
Erwerbstätigen in den Landkreisen
bis zum Jahr 2009. Um  die unmit-
telbaren Reaktionen der regionalen
Arbeitsmärkte auf die Wiederverei-
nigung auszublenden und um die

Tabelle 1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen des BBSR (altes Konzept)

Quelle: Laufende Raumbeobachtung des BBSR, Stand: 31.12.2008

Kreistyp Bezeichnung Einwohner bzw. Einwohnerdichte

In Agglomerationsräumen:
Typ 1 Kernstädte > 100 000 Einwohner
Typ 2 Hochverdichtete Kreise > 300 Einwohner/km²
Typ 3 Verdichtete Kreise > 150 Einwohner/km²
Typ 4 Ländliche Kreise < 150 Einwohner/km²

In verstädterten Räumen:
Typ 5 Kernstädte > 100 000 Einwohner
Typ 6 Verdichtete Kreise > 150 Einwohner/km²
Typ 7 Ländliche Kreise < 150 Einwohner/km²

In ländlichen Räumen:
Typ 8 Ländliche Kreise höherer Dichte > 100 Einwohner/km²
Typ 9 Ländliche Kreise geringerer Dichte < 100 Einwohner/km²
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2 Für den Raumordnungsbericht 2010 hat das BBSR inzwischen neue Raumabgrenzungen entwickelt, die weitgehend unabhängig von administrativen Grenzen
sind, sich aber prinzipiell zu Gemeinde- und Kreistypen zusammenfassen lassen. Die neuen Kreistypen lagen der Autorin zum Zeitpunkt der Berichtserstellung
noch nicht vor.

erst ab 1996 für eine größere An-
zahl Subsektoren verfügbaren
Daten nutzen zu können, bleiben
die Jahre bis 1996 unberücksich-
tigt.

Zwecks Formulierung von Aus-
sagen über die Entwicklung der
Erwerbstätigkeit in ländlichen
Landkreisen werden die Daten
des AKETR für die vom Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) definierten
siedlungsstrukturellen Kreistypen
(Stand: 31.12.2008) zusammen-
gefasst. Die BBSR unterscheidet
abhängig vom Regionsgrundtyp,
in dem sich ein Landkreis befin-
det sowie der Bevölkerungsdichte
zwischen insgesamt neun Kreis-
typen, von denen vier ländlich
sind (s. Tab. 1).2

Ländliche Kreise bieten
vielen Menschen Arbeit

Im Jahr 2009 arbeiteten in
Deutschland 9,5 Mio. Personen
und damit rund ein Viertel aller
Erwerbstätigen in ländlichen
Landkreisen. In den neuen Bun-
desländern befanden sich sogar
über die Hälfte aller Arbeitsplätze
in den ländlichen Kreisen (s. Tab. 2).
Sie sind  damit gesamtwirtschaft-
lich betrachtet alles andere als
eine Restkategorie.

Deutschlands Wirtschaft ist flä-
chendeckend von einem Wandel
hin zu einer Dienstleistungs- und
Wissensökonomie geprägt und
so darf es nicht überraschen,
dass in allen Kreistypen inzwi-
schen die meisten Erwerbstätigen
im tertiären Sektor arbeiten. Die
Dienstleistungsbereiche tragen
mit rund zwei Dritteln aller Er-

werbstätigen in den ländlichen
Kreisen jedoch nicht in gleichem
Ausmaß zur Erwerbstätigkeit bei
wie in den nicht-ländlichen Krei-
sen, wo der Anteil im Jahr 2009
bei 75,0 % lag. Im gleichen Jahr
war der Beitrag des produzieren-
den Gewerbes in den ländlichen
Kreisen mit 29,0 % höher als in
den nicht-ländlichen Kreisen
(24,8 %). Ebenfalls bedeutender
als in den nicht-ländlichen Krei-
sen war der Agrarsektor. Ihm
waren 2009 4,3 % der ländlichen
Arbeitsplätze zugeordnet; in den
nicht-ländlichen Kreisen lag der
Anteil bei 1,5 %.

2009 hatte die Mehrheit der
Erwerbstätigen in Deutschland
eine abgeschlossene Berufsaus-
bildung als höchsten Berufsab-
schluss vorzuweisen und mehr
als jeder sechste Erwerbstätige
ein abgeschlossenes Fachhoch-
schul- oder Hochschulstudium.
Der Anteil der hoch Qualifizierten
ist mehr als doppelt so hoch wie
Mitte der 1970er Jahre, und es
wird mit einem weiteren Anstieg
für die nächsten Jahre gerechnet.
Der Trend hin zur Höherqualifika-
tion dürfte längst alle Kreistypen
erfasst haben. Somit dürften
auch die ländlichen Kreise mit
der Herausforderung eines stei-
genden Bedarfs der Unterneh-
men an Arbeitskräften mit Fach-
hochschul- oder Universitätsab-
schluss konfrontiert sein.

Der Anteil der Frauen an den
Erwerbstätigen ist in den ländli-
chen und nicht-ländlichen Kreisen
annähernd gleich hoch. Die Er-
werbstätigenrechnung erlaubt
keine Unterscheidung nach dem
Geschlecht, aber in der Statistik

der sozialversicherungspflichtig
(SV) Beschäftigten der Bundes-
agentur für Arbeit ist das möglich.
Im Jahr 2009 waren sowohl in
den ländlichen als auch in den
nicht-ländlichen Kreisen rund
46 % der SV-Beschäftigten weib-
lich. In den neuen Bundesländern
war der Frauenanteil etwas höher
als in den alten Bundesländern;
in den dünn besiedelten ländli-
chen Kreisen (Kreistyp 9) Ost-
deutschlands lag er sogar bei
50,6 %. Deutliche Unterschiede
zwischen den Geschlechtern gibt
es jedoch beim Arbeitsumfang.
In Deutschland waren im gleichen
Jahr 83,4 % aller Teilzeitstellen
mit Frauen besetzt. Rund jede
dritte Frau, aber nur jeder 20.
Mann arbeitete in Teilzeit, wobei
die Neigung der Männer zu Teil-
zeitarbeit in den Kernstädten et-
was ausgeprägter war als in den
übrigen Kreistypen.

Teilzeitarbeit und andere For-
men atypischer Beschäftigung
haben in Deutschland in den
letzten Jahren deutlich zuge-
nommen. Zwischen 1998 und
2008 stieg der Anteil der abhän-
gig Beschäftigten mit einem aty-
pischen Beschäftigungsverhältnis
an allen abhängig Beschäftigten
insgesamt um 38,1 % an. Es han-
delt sich hierbei um ein flächen-
deckendes Phänomen. Die für
diesen Beitrag verwendeten Er-
werbstätigenzahlen spiegeln die-
se Entwicklung nicht wider und
sollten mit entsprechender Vor-
sicht interpretiert werden. Eine
höhere Anzahl Erwerbstätiger
entspricht einer größeren Anzahl
an Arbeitsplätzen, aber nicht
zwingend einem Mehr an Arbeit.
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Der Westen wächst, der
Osten schrumpft

Im Beobachtungszeitraum 1996
bis 2009 hat sich die Zahl der Er-
werbstätigen regional sehr hete-
rogen entwickelt (s. Karte 1).
Auffällig ist insbesondere der
Unterschied zwischen Ost- und
Westdeutschland. Während die
Zahl der Erwerbstätigen in den
alten Bundesländern in allen
Kreistypen und in der Mehrzahl
aller Kreise im Jahr 2009 höher
war als im Jahr 1996, ist sie in 57
der insgesamt 86 Kreise der neu-
en Bundesländer zurückgegan-
gen. Zu denjenigen ostdeutschen
Kreisen, die mit der Entwicklung
in Westdeutschland mithalten
konnten, zählen unter anderem
die Kernstädte in Agglomeratio-
nen (Dresden, Leipzig, Potsdam)
sowie teilweise das Umland
Berlins. Ob im Beobachtungs-
zeitraum in einem Landkreis
neue Arbeitsplätze entstanden

sind oder nicht, scheint weniger
davon abzuhängen, zu welchem
Kreistyp er gehört, sondern viel-
mehr davon, ob er in den alten
oder neuen Bundesländern liegt.
Zwei Jahrzehnte nach der Wie-
dervereinigung gibt es in der wirt-
schaftlichen Entwicklung immer
noch ein deutliches West-Ost-
Gefälle – trotz aller Bemühungen
der Regionalpolitik und der Politik
für ländliche Räume.

Im Vergleich zu den Ost-West-
Unterschieden mutet der Entwick-
lungsrückstand der dünn besie-
delten ländlichen Kreise in den
alten Bundesländern harmlos an.
Immerhin haben im Westen alle
Kreistypen Arbeitsplätze gewon-
nen (s. Tab. 2). Mit rund 4,0 %
entstanden allerdings deutlich
weniger neue Arbeitsplätze im
Kreistyp 9 als in allen anderen
Kreistypen. In den zugehörigen
Kreisen könnte sich der Beginn
einer Entwicklung abzeichnen,

die in vielen ostdeutschen ländli-
chen Kreisen bereits Realität ist:
eine Abwärtsspirale aus Arbeitslo-
sigkeit, Abwanderung und Abbau
der lokalen Infrastruktur. Es gilt in
den nächsten Jahren genau zu
beobachten, ob sich der Abstand
der dünn besiedelten ländlichen
Kreise zu den anderen Kreisen
stetig vergrößert oder ob es sich
um vorübergehende Anpassungs-
probleme handelt.

Agrar- und Güterproduktion
verlieren Arbeitsplätze

Wie in allen anderen hoch
entwickelten Volkswirtschaften
findet in Deutschland eine Ter-
tiärisierung der Wirtschaft statt.
Der Agrarsektor und das produ-
zierende Gewerbe verlieren
nahezu flächendeckend Arbeits-
plätze, gleichzeitig nimmt der
Dienstleistungssektor an Bedeu-
tung zu.

* einschließlich Berlin
** r.V. = relative Veränderung
*** In den neuen Bundesländern gibt es keine Landkreise des Kreistyps 2.

Quelle: Kreistypen: BBSR (Stand: 2008). Daten: AKETR (2011). Eigene Berechnung.

Tabelle 2: Anzahl der Erwerbstätigen in den Jahren 1996 und 2009

Kreistyp Gesamtdeutschland Alte Bundesländer* Neue Bundesländer

1996 2009 r.V.** 1996 2009 r.V.** 1996 2009 r.V.**
Mio. Mio. % Mio. Mio. % Mio. Mio. %

Insgesamt 37,50 40,27 +7,4 31,49 34,52 +9,6 6,01 5,75 -4,3

Nicht-ländlich 28,28 30,78 +8,9 25,59 28,15 +10,0 2,69 2,63 -2,1

Typ 1 10,69 11,55 +8,1 10,06 10,85 +7,9 0,63 0,70 +11,6
Typ 2 5,61 6,26 +11,7 5,61 6,26 +11,7 *** 
Typ 3 2,34 2,57 +9,6 2,00 2,26 +12,8 0,34 0,31 -9,2
Typ 5 3,14 3,31 +5,3 2,25 2,48 +10,2 0,88 0,82 -7,1
Typ 6 6,51 7,09 +9,0 5,67 6,29 +11,0 0,83 0,80 -4,2

Ländlich 9,22 9,49 +2,9 5,90 6,37 +8,0 3,32 3,12 -6,1

Typ 4 1,12 1,18 +5,5 0,42 0,47 +12,9 0,70 0,70 +1,0
Typ 7 3,40 3,52 +3,3 2,45 2,64 +7,9 0,95 0,87 -8,3
Typ 8 3,12 3,24 +4,0 2,25 2,45 +8,7 0,87 0,80 -8,4
Typ 9 1,58 1,55 -1,7 0,78 0,81 +4,0 0,80 0,74 -7,2
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Karte 1: Relative Veränderung der Zahl der Erwerbstätigen in den Jahren 1996 bis 2009

Quelle: Kreistypen: BBSR (Stand: 2008). Daten: AKETR (2011). Eigene Berechnung, Klassengrenzen: Quantile.
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In den ländlichen Kreisen ging
zwischen 1996 und 2009 die Zahl
der Erwerbstätigen im Agrar-
sektor um 11,5 % auf 0,41 Mio.
Personen zurück. In den alten
Bundesländern hat vor allem die
Zahl der Familienarbeitskräfte in
der Landwirtschaft abgenommen.
Das Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) schätzt,
dass es in den nächsten Jahren
zu weiteren Arbeitsplatzverlusten
im Agrarsektor kommt. Insgesamt
besteht nach derzeitigem Kennt-
nisstand wenig Hoffnung, dass
die Agrarwirtschaft in den nächs-
ten Jahren nennenswert zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze im
ländlichen Raum beitragen kann.

Im produzierenden Gewerbe
nahm die Zahl der Erwerbstätigen
im Beobachtungszeitraum eben-
falls deutlich ab – in den länd-
lichen Kreisen um 14,1 % auf
2,75 Mio. Personen. Dieser Trend
setzt sich nach Einschätzung des
IAB in den nächsten Jahren fort.
Der Rückgang war in den länd-
lichen Kreisen, vor allem in den
alten Bundesländern, weniger
stark ausgeprägt als in den nicht-
ländlichen Kreisen. Das produ-
zierende Gewerbe ist nach wie
vor für die Erwerbstätigkeit in
den ländlichen Kreisen bedeu-
tender als in den nicht-ländlichen
Kreisen.

Dienstleistungssektor
boomt

Neue Arbeitsplätze sind in den
letzten Jahren nahezu flächen-
deckend insbesondere im Dienst-
leistungssektor entstanden. Im
Jahr 2009 arbeiteten in den länd-
lichen Kreisen 6,33 Mio. Perso-
nen im Dienstleistungssektor, das
waren 14,6 % mehr als im Jahr
1996. Das IAB geht davon aus,
dass der Arbeitskräftebedarf bei
den Dienstleistungen in den
nächsten Jahren weiter ansteigt.
Allerdings nehmen nicht alle

Dienstleistungsbereiche in glei-
chem Ausmaß an Bedeutung zu.
Die Tertiärisierung wurde in den
letzten Jahren vorwiegend von
der Nachfrage nach wissens-
intensiven Dienstleistungen von
Unternehmen und weniger von
Haushalten vorangetrieben. Ver-
stärkt nachgefragt wurden Ent-
wicklungs-, Planungs-, Steue-
rungs-, Kontroll-, Vertriebs- und
Finanzdienstleistungen. Das gilt
auch für die ländlichen Kreise, wo
z. B. im Subsektor „Finanzierung,
Vermietung und Unternehmens-
dienstleister“ die Zahl der Er-
werbstätigen zwischen 1996 und
2009 um 46,7 % anstieg.

Die ländlichen Landkreise schei-
nen von dem Boom bei den wis-
sensintensiven Dienstleistungen
jedoch nicht in gleichem Ausmaß
zu profitieren wie die übrigen
Landkreise. Hierfür könnten zwei
Standortnachteile verantwortlich
sein: Erstens ist aufgrund der
geringeren Unternehmensdichte
und des hohen Anteils an Kleinst-
und Kleinunternehmen die Nach-
frage nach wissensintensiven
Dienstleistungen in den ländli-
chen Kreisen geringer als in den
nicht-ländlichen Kreisen. Zwei-
tens war zumindest im Beobach-
tungszeitraum die Breitbandver-
sorgung in den ländlichen Krei-
sen nur eingeschränkt gegeben.

Regionale Besonderheiten
prägen die Entwicklung

In der empirischen regionalwis-
senschaftlichen Literatur lassen
sich mehrere Faktoren finden, die
zur Erklärung regionaler Unter-
schiede in der Entwicklung der
Erwerbstätigkeit beitragen. Hierzu
zählen z. B. die geografische La-
ge der Regionen, ihre Verkehrs-
erschließung, die Branchen- und
die Betriebsgrößenstruktur, die
Verfügbarkeit von Fachkräften
oder das regionale Lohnniveau.
Nur wenig ist bisher über die Be-

deutung weicher Standortfaktoren
bekannt, was vor allem daran
liegen dürfte, dass sich diese in
der Regel nicht messen lassen.
Aus Unternehmensbefragungen
ist bekannt, dass in die Bewer-
tung von Standorten Aspekte wie
die Qualität der kommunalen
Verwaltung oder das Image der
Regionen einfließen. Für die Re-
krutierung von Fachkräften spie-
len ohne Zweifel auch das Wohn-
umfeld und die Erreichbarkeit von
Einrichtungen der Daseinsvor-
sorge eine zentrale Rolle. In Fall-
studien wurde mehrfach festge-
stellt, dass das Engagement und
die Vernetzung lokaler und regio-
naler Akteure für die wirtschaft-
liche Entwicklung von Bedeutung
sind.

In der „Vergleichenden Analyse
von Länderarbeitsmärkten“ des
regionalen Forschungsnetzes des
IAB liefern die sog. „regionalen
Standortbedingungen“ den größ-
ten Beitrag zur Erklärung der
Unterschiede in der Beschäfti-
gungsentwicklung zwischen
Deutschlands Landkreisen. Mit
dieser Variablen sind Faktoren
wie die Nähe zu großen Absatz-
und Beschaffungsmärkten, die
Infrastrukturausstattung oder die
Herausbildung von Netzwerken
zwischen Unternehmen und
Forschungseinrichtungen zusam-
mengefasst. Somit wissen wir,
dass die wirtschaftliche Entwick-
lung zu einem großen Teil durch
regionale Besonderheiten geprägt
ist. Diese für einzelne Landkreise
zu identifizieren und somit mög-
liche Ansatzpunkte für politische
Maßnahmen zur Schaffung von
Arbeitsplätzen herauszuarbeiten,
erweist sich allerdings als äußerst
schwierig. Umso wichtiger ist es,
auf ländliche Arbeitsplätze zie-
lende Politikmaßnahmen so
flexibel zu gestalten, dass sie
in der Praxis an die konkreten
Ausgangslagen vor Ort ange-
passt werden können.
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Nachhaltigkeit und
Regionalität sichern

Beschäftigung
Ulrike Höfken, Ministerin für Umwelt, Landwirt-
schaft, Weinbau und Forsten in Rheinland-Pfalz,
über ihre Vorstellungen für eine beschäftigungs-
sichernde Landwirtschaft, Anforderungen an eine
gesellschaftlich akzeptierte Tierhaltung und die
Rolle des Staates bei der Sicherung von Arbeits-
plätzen auf dem Lande

Ländliche Räume zählten in der Vergangenheit zu
den besonderen Problemgebieten auf dem Arbeits-
markt. Wie ist die derzeitige Situation der ländlichen
Regionen in Rheinland-Pfalz im Vergleich zu städti-
schen Gebieten?

Höfken: Die Zahl der Erwerbstätigen in Rhein-
land-Pfalz hat 2010 mit rund 1,86 Mio. einen neuen
Höchststand erreicht. Diese positive Entwicklung hat
auch die ländlichen Räume erfasst. Allerdings gibt
es regionale Unterschiede. So weisen im Jahresver-
gleich 2009/10 zwei Landkreise eine negative Ent-
wicklung auf. Die Arbeitslosenquoten reichen von
3,3 % im Eifelkreis Bitburg-Prüm bis 13,8 % in der
kreisfreien Stadt Pirmasens. In den ausgesprochen
ländlichen Gebieten wie dem Landkreis Birkenfeld
liegen die Arbeitslosenraten teilweise deutlich über
dem Landesschnitt.

Welche Rolle spielen Landwirtschaft und Weinbau
und die Agrarwirtschaft für die Beschäftigung in
ländlichen Räumen?

Höfken: Für eine nachhaltige Entwicklung ländli-
cher Räume greift es zu kurz, die Rolle von Land-
wirtschaft und Weinbau auf ihren direkten Anteil an
der Beschäftigung in der Produktion zu reduzieren.
Stattdessen sollten wir stärker in regionalen Wirt-
schaftskreisläufen und Wertschöpfungsketten den-
ken und auch die Beiträge zur nachhaltigen Bewirt-
schaftung der Kulturlandschaften berücksichtigen.
Landwirtschaft und Weinbau spielen insofern wei-
terhin eine Schlüsselrolle für die Entwicklung länd-
licher Räume in Rheinland-Pfalz.

Wie kann deren Rolle weiter gestärkt werden?

Höfken: Notwendige Umstrukturierungen der Land-
wirtschaft und des Weinbaus müssen zielgerichtet
unterstützt werden. Dazu zählen Qualifizierungs-
und Beratungsangebote für nachhaltiges Wirtschaf-

ten, Investitionsförderung oder die Honorierung be-
sonders umweltgerechter Produktionsverfahren.
Gleichzeitig geht es darum, die regionalen Wirt-
schaftskreisläufe und Wertschöpfungsketten, in die
die Landwirtschaft und der Weinbau eingebunden
sind, zu stärken. Beispielsweise bilden Weinbau und
ländlicher Tourismus in einigen Regionen eine Sym-
biose. Dies gilt es weiter zu fördern, etwa durch den
Aufbau von Regionalmarken. Auch bei der Erzeu-
gung erneuerbarer Energien kommt der Landwirt-
schaft eine wichtige Rolle zu. Hier halte ich es für
nötig, dass die Förderung der Biogaserzeugung auf
bäuerliche Betriebe ausgerichtet wird, statt auf in-
dustrielle Großerzeuger. Das Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) muss dahingehend geändert werden.

In welchen Feldern sehen Sie die größten Poten-
ziale für die künftige Beschäftigung in ländlichen
Räumen?

Höfken: Agrarwirtschaft und ländlicher Tourismus
werden auch in Zukunft in Rheinland-Pfalz wichtige
Arbeitgeber im ländlichen Raum bleiben. Ich warne
allerdings vor einseitigen Betrachtungsweisen.
Viele mittelständische Betriebe aus unterschied-
lichen Wirtschaftszweigen haben ihren Sitz auf
dem Lande. Wir müssen daher alle Branchen im
Blick haben.

Ulrike Höfken ist seit Mai 2011 Landwirtschaftsministerin in Rhein-
land-Pfalz. Die 55-jährige Diplom-Agraringenieurin gehörte zuvor
17 Jahre lang dem Bundestag an. Von 2006 bis 2009 war sie Vor-
sitzende des Ernährungsausschusses, danach Stellvertreterin, ein
Amt, das sie auch schon von 1998 bis 2005 bekleidet hatte. In der
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte Höfken zuletzt
die Funktion der Sprecherin für Ernährungspolitik und Agro-Gen-
technik. Die rheinland-pfälzische Agrarministerin gilt als erfahrene
und pragmatische Politikerin. Sie ist Anhängerin einer bäuerlichen
Landwirtschaft und deren Einbindung in regionale Wirtschaftskreis-
läufe sowie eine entschiedene Gegnerin der Grünen Gentechnik.
Seit vielen Jahren gehört sie dem Kuratorium der ASG an.
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Die Landwirtschaft klagt über einen zunehmenden
Fachkräftemangel. Wie ist die Situation in Rhein-
land-Pfalz?

Höfken: Ähnlich wie in anderen Regionen. Gerade
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels
muss sich die Landwirtschaft ebenso wie das Hand-
werk einem immer intensiveren Wettbewerb um
Fachkräfte stellen.

Wie kann sie bestehen?

Höfken: Indem sie jungen Leuten attraktive Ange-
bote macht und sie so konkurrenzfähig mit anderen
Branchen wird. Dabei geht es auch, aber nicht nur,
um die Entlohnung. Darüber hinaus muss die Agrar-
wirtschaft vermitteln, dass sie eine moderne, wand-
lungsfähige und innovative Branche ist, die vielfälti-
ge Berufsmöglichkeiten bietet. Sie muss die Vorzü-
ge herausstellen, die es mit sich bringt, in und mit
der Natur nachhaltig zu wirtschaften. Sie muss sich
daher weiter um eine Imageverbesserung und gute
Arbeitsbedingungen bemühen.

Was kann die Landesregierung tun, um dem Fach-
kräftemangel in der Landwirtschaft und nahen Berei-
chen zu begegnen?

Höfken: Die Landesregierung bietet einerseits
Qualifizierungs- und Fortbildungsangebote an. An-
dererseits greifen wir innovative Ideen auf. Aktuell
wurden im Rahmen der Initiative „Clever auf dem
Lande: Lernen für die Zukunft des ländlichen
Raums“ innovative Qualifizierungsangebote für
typische Berufe im ländlichen Raum ausgelobt.
Landwirtschaftskammer und Bauernverbände haben
dies aufgegriffen. Derzeit werden die Vorschläge
geprüft.

Der Weinbau und die Mehrzahl der Sonderkultur-
betriebe sind auf Saisonkräfte angewiesen. Wie
stellt sich die Lage nach Umsetzung der Arbeit-
nehmerfreizügigkeit für Beschäftigte aus weiteren
EU-Ländern dar?

Höfken: Die rheinland-pfälzischen Sonderkultur-
betriebe haben auch nach Auslaufen der Beschrän-
kungen für Arbeitskräfte aus den sog. EU-8-Ländern
keine Probleme, genügend Saisonarbeitskräfte zu
finden. Nach meinen Informationen sind viele Sai-
sonarbeitskräfte nach vorübergehender Tätigkeit in
anderen westlichen EU-Staaten wegen der höheren
Lebenshaltungskosten dort inzwischen wieder zu
den hiesigen Betrieben zurückgekehrt.

Was muss getan werden, um dies auch in Zukunft
zu gewährleisten?

Höfken: Neben einer angemessenen Entlohnung
muss den Saisonkräften eine adäquate Unterbrin-
gung und eine Versorgung zu günstigen Preisen er-
möglicht werden. Wenn diese Rahmenbedingungen
stimmen, bleibt Rheinland-Pfalz auch in Zukunft ein
attraktiver Standort. Daran würde auch ein mögli-
ches Auslaufen der Beschränkungen für Arbeitneh-
mer aus Rumänien und Bulgarien zum Ende dieses
Jahres nichts ändern.

Die Tierhaltung hat für die Sicherung und Schaf-
fung von Arbeitsplätzen in der Landwirtschaft und
darüber hinaus eine entscheidende Bedeutung.
Sägen Sie mit Ihrer Kritik an bestimmten Formen
der intensiven Tierhaltung am wirtschaftlichen
Standbein vieler Betriebe?

Höfken: Nein, ganz im Gegenteil. Wir wollen da-
für Sorge tragen, dass die tierische Veredlung in
bäuerlicher Hand verbleibt und damit auch künftig
Beschäftigung sichert. Ein weiteres Abwandern in
industrielle Formen der Tierhaltung gefährdet Be-
schäftigung und Wirtschaftskraft in bäuerlichen
Betrieben.

Und schafft Beschäftigung und Wertschöpfung in
anderen Bereichen. Wo ist das Problem?

Höfken: Das Problem liegt darin, dass Massen-
tierhaltung und industrialisierte Landwirtschaft ge-
sellschaftlich nicht gewollt sind. Sie sind nicht nach-
haltig, weil sie die Anforderungen an eine umwelt-
schonende und tiergerechte Erzeugung nicht erfül-
len. Damit sichern sie auf längere Sicht auch keine
Beschäftigung. Tierquälerische Massentierhaltung
widerspricht zudem unserer Verfassung. Die Politik
darf dem nicht zusehen und muss die artgerechte
Tierhaltung besser schützen.

Wie?

Höfken: Indem wir alle Instrumente prüfen, mit
denen der Entwicklung begegnet werden kann. Für
mich gehört ein Ausschluss industrialisierter ge-
werblicher Tierhaltungsanlagen aus der Privilegie-
rung im Außenbereich im Zuge der anstehenden
Novelle des Baugesetzbuches ausdrücklich dazu.
Eine entsprechende Änderung von § 35 Baugesetz-
buch kann aus meiner Sicht dazu beitragen, der
Massentierhaltung Einhalt zu gebieten und die bäu-
erliche von der industriellen Landwirtschaft besser
abzugrenzen“. Ein entsprechender Vorschlag der
grünen Bundestagsfraktion liegt auf dem Tisch und
wird in der parlamentarischen Diskussion eine wich-
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tige Rolle spielen. Die rheinland-pfälzische Landes-
regierung wird im Rahmen ihrer Möglichkeiten alle
erfolgversprechenden Maßnahmen unterstützen.
Dazu gehört auch die Verbraucherinformation durch
Tierschutz-Label.

Wie wichtig ist der Ökolandbau für die Beschäf-
tigung in der Landwirtschaft?

Höfken: Kernelemente meines Leitbildes für eine
zukunftsfähige Landwirtschaft sind Nachhaltigkeit
und Regionalität. Sie gewährleisten am ehesten ein
hohes Maß an Beschäftigung. Der Ökolandbau ist
dabei eine tragende Säule, weil er für eine besonders
umweltschonende Form der Landbewirtschaftung
und eine qualitativ hochwertige Nahrungsmittel-
versorgung steht. Er kommt somit den gesellschaft-
lichen Erwartungen am nächsten. Ich will noch mehr
Landwirte und Winzer dabei unterstützen, auf öko-
logischen Land- und Weinbau umzustellen. Dabei
kommt uns das noch vorhandene erhebliche Markt-
potenzial in diesem Bereich zugute. Mein Ziel ist es,
die finanzielle Förderung des Ökolandbaus zu ver-
stärken, die Verarbeitungs- und Vermarktungsstruk-
turen zu verbessern, Marketingmaßnahmen auszu-
dehnen sowie Beratung, Forschung, Versuchswe-
sen, Schule und Ausbildung in diesem Bereich zu
verbessern.

Wie soll das gehen angesichts des Sparkurses der
rheinland-pfälzischen Landesregierung?

Höfken: Die Akzente werden neu gesetzt. Eine
Anhebung der bisher niedrigen Öko-Prämien wird
im Übrigen auch vom Deutschen Bauernverband
(DBV) für notwendig erachtet. Derzeit lassen wir
die geltenden Prämiensätze im Programm Agrar-
Umwelt-Landschaft (PAULa) für den Bereich Öko-
landbau überprüfen. Im Ergebnis können voraus-
sichtlich im November 2011 Anträge für die Umstel-
lung auf Ökolandbau und die Beibehaltung gestellt
werden. Mit dem vorhandenen Förderinstrumenta-
rium der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) wird
mein Haus verstärkt Initiativen unterstützen, die
zum Ausbau leistungsfähiger Vermarktungsstruktu-
ren im Ökobereich und im konventionellen Bereich
beitragen. Uns ist besonders an regionalen Konzep-
ten für die Erzeugung und Vermarktung von Öko-
produkten gelegen. Eine Schlüsselstellung nimmt
schließlich die Umstellungsberatung am „Kompe-
tenzzentrum ökologischer Landbau“ (KÖL) ein. Da-
neben wird die produktionstechnische Beratung im
Ökobereich weiter ausgebaut und das Versuchs-
wesen intensiviert. Im Unterricht der Berufs- und
Fachschulen für Land-, Wein- und Gartenbau wollen
wir den ökologischen Anbau weiter ausbauen.

Wie kann die GAK zur Beschäftigung beitragen?

Höfken: Wir müssen die GAK mit ausreichend
Finanzmitteln ausstatten. Da ist vor allem der Bund
gefordert, die Kürzungen der letzten Jahre zurück-
zunehmen. Wir werden dafür Sorge tragen, dass
Bundes- und EU-Mittel kofinanziert werden. Inhalt-
lich werden wir einige Akzentverschiebungen vor-
nehmen. Neben umwelt- und tiergerechter Erzeu-
gung geht es um die strukturelle Verbesserung von
Logistik, Verarbeitung und Vermarktung von rhein-
land-pfälzischen Produkten sowie die Verbesserung
regionaler Wertschöpfungsketten. Ferner wollen wir
die einzelbetriebliche Investitionsförderung sichern
und besonders tierartgerechte Haltungsverfahren
gezielt fördern. Schließlich geht es auch in Zukunft
um eine Stärkung der ländlichen Räume mit den
dafür zur Verfügung stehenden Förderinstrumenten.
Insgesamt kommt meines Erachtens der GAK und
der 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)
eine Schlüsselrolle für die Beschäftigung in länd-
lichen Räumen zu.

Sie haben sich wiederholt für ein Greening der
1. Säule ausgesprochen, warnen aber vor einer
Schwächung der 2. Säule. Besteht nicht die Gefahr,
dass die starke Betonung der 1. Säule zu einer
Schwächung der 2. Säule führen wird?

Höfken: Nein, im Gegenteil. Das Greening führt
zu einer flächendeckenden Basis-Ökologisierung
der Direktzahlungen und überlässt andererseits
die zielorientierten Agrarumweltmaßnahmen der
2. Säule. Das Greening sorgt für die notwendige
Akzeptanz für die GAP insgesamt. Nur so ist eine
Beibehaltung des vergleichsweise starken EU-
Agrarbudgets zu rechtfertigen.

Wie kann die GAP stärker auf die Sicherung von
Beschäftigung ausgerichtet werden?

Die Legitimation der Direktzahlungen als wichtiger
Faktor zur Stabilisierung der landwirtschaftlichen
Einkommen wird derzeit durch gravierende Mängel
in der Verteilungsgerechtigkeit untergraben. Des-
halb ist es erforderlich, die Direktzahlungen in
Abhängigkeit von der Betriebsgröße degressiv
auszugestalten. In der 1. Säule ist eine progressive
Kürzung der Direktzahlungen ab einer bestimmten
Höhe und eine Kappung bei einem Höchstbetrag je
Betrieb nötig. Dabei müssen die Kosten der bereit
gestellten sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplät-
ze berücksichtigt werden. In der 2. Säule darf das
derzeit verfügbare Maßnahmenspektrum nicht
geschmälert werden, sondern muss in seiner ge-
samten Bandbreite bis zum LEADER-Ansatz erhal-
ten bleiben.     Rainer Münch
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Arbeitsplatzangebot auf dem Land defizitär
Gabriele Sturm, Antje Walther*

Seit Mitte der 1980er Jahre lässt das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
jährlich die Urteile der erwachsenen Bevölkerung zu ihren Wohn- und Lebensbedingungen erheben.
Dazu gehört regelmäßig auch die Frage an die Erwerbstätigen nach der Sicherheit ihres Arbeitsplat-
zes. Diesbezügliche Befunde aus der Umfrage 2010 werden hier regional differenziert vorgestellt.1

* Dr. Gabriele Sturm und Antje Walther, Referat Raum- und Stadtbeobachtung, Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung, Bonn,
gabriele.sturm@bbr.bund.de/antje.walther@bbr.bund.de

1 Weitere Ergebnisse in: BBSR (Hg.) (2011). Lebensqualität in kleinen Städten und Landgemeinden. Aktuelle Befunde der BBSR-Umfrage
(BBSR-Berichte KOMPAKT 5/2011). Bonn: Selbstverlag des BBR.

2 Siehe u. a.: BBSR (Hg.) (2010). Deutschland anders sehen – Atlas zur Raum- und Stadtentwicklung (Analysen Bau.Stadt.Raum, Bd. 2, S. 12 f.).
Bonn: Selbstverlag des BBR.

In den vergangenen 50 Jahren
hat sich auch in Deutschland die
Industrie- hin zu einer Dienstleis-
tungs- und Wissensgesellschaft
modernisiert. Damit verband sich
u. a. die Vorstellung, dass regio-
nale Unterschiede zunehmend
unwichtig für Arbeits- und Wert-
schöpfungsprozesse würden. Vie-
le glaubten, dass mit der zuneh-
menden technischen Vernetzung
die körperliche Präsenz für Arbeit
oder Kommunikation nur noch
begrenzt notwendig wäre. Tat-
sächlich hat sich in dafür geeig-
neten Dienstleistungsbreichen
die Zahl von Telearbeitsplätzen
erhöht, was insbesondere von
Eltern jüngerer Kinder begrüßt
wird. Allerdings sind Pendelwege
zwischen Wohnung und Arbeits-
platz nicht weniger oder kürzer
geworden und auch die Zahl der
Arbeitsplätze „auf dem Land“ ist
im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt nicht überproportional
gewachsen (s. Abb. 1). Die kon-
junkturelle Erholung findet in
Deutschland ihren Niederschlag
in einer nach wie vor eher positi-
ven Arbeitsplatzentwicklung und
die Entspannung auf dem Arbeits-
markt spiegelt sich im Lebensge-
fühl der Bevölkerung. Dennoch
ist der Erwerbstätigenbesatz, als
Indikator für das regional zur Ver-
fügung stehende Arbeitsplatzan-
gebot, in Großstädten wesentlich
höher als in ländlich geprägten
Regionen und im Westen höher
als im Osten.2

Vor diesem Hintergrund wurde
in der Befragung 2010 in die Liste
der Anlässe, deretwegen die
nächstgrößere Stadt aufgesucht
wird, auch die Antwortmöglichkeit
„zur Arbeit fahren“ aufgenommen:

In Kleinstädten (10 000 bis
unter 20 000 Einwohner in der
Gemeinde oder im Zentrum
eines Gemeindeverbands und
meist grundzentrale Funktion)
geben 36 %,

in Landstädten (5 000 bis unter
10 000 Einwohner oder grund-
zentrale Funktion) 29 % und

in Landgemeinden (ohne städ-
tisches Zentrum) 14 % an,
regelmäßig zur Arbeit in die
nächstgrößere Stadt zu fahren.

In Deutschland wohnen nur
knapp 26 % der Gesamtbevölke-
rung außerhalb von Großstadt-
regionen in Gemeinden, aus de-
nen weniger als ein Viertel der
Auspendler zwecks Erwerbsarbeit
in eine Großstadt pendelt. Des-
halb ist davon auszugehen, dass
die meisten der in kleineren Städ-
ten und Landgemeinden befrag-
ten Pendlerinnen und Pendler im
Einzugsbereich einer Großstadt
leben und entsprechend ihre
Erwerbsarbeit in der Großstadt
finden.

Zugleich entfällt auf die fern
von großstädtischer Infrastruktur
gelegenen Gemeinden etwa die
Hälfte der Fläche der Bundesrepu-
blik. Entsprechend geben von den

Befragten in ländlichen Gemeinden
30 % an, weiter als 25 Kilometer
entfernt von der nächstgrößeren
Stadt zu leben. Das erklärt, warum
der Anteil an Berufspendlern deut-
lich geringer ist: Entweder es gibt
wohnortnahe Erwerbsarbeit oder die
Menschen sehen sich gezwungen
fortzuziehen.

Der vordringliche Wunsch nach ei-
nem Arbeitsplatz vor Ort wird durch
die Antworten der Befragten auf die
Frage „Was müsste Ihrer Meinung
nach beim Versorgungsangebot Ih-
rer Gemeinde dringend verändert
werden?“ gestützt. Hier nennen

70 % der in ländlichen Gemeinden,

66 % der in Landstädten und

64 % der in Kleinstädten Befragten

an erster Stelle das „Angebot an
Arbeits- und Verdienstmöglichkei-
ten“ als dringendsten Handlungsbe-
darf, dicht gefolgt vom „Angebot an
Ausbildungsplätzen, Lehrstellen“, für
das durchschnittlich 60 % der nicht
in Groß- und Mittelstädten Wohnen-
den Handlungsbedarf sehen.

Wer einen Erwerbsarbeitsplatz hat,
schätzt diesen im Herbst 2010 mehr-
heitlich als sicher oder zumindest
eher sicher ein (s. Abb. 2). In West-
deutschland beurteilen lediglich
15 %, in Ostdeutschland 18 % ihren
Arbeitsplatz als (eher) unsicher. Die
vergleichsweise höchste Unsicher-
heit wird aus westdeutschen (17 %)
wie ostdeutschen (24 %) Mittelstäd-
ten berichtet. Das verweist darauf,
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dass die Funktion von Mittelstäd-
ten als lokale Arbeitsmarktzentren
anscheinend nicht wie erwartet er-
füllt wird. Aber auch in Großstäd-
ten mit ihrer hohen Arbeitsmarkt-
zentralität beklagen bundesweit
vergleichsweise etwas mehr be-
fragte Erwerbstätige einen eher
unsicheren Arbeitsplatz. Insgesamt
erscheinen die Unterschiede zwi-
schen den Siedlungstypen jedoch
nicht besonders auffällig.

Weiter geben 1 % der Befragten
im Westen und 3 % im Osten an,
in einem zeitlich befristeten Arbeits-
verhältnis beschäftigt zu sein. In
den Jahren 2006 bis 2008 waren
dies noch deutlich mehr: im Wes-
ten mehr als 3 % und im Osten
mehr als 6 % der befragten Er-
werbstätigen. In einem befristeten
Arbeitsverhältnis befindet sich
2010 keiner der Befragten aus
westdeutschen Landstädten und
Landgemeinden, was auch darauf
zurückzuführen sein dürfte, dass
dort kaum Zeitarbeitsfirmen tätig
sind. In ostdeutschen kleinen Städ-
ten und Gemeinden hingegen ge-
ben Befragte öfter als in ostdeut-
schen Groß- und Mittelstädten an,
eine befristete Stelle zu haben.
Dies geht damit einher, dass in
Ostdeutschland vergleichsweise
längere Pendelwege zu verzeich-

nen sind, denn für einen Zeitver-
trag zieht man nicht zwingend um.

Fazit

Aus früheren Auswertungen ist
bereits bekannt, dass gerade
außerhalb der Großstadtregionen
die Befragten in kleinen Städten
und Landgemeinden eine deutlich
höhere Ortsbindung an ihren
Wohn- und Lebensort zeigen, als
dies in stärker städtisch geprägten
Umgebungen der Fall ist. Die
Zufriedenheit mit einem an länd-
liche Strukturen und Rhythmen
gebundenen Lebensalltag wird
höher geschätzt als eine Vielfalt

städtischer Infrastrukturangebote –
solange es eine Arbeits- und Ver-
dienstmöglichkeit gibt. Wo der
ländliche Raum derzeit dann trotz-
dem Bevölkerung verliert und wo
er welche gewinnt, hängt letztlich
von der regionalen Arbeitsmarkt-
lage ab: Im Osten und teils auch
im Norden verlieren kleine Städte
und Landgemeinden Bevölkerung
– im Süden gewinnen sie dazu.
Beim Arbeitsplatzangebot wie bei
der Arbeitsplatzsicherheit geht es
insofern weniger um einen Stadt-
Land-Gegensatz als vielmehr um
eine Polarisierung zwischen wirt-
schaftlich starken und schwachen
Regionen in Deutschland.

Abbildung 2: Einschätzung der Arbeitsplatzsicherheit* nach regionaler Lage, 2000 - 2010

Abbildung 1: Bevölkerungs- und Beschäftigtenentwicklung nach Stadt-
und Gemeindetyp
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* Dipl.-Geogr. Dennis Guth, Technische Universität Dortmund, Fakultät Raumplanung, Fachgebiet Verkehrswesen und Verkehrsplanung, Dortmund,
Tel. (0231) 755 78 62, dennis.guth@tu-dortmund.de

PD Dr. Joachim Scheiner, Technische Universität Dortmund, Fakultät Raumplanung, Fachgebiet Verkehrswesen und Verkehrsplanung, Dortmund,
Tel. (0231) 755 48 22, joachim.scheiner@tu-dortmund.de

Dieser Beitrag wurde gefördert durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen des Projektes "Räumliche Erreichbarkeiten und die
Dynamik der Pendlerverflechtungen in Deutschland und der Schweiz 1970-2005" (Förderkennzeichen: HO 3262/3-1 und HO 3262/3-2). Gedankt sei
auch der Dr. Joachim und Hanna Schmidt Stiftung für Umwelt und Verkehr für ihre Unterstützung durch ein Promotionsstipendium.

Der vorliegende Beitrag widmet sich diesen Fra-
gen. Er rekonstruiert die Entwicklung ländlicher Ge-
meinden im Berufsverkehr über eine Spanne von
fast vier Jahrzehnten (1970 bis 2007), für die die
amtliche Statistik das Zahlenmaterial liefert. Grund-
lage bilden Pendler-, Erwerbstätigen- und Arbeits-
platzzahlen der Volkszählungen 1970 und 1987
sowie Beschäftigtendaten der Bundesagentur für
Arbeit der Jahre 1999 und 2007. Die Analysen der
Zeitpunkte 1970 und 1987 beziehen sich auf die
alten Bundesländer, die aktuelleren Daten enthalten
auch die neuen Länder. Angesichts der Unterschie-
de der zugrunde liegenden Daten waren einige An-
nahmen und Modifikationen zu treffen. Für die gro-
ßen Trends zeigen sich dennoch stabile Ergebnisse.

Standörtliche Ungleichgewichte wachsen

Von der Wohnung zur Arbeit zu gelangen, bedeu-
tet heute immer öfter, die eigene Wohngemeinde zu
verlassen, bedeutet oftmals auch, lange Wege in
Kauf zu nehmen. Die damit verbundenen verkehr-
lichen Umbrüche können hier nur angedeutet wer-
den. Als Grundtrend der letzten vierzig Jahre lässt
sich herausstellen, dass die Zahl der Erwerbstäti-
gen, die in ihrer Wohngemeinde arbeiten, kontinu-
ierlich zurückgegangen ist, ganz gleich ob sich die
Gemeinde in einer wirtschaftlich prosperierenden
oder einer arbeitsmarktschwachen Region befindet.
Das Überqueren der Gemeindegrenzen auf dem
Weg zur Arbeit ist inzwischen so selbstverständlich,

Tabelle 1: Strukturkennziffern nach Gemeindeklassen

Wohnen und Arbeiten im ländlichen
Raum: Trends der Pendlerverkehrs-

entwicklung seit 1970
Dipl.-Geogr. Dennis Guth und PD Dr. Joachim Scheiner*

Das berufliche Pendeln zwischen Gemeinden ist wesentlich das
Resultat räumlicher Ungleichgewichte. Die Wohnstätten der er-
werbstätigen Bevölkerung einerseits, die Standorte der Arbeits-
plätze andererseits verteilen sich nicht gleichförmig im Raum,

was berufsbezogene Ausgleichsbewegungen erforderlich macht. In den vergangenen Jahrzehnten
haben sich diese Ungleichgewichte in den meisten hochentwickelten Industrie- und Dienstleis-
tungsgesellschaften verstärkt und das Pendeln hat sich intensiviert. Aber warum ist das Pendeln
inzwischen so selbstverständlich und wie haben sich die Verflechtungen seit den 1970er Jahren
verändert? Wirkt der räumliche Lagekontext auf die Intensität des Pendelns, auf die zurückgelegten
Distanzen? Zeigen sich Hinweise auf ein spezifisches Pendlerverhalten in ländlichen Räumen?



15Arbeitsmarkt ländlicher Raum

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

dass die Zahl der Pendler selbst dann zunimmt,
wenn am eigenen Wohnort die Zahl der Arbeitsplät-
ze steigt, was an und für sich eine stärkere Orien-
tierung der lokalen Erwerbstätigen auf diese Be-
schäftigungsangebote erwarten ließe.

Zur Ermittlung räumlicher Spezifika wurde das
Zahlenmaterial mit dem Modell der Stadt- und
Gemeindetypen des BBSR1 verknüpft. Tabelle 1
enthält einige Kennziffern, die mit Blick auf den
ländlichen Raum erste Schlüsse erlauben:

Im Jahr 2007 lebten etwa 31 von 100 Erwerbstä-
tigen in ländlichen Gemeinden, damit etwa gleich
viele wie in den großen Städten Deutschlands.

Die ländlichen Gemeinden haben als Wohn-
standorte der Erwerbstätigen im Zeitverlauf an
Gewicht gewonnen. Bei den Arbeitsplätzen lässt
sich ein solcher Trend nicht feststellen. Etwa 19
von 100 Arbeitsplätzen befanden sich 2007 in
ländlichen Kommunen, damit weniger als halb
so viele wie in den Großstädten.

Im ländlichen Raum entfielen im Jahr 2007 auf
100 Erwerbstätige etwa 62 Arbeitsplätze, 1970
waren es etwa 75. Diese „Unterausstattung“
zwingt einen Teil der ländlich wohnenden Er-
werbstätigen zum Auspendeln.

Eine Zunahme standörtlicher Ungleichgewichte
offenbart auch der von uns berechnete Entmi-
schungsindex. Der Wertebereich dieses Indika-
tors liegt zwischen null und eins; je näher bei
eins, desto entmischter, d. h. standörtlich un-
gleichmäßiger verteilen sich Wohnen und Arbei-
ten innerhalb des jeweiligen Gemeindesystems.
Zwischen 1970 und 2007 nahm die Entmischung
in den ländlichen Gemeinden kontinuierlich zu,
wenngleich seit 1987 sichtlich gebremst. Gemein-
den spezialisieren sich demzufolge zunehmend
entweder auf die Ansiedlung von Arbeitsplätzen
oder auf die Wohnfunktion.

Zunahme der Verflechtungsintensität

Arbeitsplatzbesatz und Entmischungsindex liefern
Hinweise, dass das Pendeln über Gemeindegrenzen
seit 1970 an Bedeutung gewonnen hat. Aber wie
stark und in welcher Weise haben sich die Pendler-
ströme im ländlichen Raum tatsächlich verändert?
Blicken wir zunächst auf die sich wandelnden Ein-
und Auspendlerraten im Zeitverlauf. Die Einpendler-

rate gibt den Anteil der Arbeitsplätze an, die von
auswärtigen Erwerbstätigen, also von Einpendlern
besetzt werden. Die Auspendlerrate gibt umgekehrt
den Anteil der Erwerbstätigen an, die zum Aufsu-
chen des Arbeitsplatzes die Wohngemeinde ver-
lassen, also auspendeln.

Die gemeindlichen Pendlerraten variieren stark
zwischen Gemeinden und sind abhängig von den
jeweiligen Gegebenheiten vor Ort. Denkbar ist, dass
eine arbeitsplatzstarke Gemeinde mit einer breiten
Branchenstruktur und einer Vielzahl hochwertiger
Arbeitsplätze eine stärkere Bindungswirkung auf die
ansässigen Erwerbstätigen ausübt als eine Gemein-
de mit Arbeitsplatzdefiziten und struktureller Pro-
blemlage. Umgekehrt erscheint es aber auch plau-
sibel, dass hochwertige Arbeitsplätze in starkem
Maße von Einpendlern (damit von auswärtigen Er-
werbstätigen) nachgefragt werden, etwa dann, wenn
das Arbeitsplatzangebot nicht zu den Qualifikatio-
nen der erwerbstätigen Wohnbevölkerung passt.

Eine einzelgemeindliche Verflechtungsanalyse der
rund 6 000 ländlichen Gemeinden im Westen bzw.
rund 3 200 Gemeinden im Osten Deutschlands
kann aus Platzgründen nicht Gegenstand dieses
Beitrages sein. Es wurden aus diesem Grund „mitt-
lere“ Raten gebildet. Tabelle 2 macht deutlich, dass
das übergemeindliche Pendeln im ländlichen Raum
in den vergangenen vierzig Jahren stark an Bedeu-
tung gewonnen hat – und zwar in beide Richtungen.
Im Jahr 1970 verließen etwa 39 von 100 Erwerbstä-
tigen ihre Wohngemeinde zum Arbeiten (Deutsch-
landmittel (DM): 24 von 100), im Jahr 2007 waren
es 80 von 100, in Großstädten dagegen nur 30 von
100 (DM: 59 von 100). Gleichzeitig wurden 67 von
100 ländlichen Arbeitsplätzen von Einpendlern be-
setzt (DM: 59 von 100), im Jahr 1970 waren es etwa
19 von 100 (DM: 25 von 100). Dies hat vor allem
mit den geringeren Gemeindegrößen zu tun.

Tabelle 2: Aus- und Einpendlerraten nach Gemeindeklassen

1 Akronym für „Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung“ (BBR).
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Die Arbeitsplätze, die im Jahr 2007 von Auspend-
lern ländlicher Gemeinden aufgesucht wurden, be-
fanden sich überwiegend nicht im ländlichen Raum.
Die räumlichen Orientierungen zeigen die Attrakti-
vität städtischer Zentren bei der Zielwahl der länd-
lichen Auspendler. Während die Zahl der Binnen-
pendler, als Personen mit identischer Wohn- und
Arbeitsortgemeinde, stark rückläufig ist, gewannen
städtische Pendlerziele an Attraktivität. Bedeutsam-
stes auswärtiges Ziel der Pendler mit ländlichem
Wohnsitz waren die Mittelstädte, gefolgt von den
Großstädten. Erst an dritter Stelle folgen andere
ländliche Gemeinden, und an letzter Stelle die
Kleinstädte, die bei der Zielwahl nur eine unterge-
ordnete Rolle spielen. Nennenswerte strukturelle
Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland
bestehen nicht.

Ausweitung der Distanzen im Berufsverkehr

Es wurde gezeigt, dass die Erwerbstätigen in länd-
lichen Gemeinden auf dem Weg zur Arbeit über-
durchschnittlich häufig eine Gemeindegrenze über-
queren – und zwar mit stark steigender Tendenz.
Bedeutet dies, dass sie auch besonders weite Ar-
beitswege in Kauf nehmen müssen? Tabelle 3 zeigt,
dass die Gruppe der ländlich wohnenden Erwerbs-
tätigen überdurchschnittliche Distanzen zurücklegt.
Ihre mittlere Pendelentfernung hat sich zwischen
1970 und 2007 um 6,9 km (84 %) erhöht und lag zu
allen vier Zeitpunkten über dem Deutschlandmittel.
Die Unterschiede zwischen den Gemeindetypen
sind allerdings weniger ausgeprägt als die extrem
unterschiedlichen Anteile der Binnenpendler und
Auspendler erwarten lassen würden.

Dieses Bild relativiert sich stark, wenn die inner-
gemeindlichen Pendler ausgeblendet und statt-
dessen nur Pendler betrachtet werden, die auf dem
Weg zur Arbeit ihre Wohngemeinde verlassen
(s. Tab. 3). Die mittlere Pendeldistanz der Aus-
pendler aus ländlichen Gemeinden ist zwischen
1970 und 2007 nur um 2,0 km (12 %) gestiegen, die
durchschnittliche Auspendeldistanz lag 2007 mit
18,8 km gar um 3,2 km (15 %) unter dem Deutsch-
landmittel (im Osten lag sie um 1,4 km höher als im
Westen). Auspendler ländlicher Gemeinden pendeln
mehrheitlich über kurze Distanzen: 55 von 100 pen-
deln maximal bis zu 15 km zwischen Wohn- und
Arbeitsstätte (2007, einfacher Weg), nur rund 5 von
100 legen täglich einen – einfachen – Arbeitsweg
von mehr als 50 km zurück (2007). Dieses Muster
unterscheidet sich deutlich von jenem der Städte.
Dort werden im Mittel kurze Wege zurückgelegt;
gleichzeitig ist der Anteil der Auspendler mit extrem
langen Wegen deutlich höher als im ländlichen
Raum. Fernpendler sind also eher ein städtisches
als ein ländliches Phänomen.

Tabelle 4 vermittelt schließlich einen Eindruck
von den Einzugsgebieten der in ländlichen Ge-
meinden befindlichen Arbeitsplätze. Sämtliche
Zahlen vermitteln ein konstantes Grundbild: Die
Pendlereinzugsräume weiteten sich im Zeitverlauf
zwar aus, jedoch entfalten die Arbeitsplätze zu
keinem Untersuchungszeitunkt die „Sogkraft“ der
Beschäftigungsangebote in städtischen Zentren.
Im Gegenteil: Die Einpendler ländlicher Gemein-
den legen im Durchschnitt sehr deutlich kürzere
Wege als jene der übrigen Gemeindetypen zurück,
im Schnitt um 8,1 km (37 %) niedriger als im
Deutschlandmittel.

Tabelle 3: Mittlere Pendeldistanzen der Erwerbstätigen am Wohnort und der Auspendler
(jeweils einfacher Weg) nach Gemeindeklassen
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Resümee: Vielfältige Einflüsse
führen zur Zunahme des Pendelns

Die skizzierten Pendeltrends stehen ohne Frage
im Zusammenhang mit räumlichen Entwicklungen
wie etwa die oben dargestellte Funktionstrennung
des Wohnens und Arbeitens im Zeitverlauf. Neben
dem raumstrukturellen Wandel haben jedoch auch
die verkehrlichen, ökonomischen und arbeitsmarkt-
politischen Veränderungen der letzten Jahrzehnte
Einfluss auf das Pendeln. Zahlreiche gesellschaft-
liche Trends tragen zu einer Intensivierung und
Radiuserweiterung des Pendelns bei, wie etwa
eine zunehmende Neigung der Erwerbstätigen zur
Akzeptanz längerer Pendeldistanzen aufgrund
unsicherer oder befristeter Beschäftigungsverhält-
nisse oder häufig wechselnder Arbeitsorte. Weitere
Erklärungsgründe liegen in der schrittweisen Flexi-
bilisierung und Spezialisierung des Arbeitsmarktes,

Tabelle 4: Mittlere Pendeldistanzen der Erwerbstätigen am Arbeitsort und der Einpendler
(jeweils einfacher Weg) nach Gemeindeklassen

in der Zunahme doppelverdienender Erwerbstätiger
in Paarhaushalten oder in der Zunahme der Moto-
risierung und in der Verbesserung der Verkehrs-
systeme. Diese Entwicklungen betreffen auch
den ländlichen Raum. Allerdings lässt sich ihr
Einfluss mit den vorliegenden Daten nicht
präzisieren. Die genannten Faktoren dienen
zum Verständnis und sind für die Entwick-
lung des Berufsverkehrs relevant. Sie
sollten in künftigen Analysen stärker
berücksichtigt werden, genau wie
auch eine Berücksichtigung der
Pendelzeiten und Verkehrsmittel
wünschenswert wäre.
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Arbeit an der Zukunft: die
Ländlichen Räume werden gewinnen

Christine Ax und Fritz Walter*

Unsere Beziehung zur Arbeit ist gespalten: dies gilt auch für un-
sere Beziehung zum Land, zur Natur. Nirgendwo ist die unmittel-
bare Erfahrung der Natur-Notwendigkeiten offensichtlicher und
bedrängender als in der Landwirtschaft. Doch Landluft macht
auch frei und bietet Chancen für selbstbestimmtes Leben, gute
Arbeit, Gemeinschaft, Sinn und Sinnlichkeit. Auf dem Weg zu

neuen Wohlstandsmodellen steht die Arbeit an und mit der Natur nicht nur als Last, sondern vor
allem auch als Lust in der Stadt ganz oben auf der Tagesordnung. Permakultur und Terra Preta sind
zum Inbegriff eines nachhaltigen Umgangs mit der Natur geworden. Auch die Selbstversorgung ge-
winnt an Attraktivität. Das Prinzip Dorf ist vor allem in der Stadt ein Sehnsuchtsort und Gegenmo-
dell zu Einsamkeit und einer Welt, deren Komplexität und Risiken nicht mehr beherrschbar erschei-
nen. Neue Stadt-Land-Bündnisse sind heute mehr denn je möglich und nötig.

* Christine Ax und Fritz Walter gehören zu aha - büro für zukunftsfähige entwicklung und kommunkation. Christine Ax hat sich schon seit Mitte der 90er
Jahre einen Namen als Autorin und Expertin für Handwerk und nachhaltige Entwicklung gemacht. Ihr jüngstes Buch „Die Könnensgesellschaft - Mit guter
Arbeit aus der Krise“ ist 2009 erschienen und war in Österreich unter den TOP 10 der Zukunftsliteratur 2009. Fritz Walter hat 20 Jahre Erfahrung in der
Moderation und ist Experte für großflächige Transformationsprozesse in Organisationen und Kommunen. Das aha-Büro hat seinen Sitz in Berlin und ist in
verschiedenen Kommunen beratend tätig. Kontakt ax@aha-berlin.com; www.aha-berlin.com.

Die Maschine kommt, der Mensch geht

Meine Schwiegermutter erzählt gerne von früher.
Ihr Großvater, ein Gutsbesitzer in Schleswig-Hol-
stein, beschäftigte 160 Mitarbeiter, für deren Famili-
en in jeder Hinsicht gesorgt war: Es gab eine Schule
und die Gattin des Gutsherren, deren milde Augen
auf allen ruhte. Der Vater hatte noch 60 Mitarbeiter
und der Bruder 20. Heute wird der gleiche Hof von
einem Junggesellen bewirtschaftet, der dafür zwei
Mitarbeiter braucht und Lohnunternehmer. Schwere
Land-Arbeit erledigen Maschinen. Menschen zu
finden, die heute die Art von Landarbeit verrichten,
die nur von Menschen erledigt werden kann, ist
nicht einfach. Nicht zu den Löhnen, die heute ge-
zahlt werden. Nicht unter den Arbeitsbedingungen,
die Landwirtschaft heute zu bieten hat. Immer mehr
Gebäude werden daher heute im Sommer von Tou-
risten bewohnt. Die ökonomische Logik der industri-
ellen Landwirtschaft lässt kaum etwas anderes zu.
Wer beim Discounter einkauft, sollte sich hierüber
nicht empören.

Nach dem zweiten Weltkrieg gab es in Schleswig-
Holstein – nicht zum ersten Mal – eine Landreform.
Den Flüchtlingen wurden Höfe zugesprochen – aber
mit wenig Land. Heute sind viele Flächen wieder an
die Gutshöfe zurückgefallen, verpachtet oder ver-
kauft. Die feudalen Strukturen kommen – oft durch
Heirat – in diesem Land immer wieder zum Vor-
schein. Auch neuer Großgrundbesitz entsteht.

Milliardäre und Millionäre und Fonds haben das
Land als Spielwiese und als Geldanlage entdeckt.
Die einen betreiben ökologischen Landbau und ver-
stehen ihr Engagement als „ökosozial“. Die anderen
haben verstanden, dass das Land mit seiner Bio-
masse eine kostbare Ressource ist, deren Wert nur
noch steigen kann. Die Konzentrationsprozesse sind
ungebrochen. Die Prognosen sprechen eine deut-
liche Sprache. Ausgerechnet die Chance, mit Bio-
masse Geld zu verdienen, führt jetzt dazu, dass der
Landkauf und die Pacht für viele Landwirte nicht
mehr bezahlbar sind und die Preise für Nahrungs-
mittel steigen. Ein in diesen Tagen ergangenes
BGH-Gerichtsurteil stellt klar: Der Vorrang für eine
landwirtschaftliche Nutzung von Fläche war gestern.
Der Anbau von Biomasse oder der Anbau von
Windkrafträdern ist genauso wichtig, wie die Nah-
rungsmittelproduktion. Der steigende Ölpreis wird
so zur Meßlatte für alles und jeden.

Öko, regional und slow:
gute Arbeit und gut fürs Leben

Vor den Toren Hamburgs – auf Gut Wulksfelde –
ging die Entwicklung in die entgegen gesetzte Rich-
tung: Der verpachtete Hof war in miserablem Zu-
stand. Eine Handvoll kompetenter Idealisten hatten
ihn vor 20 Jahren von der Hansestadt gepachtet.
Anfangs waren fünf Menschen bei der Arbeit. Heute
sind dort über dreißig Menschen beschäftigt. Der
Hof macht Millionenumsätze und ist profitabel.
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Hergestellt werden neben Getreide, Gemüse,
Fleisch, Eiern und Weihnachtsgänsen auch Sinn
und Sinnlichkeit. Aus dem Bioladen ist ein Öko-
supermarkt geworden, der Produkte zu Preisen
anbietet, die die wohlhabenden „Waldörfer“ sich
leisten können. Es gibt eine Bäckerei, die grüne
Kiste, ein Restaurant, einen Streichelzoo für die
Kinder und jetzt hält auch das Thema Kultur Einzug.
Auch wenn Wulksfelde durch seine Lage Chancen
hat, die nicht überall vorgefunden werden, ist fest-
zustellen: Es bewegt sich immer mehr in Deutsch-
lands Regionen. Die Zahl der Regionalmarken
wächst und immer mehr Bauernhöfe steigen in die
Direktvermarktung ein, diversifizieren und ver-
netzen sich. Die Zahl der „Lebensgemeinschaften“
und der Dörfer, die sich neu erfinden, steigt.

Vor allem in den Metropolen gibt es zzt. einen
Trend zum Land und zum eigenen Garten: Kleingär-
ten stoßen auf neues Interesse und an den Kiosken
wächst die Zahl der Blätter, die auf der Welle surfen
wollen, die von der Zeitschrift „LandLust“ erzeugt
wurde. Die Regionalbewegung boomt und Slowfood
sorgt für immer neue kulinarische Standards, die in
der Gastronomie und von den verwöhnten Gaumen
gut verdienender Städter mit Begeisterung aufge-
nommen und von Mund zu Mund weitergetragen
werden. Vor allem die Dimension „Sinn“ in Gestalt
eines ökosozialen Kontextes, ist ein erfolgreiches
Verkaufsargument und wird zum Sehnsuchtsort der
Städter. Im Prinzessinnengarten in Berlin kumulie-
ren diese Bewegungen: Die junge, kreative Stadt-
gesellschaft zelebriert das Vergnügen der direkten
Begegnung mit der Natur – findet Geschmack an
der selbstgezüchteten Tomate und dem selbstge-
züchteten Salat. Das Thema Nachhaltigkeit ist als
Lebensstil in den Städten vor allem bei den Gebilde-
ten und den Wohlhabenden angekommen. Dies
bedeutet aber noch nicht, dass die „Widersprüche“
zwischen Stadt und Land aufgehoben wären.

Noch immer begegnen uns Stadt und Land vor
allem als Antagonisten. Denn die Natur ist den
Städtern bisher nur so lange lieb und teuer – solan-
ge die Begegnung mit ihr nicht in Arbeit ausartet.
Dass es vielen Vollzeitbauern nicht anders geht,
liegt auf der Hand. Wo früher Großfamilien die
Arbeit teilten, sind in der industrialisierten Landwirt-
schaft alle dem Diktat der Ökonomie unterworfen.
Selbst wenn die Familie mithelfen möchte – ist es
ökonomisch oft „nicht darstellbar“. Es sei denn, die
Beteiligten entscheiden sich bewusst für ein ande-
res, ein alternatives Leben, verhalten sich ökono-
misch „irrational“ und leben andere, nachhaltigere
Werte.

Arbeit

Den wichtigsten Beitrag zum Verständnis dessen,
was uns Arbeit heute ist, leistete sicher Hannah
Arendt. Sie unterschied die menschliche Tätigkeit in
Arbeiten, Herstellen und Handeln. Die eigentliche
„Arbeit“ – dies entspricht bis heute unserem gän-
gigen Sprachgebrauch – ist vor allem mit der Welt
der Notwendigkeit verbunden. An erster Stelle – vor
allem historisch betrachtet – ist es unser Austausch,
der Stoffwechsel mit der Natur.

Harte Arbeit, die Mühen des Herstellens sind uns –
wenn die Rahmenbedingungen stimmen – nicht nur
Last, sondern auch Lust. Die gleichen Menschen,
die ungern einen Schritt zu viel zu Fuß gehen, lie-
ben es, wenn im Sportstudio der Schweiß in Strö-
men fließt und man sich voll verausgaben kann,
weil man weiß, wie gut das für die Psyche und den
Körper ist.

Was Menschen der Mühe wert ist, dafür ist auch
die Geschichte der Künste und ihre Vielfalt in Stadt
und Land ein eindrücklicher Beweis. Die Künste und
die Vielfalt der Berufe verdanken wir unserer Liebe
zum „Herstellen“, die für den „Homo Faber“ in uns
typisch ist. Nicht nur die Fürsten, auch die Landbe-
völkerung liebte schon immer den Luxus und gab
ihm Raum und Zeit. Denn nirgendwo weiß man bes-
ser als auf dem Lande, wie wichtig es ist, sich von
Zeit zu Zeit in Freiheit über die Notwendigkeiten des
Alltags zu erheben.

Der Arbeitsgesellschaft geht die Arbeit aus

Mit dem Begriff der Arbeitsgesellschaft charakteri-
sierte Hannah Arendt eine Gesellschaft, in der alles
und jeder zu jeder Zeit und an jedem Ort der ökono-
mischen Notwendigkeit unterworfen ist und alles –
auch das Herstellen – zur Arbeit wird. Diese (unse-
re) Arbeitsgesellschaft ist seit Anfang dieses Jahr-
hunderts in der Krise. Dass man in einer Welt mit
begrenzten Ressourcen nicht grenzenlos wachsen
kann, liegt auf der Hand. Namhafte Expertinnen und
Experten sind sich inzwischen einig: Bis zu 80 %
des heutigen Energie- und Rohstoffverbrauchs
muss bis 2050 eingespart werden. Unser Wohlstand
soll – nein muss – um ein Vielfaches schlanker
werden.

Wie kann das gehen? Mit welchen Folgen für die
Welt der Arbeit? Welcher Art von Arbeit sollten wir
in Zukunft in Stadt und Land noch nachgehen, was
dürfen wir noch kaufen und konsumieren, ohne die
Existenz künftiger Generationen zu gefährden?
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Ohne ein Umdenken in Sachen Arbeit, dies ist
sicher, kann der Übergang in eine nachhaltigere
Wirtschafts- und Lebensweise nicht gelingen.

Da alle Versuche, das Wirtschaftswachstum vom
Ressourcenverbrauch zu entkoppeln, bisher ge-
scheitert sind, ist der ökonomische und soziale
Wandel in Richtung „Post-Wachstums-Gesellschaft“
unausweichlich. Die Regierungen Europas bereiten
sich auf ihre Weise darauf vor. Nicht mehr das BIP
soll in Zukunft Auskunft darüber geben, ob ihr Han-
deln erfolgreich war und Politik legitimieren. Imma-
terielle Güter wie Gesundheit und Bildung, die Opti-
mierung des individuellen Wohlbefindens – das
Bruttosozialglück – sollen an die Stelle des unspe-
zifischen Verbrauchs-Indikators BIP treten. Aus dem
Verbraucher sollen Gebraucher und Bürger werden,
die in ihrem Leben weniger materielle und mehr
immaterielle Ziele verfolgen. Besser und anders ist
also in Zukunft mehr.

Der Wandel ist möglich

Was sich in Deutschland noch als Luxusdebatte
darstellen mag und nur im Zusammenhang mit der
„Urbanen Landwirtschaft“ thematisiert wird, ist in
Ländern wie Griechenland oder Spanien bereits
Realität. Nicht nur in den Städten wird die Natur mit
ihrer Frugalität als Quelle von Subsistenz und
Gemeinschaftsbildung entdeckt – es gibt einen
deutlichen Trend zur Rückkehr aufs Land. 40 000
neue landwirtschaftliche Existenzgründungen zähl-
ten die griechischen Behörden im Jahr 2010. Nicht
die Hoffnung auf die schnelle Mark treibt die Men-
schen zurück aufs Land und hält sie dort. Es sind
die intakteren sozialen Beziehungen, dass man
einander kennt, hilft und braucht, dass man sich
nicht so sehr um die Ernährung sorgen muss und
dass Wohlstand hier eine sozialere, eine menschli-
che Komponente hat. Alte und neue Berufe kom-
men zu Ehren. Ein großer Vorteil ist auch, dass man

Entscheidend ist, dass es gelingt, zwischen Stadt und Land Brücken zu schlagen und Vertrauen aufzubauen. Auch wenn es manchmal
so scheint, als ob die ökonomischen Zwänge alles dominieren. Dieser Eindruck täuscht. Entscheiden wird letztlich die Qualität der
sozialen Beziehungen. Hieran müssen wir arbeiten.
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die eigene Existenz auf mehrere Standbeine vertei-
len kann, die in der Summe mehr Sicherheit und
lustvolleres Tätigsein versprechen als die alten
Abhängigkeiten in der Stadt.

In Deutschland wächst seit Jahren die Zahl der
„Lebens-Gemeinschaften“, die ganze Dörfer aufblü-
hen lassen, weil sie sich von der Fessel eines Para-
digmas befreien, das die ökomischen Rationalitäten
über alles – über jede/-n stellt. Ganze Dörfer ma-
chen sich auf den Weg und begeben sich auf die
Suche nach einer nachhaltigeren Zukunft. Dabei
spielt die Selbstversorgung mit Energie eine große
Rolle. Was in Wulksfelde oder in Lebensgemein-
schaften vorgemacht wurde, ist auch andernorts
eine Inspiration oder Blaupause. Handwerk und
Gewerbe sind dabei unverzichtbare Partner und
Träger einer nachhaltigen und zukunftsfähigen
Wirtschafts- und Lebensweise. Denn nicht weniger
wichtig als die Urproduktion ist die Rückkehr zu
einer „Ökonomie der Nähe“. Teilen und Tauschen –
selbst Regionalwährungen erscheinen vielerorts
hilfreich, um einer Entwicklung gegenzusteuern,
die aus blühenden Landschaften eine Einöde
macht, in denen die Megamaschine „Präzisions-
landwirtschaft“ einsam ihre Runden zieht und die
Biomasseproduktion auf Kosten einer bäuerlichen
Landwirtschaft geht. Das muss nicht sein. Es geht
auch anders. Wo Kommunen und Bürger auf dem
Land ihr Schicksal selber in die Hand nehmen,
gehen bäuerliche Landwirtschaft und Energiewende
auch Hand in Hand. Dass das Korn unter Photo-
voltaikanlagen sogar besonders gut wächst, ist in
diesem Sinne ein gutes Zeichen.

Manchmal sind es aber auch die Städter, die zu
„change agents“ werden, weil sie einen Teil ihres
Geldes lieber in die Regionalversorgung stecken,
als Aktien zu kaufen oder anonymen Fonds zur
Verfügung zu stellen. Es ist heute durchaus mög-
lich, dass an immer mehr Orten die Erträge der
neuen, grünen „Fruchtfolge“ den entscheidenden
Impuls dafür liefern, dass der Reichtum des Landes
zur Grundlage für nachhaltige, gemeinschaftsorien-
tierte Bewegung wird.

Gemeinsam geht es auch anders:
Arbeit an der Zukunft

Weder die technischen Möglichkeiten noch die
Frage nach den Verfügbarkeiten von Kapital werden
in dieser Schicksalsfrage entscheidend sein. Ent-

scheidend ist, ob es gelingt, zwischen den Land-
bewohnern und zwischen Stadt und Land das Sozial-
kapital, das Vertrauen aufzubauen, das eine solche
Erneuerung braucht. Auch wenn es manchmal so
scheint, als ob die ökonomischen Zwänge alles
dominieren. Dieser Eindruck täuscht. Entscheiden
wird letztlich die Qualität der sozialen Beziehungen.

Außer der organischen Dorfentwicklung, wo sich
über die Jahre gesunde Dorfgemeinschaften entwi-
ckelt haben (siehe Wulkow in Brandenburg – ein
Dorf, das bereits vor der Wende als Widerstands-
nest bekannt war und sich nach der Wende in Rich-
tung ökologische Dorfgemeinschaft entwickelt hat),
gibt es aber auch Dorfgemeinschaften, Kommunen,
Stadtteile, die durch den Einsatz der sog. Schneller-
Wandel-Methoden schneller und zügiger zum Ziel
gekommen sind.

Schneller-Wandel-Methoden sind dialog- und be-
teiligungsorientierte Großgruppenmethoden, die in
den 80er und 90er Jahren überwiegend in den USA
entwickelt wurden – außer Jung’s Zukunftswerkstatt
– und sich ohne Werbung und Marketing rasend
über den Erdball verbreitet haben. Sie alle fördern
einen Prozess, der die Menschen auf sinnvolle Wei-
se einbezieht, in dem gemeinsame Annahmen ent-
deckt, Visionen und Projektideen entwickelt und
Aktionspläne vereinbart werden. Sie haben eine
beträchtliche Hebelwirkung, d. h., dass die Metho-
den mit einem moderaten Zeit- und Ressourcenauf-
wand Ergebnisse erzielen, für die mancherorts Jah-
re gebraucht wurde, bzw. Durchbrüche geschafft
werden, die jenseits der Erwartungen lagen.

Mit diesen Konferenzmethoden, an denen teilwei-
se bis zu 2 000 Teilnehmer/-innen teilnehmen kön-
nen (die einzige Begrenzung ist oft der Raum, in der
die Konferenz durchgeführt wird), werden Kommu-
nen und Regionen darin unterstützt, Strategien zu
entwickeln und effektive Pläne für die Zukunft zu
entwerfen, die dann mithilfe einer nachhaltigen Pro-
jektstruktur auch wirklich umgesetzt werden. Häufig
werden Sie zur Lösung schwieriger Probleme ein-
gesetzt, an denen man oft jahrelang erfolglos he-
rumgedoktert hat, oder um komplexe und wichtige
Fragen anzupacken. Viele dieser Methoden werden
mit Praxisbeispielen im Methodenhandbuch „Praxis
Bürgerbeteiligung“ der Stiftung Mitarbeit beschrie-
ben, weitere Informationen zum Thema sind unter
www.mitarbeit.de oder buergergesellschaft.de zu
finden.
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* Jens-Eberhard Jahn, Gründungsmitglied des Netzwerks Grundeinkommen und wissenschaftlicher Mitarbeiter im Deutschen Bundestag,
Tel. (030)  227 72461, www.alexander-suessmair.de

Diese Idee gibt es weltweit: So wird der Vorschlag
z. B. in den USA hauptsächlich unter dem Namen
Basic Income Guarantee (BIG) diskutiert, weitere
Bezeichnungen im deutschen Sprachraum sind bei-
spielsweise: Sozialdividende, Bürgergeld, Existenz-
geld. In einem Pilotprojekt in Namibia wird das BGE
als Basic Income Grant (BIG) bezeichnet.

100 N$ ohne Gegenleistung –
eine Erfolgsgeschichte in Afrika

Dieses entwicklungspolitische Modellprojekt in
Namibia löste weltweit kontroverse Debatten aus:
Von Januar 2008 bis Dezember 2009 wurde an die
Bewohner der Siedlung Otjivero-Omitara ein Bedin-
gungsloses Grundeinkommen ausgezahlt. Jede Be-
wohnerin und jeder Bewohner dieser Landarbeiter-
siedlung 100 km östlich von Windhoek erhielt 100 N$
(ca. 9 €) pro Monat – ohne jede Gegenleistung. Die
Summe deckt rund ein Drittel des geschätzten Exis-
tenzminimums ab und kann nach europäischen Krite-
rien daher nur als partielles Grundeinkommen be-
zeichnet werden. Mehrköpfigen Familien in ländlichen
Gegenden reicht es immerhin fast zum Überleben.
Daher hat sich das BIG als effizientes Mittel zur
Armutsbekämpfung bewährt: Unterernährung und

Krankheiten gingen zurück, mehr Kinder wurden zur
Schule geschickt, die Kriminalität sank und die Qua-
lität der Wohnstätten verbesserte sich.

Die Menschen gründeten kleine Unternehmen oder
investierten in bestehende: Eine Frau kaufte eine Näh-
maschine, eine Gruppe gründete einen Dorfladen,
eine andere Frau begann mit dem Backen und Ver-
kauf von Brötchen und ein Dorfbewohner brannte
Ziegelsteine – zuerst nur für den Bau seines Hauses,
dann nach und nach für die Nachbarn. Dank Grund-
einkommen war insgesamt die Kaufkraft gestiegen,
so dass alle Menschen im Ort Produkte kaufen und
Dienstleistungen nachfragen konnten.

Aufgrund des Erfolgs dieses Projekts fordern jetzt
viele ein Grundeinkommen für ganz Namibia. Auch in
Alaska gibt es seit 1976 ein Grundeinkommen (Alas-
ka Permanent Found) aus den Gewinnen der lokalen
Ölförderung. Dessen Höhe ist allerdings nicht exis-
tenzsichernd. In Brasilien wird die Einführung eines
Grundeinkommens vorbereitet. Und seit Jahrzehnten
wird es auch in Europa diskutiert.

Kurze Geschichte einer Idee

Vor 25 Jahren gründete der belgische Philosoph
Philippe Van Parijs das Europäische Grundeinkom-
mens-Netzwerk (BIEN). In Deutschland war das
Grundeinkommen in den 80er Jahren Thema in
grünen und sozialkatholischen Kreisen sowie bei
der Erwerbslosenbewegung: Hier reiften die theo-
retischen Herleitungen der Idee aus Ökonomie,
Philosophie, Theologie… In den 90ern geriet das
Thema fast in Vergessenheit.

Dann kamen Agenda 2010 und Hartz-Gesetze. 2004
gründeten Grundeinkommensanhänger aus Katholi-
scher Arbeitnehmer-Bewegung, Bündnis90/Die Grü-
nen und PDS (heute: DIE LINKE) gemeinsam mit an-
deren das Netzwerk Grundeinkommen in Deutschland
als deutsche Sektion des BIEN. Im selben Jahr wurde
das BIEN zum weltweiten Netzwerk.

 Veränderung der Arbeit(swelt) in ländlichen Räumen
durch ein Bedingungsloses Grundeinkommen

Jens-Eberhard Jahn*

Der Begriff „Bedingungsloses Grundeinkommen“ (BGE) bezeichnet sozialpolitische
Finanztransfermodelle, die vorsehen, dass jede Bürgerin und jeder Bürger eine ge-
setzlich festgelegte und für jeden gleiche finanzielle Zuwendung vom Staat erhält.
Dafür müsste keine Gegenleistung erbracht werden. Das BGE allein sollte existenz-
sichernd sein.

Junge in Otjivero, Namibia, mit 100 N$-Schein
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Der Unternehmer Götz Werner, Leiter der Drogerie-
kette dm, meldete sich zu Wort. Er bezeichnete Hartz
IV als „offenen Strafvollzug“ und forderte ein BGE für
alle. Der ehemalige thüringische Ministerpräsident
Dieter Althaus (CDU) forderte ein „solidarisches Bür-
gergeld“ von 600 € (+ 200 € Krankenversicherung).
Die stellvertretende Vorsitzende der Partei DIE
LINKE, Katja Kipping, setzt sich seit 2003 für ein
Grundeinkommen von 1 000 € ein. Und nur knapp
verfehlte 2007 die Forderung nach einem Grundein-
kommen eine Mehrheit auf dem Parteitag der Grü-
nen. In der SPD wird das Thema prominent nicht de-
battiert und das „Bürgergeld“ der FDP ist kein BGE.

Wie gerade ländliche Räume vom
Grundeinkommen profitieren würden

Die Debatte hat längst die städtischen, akademi-
schen Hinterzimmer verlassen und ist auch im länd-
lichen Raum angekommen. Susanne Wiest aus dem
strukturschwachen Vorpommern richtete 2009 eine
Petition mit der Forderung nach einem Grundeinkom-
men an den Bundestag. In nur wenigen Wochen fand
sie über 50 000 Unterstützerinnen und Unterstützer.
Genug, dass der Bundestag dazu eine Anhörung
durchführen musste. Diese Anhörung fand im Novem-
ber 2010 unter reger Teilnahme von Bürgerinnen und
Bürgern aus allen Teilen der Republik statt.

Was als intellektuelle Idee urbaner Christinnen und
Christen, Liberaler, Grüner und Linker entstanden
war, ist vielleicht gerade für die Bewohnerinnen und
Bewohner „strukturschwacher“ ländlicher Räume
interessant1. Im Hochschwarzwald plädiert der CDU-
Arbeitsmarktexperte Thomas Dörflinger, MdB, für ein
Grundeinkommen. Aber längst nicht mehr nur die
Fachleute für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik äußern
sich: Auch die landwirtschaftspolitische Sprecherin
der Bündnisgrünen in Brandenburg, Sabine Niels,
setzt sich für ein Grundeinkommen ein.

Und Alexander Süßmair, Sprecher für ländliche
Räume in der Bundestagsfraktion DIE LINKE, meint
sogar: „Ein Bedingungsloses Grundeinkommen könn-
te ländliche Räume stabilisieren helfen und deren
Bewohnerinnen und Bewohnern den Druck nehmen,
wegziehen zu müssen. Ein Grundeinkommen würde
die Kaufkraft in ländlichen Räumen erhöhen und
somit dort für wirtschaftliche Perspektiven sorgen.“2

Wie wäre es, wenn nicht nur Landwirtinnen und
Landwirte, sondern alle Menschen in ländlichen
Räumen „Direktzahlungen“ erhielten?

Das Grundeinkommen wäre dann eine Art „Bleibeprämie“,
um das demografische Ausbluten strukturschwacher Re-
gionen zu verhindern, weil es wie ein Bürgerrecht ohne
Gegenleistung gewährt wird. Ein Grundeinkommen hätte
eine ökologische Leitwirkung: Ökologisch problematische
Großprojekte könnten nicht mehr damit gerechtfertigt
werden, dass die Menschen auf der Suche nach Einkom-
men abwandern, falls sie nicht realisiert werden.

Ländliche Kulturen, auch Sprachen und Kulturen ethni-
scher Minderheiten wie der Dänen, Friesen und Sorben/
Wenden, könnten so unterstützt und erhalten werden.

Ein Grundeinkommen könnte zu mehr Selbstbestimmung
über das eigene Leben und die eigene Zeit führen; es
würde die Lebensqualität erhöhen; es wäre schlussend-
lich hilfreich, um die herrschende, nicht nachhaltige
Wachstumsideologie entthronen zu können.

Ein Grundeinkommen würde wirtschaftliche, soziale und
kulturelle Initiativen absichern helfen. Kleine Unterneh-
men könnten ohne Existenzangst aufgebaut oder weiter-
geführt werden. „Statt auf Bürokratie und Kontrolle, die
unseren Sozialstaat heute auszeichnen, wird auf Eigen-
verantwortung, Freiheit und Sicherheit gesetzt“, wie es
der frühere thüringische Staatssekretär Hermann Binkert,
CDU, formuliert3.

Der Mensch selbst wäre Maßstab für eine solche „Direkt-
zahlung“, nicht der Hektar. Dies würde auch Landwirtinnen
und Landwirten Sicherheit geben, wenn eines Tages die der-
zeitigen EU-Direktzahlungen wegfallen sollten und das Ein-
kommen mehr als heute am Markt erzielt werden müsste.

Finanzierbarkeit des BGE belegt

Skeptiker und Gegner eines Bedingungslosen Grundein-
kommens führen an, dass es nicht finanzierbar sei. Die
finanziellen Aufwendungen, auch die Finanzierungsquellen,
sind abhängig vom jeweiligen Modell und von der Höhe des
Betrages. Grundeinkommensmodelle gibt es wie Sand am
Meer: Arbeitsloseninitiativen warten hier ebenso mit durch-
gerechneten Konzepten auf wie die o. g. Parteien und Ini-
tiativen sowie Einzelpersonen aus Wissenschaft und Wirt-
schaft. Immer wieder haben Ökonomen die prinzipielle
Finanzierbarkeit unterstrichen.

„Dann würde ja keiner mehr arbeiten…“ ist ein häufiges
Argument gegen ein Grundeinkommen. Nun, „faule“ Men-
schen gibt es auch heute schon, sie wird es immer geben.
Aber ein Grundeinkommen gibt den Menschen ja erst die
materielle Möglichkeit zur Freiheit, zur selbst bestimmten
Aktivität. Das muss nicht zwangläufig Erwerbsarbeit sein.

1 Auch sozialwissenschaftliche Seminararbeiten entstanden bereits zu diesem Thema: http://www.grin.com/de/e-book/166943/ein-grundeinkommen-fuer-den-
laendlichen-raum.

2 Alexander Süßmair in einer Presseerklärung vom 09.11.10: „Grundeinkommen könnte ländliche Räume stabilisieren.“
3 Hermann Binkert (2009): „Ein Konzept für den Sozialstaat von morgen“, in: J.-E. Jahn (Hg.), Ta anankaia euporista. Texte zum Grundeinkommen,

Freiberg: ZAS, S. 98-104.
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Aber ohne materielle Grundlage ist Freiheit eine
Worthülse. Und unter uns: Der materielle Anreiz
zur Arbeit wäre selbst für diejenigen noch vor-
handen, die wenig Arbeitswut verspüren: 600 €,
800 €, 1 000 € – das reicht nur Wenigen länger-
fristig aus.

„Das Grundeinkommen ist ja nur ein Almosen
für diejenigen, die im Erwerbsprozess nicht mehr
gebraucht werden…“ argumentieren die Befür-
worterinnen und Befürworter der Vollbeschäfti-
gung. Nur ist Vollbeschäftigung bei derzeitiger
Produktivität mindestens so utopisch wie ein
Grundeinkommen. Und wer sagt, dass nur Er-
werbsarbeit vollwertige Arbeit ist? Hier wird ein
Paradigmenwechsel stattfinden müssen, weg von
einer Erwerbsgesellschaft und hin zu einer Tätig-
keitsgesellschaft. Das beinhaltet ganz konkret und
materiell eine Aufwertung von Ehrenamt, Bildung,
Eigenarbeit, Zeiten für Erziehung und Pflege von
Familienangehörigen. Aber auch freiberufliche
Tätigkeit würde ein BGE absichern helfen.

Ländliche Räume als „Avantgarde“4?

Ein anderer Einwand scheint gewichtig: Wäre es
verfassungskonform, wenn nur Bürgerinnen und
Bürger in den ländlichen Räumen ein Grundein-
kommen erhielten, nicht aber die Menschen in
den Ballungsräumen? Dort sind die Lebenshal-
tungskosten doch eher höher als auf dem Lande.
Mittel- bis langfristig wäre eine derartige Ungleich-
behandlung von Stadt und Land sicher weder
zielführend noch begründet. Ein Vorsprung des
ländlichen Raumes vor den Ballungsräumen im
Falle der Einführung eines Grundeinkommens
wäre jedoch durchaus sinnvoll. Eine solche Un-
gleichzeitigkeit wäre ein Beitrag zum Abbau struk-
tureller Defizite und ein Schritt zur Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse in Deutschland.

Experimente wagen:
Mit Pilotprojekten beginnen

Doch all dies ist Zukunftsmusik. Aber kurzfristig
wäre es machbar, solch ein ländliches Grundein-
kommen einmal modellhaft auszuprobieren – in
einem Landkreis, einer Region. Ein Experiment
wagen in einer strukturschwachen Region. Hier
ist die Politik gefragt. Hier ist aber auch die Zivil-
gesellschaft vor Ort gefragt, ein derartiges Pilot-
projekt anzustoßen. Denn warum sollte Deutsch-
land, sollte Europa, bei allen Unterschieden,
nicht auch mal von Namibia, von Afrika, lernen
können?

4 In „Die Ostdeutschen als Avantgarde“ (2002, Berlin: Aufbau) plädiert der Soziologe Wolfgang Engler für ein Bedingungsloses Grundeinkommen.

Finanzierung des Grundeinkommens

Je nach Modell unterscheidet sich die Finanzierung des Grundeinkom-
mens. dm-Chef Götz Werner propagiert die Finanzierung des BGE im
Rahmen einer radikalen Steuerreform: Die Mehrwertsteuer soll erhöht,
alle anderen Steuern abgeschafft werden. Seine Begründung: Am
Ende finden sich sowieso alle direkten und indirekten Steuern im
Endpreis eines Produktes oder einer Dienstleistung wieder. Dagegen
spricht, dass gering Verdienende einen größeren Teil ihres Einkom-
mens für den Lebensunterhalt aufwenden müssen als besser Verdie-
nende: Durch eine Mehrwertsteuererhöhung wären Ärmere automa-
tisch benachteiligt. Es würde Geld von Unten nach Oben verteilt,
wenn Arme den Reichen das Grundeinkommen finanzieren. Werner
hält dagegen, dass die Mehrwertsteuer gestaffelt gestaltet werden
könnte: 0 % für Grundbedarf bis 100 % für Luxusgüter.

Die Modelle von Katholischer Arbeitnehmer-Bewegung Deutschlands
(KAB), BAG Grundeinkommen (DIE LINKE), Bündnisgrünen und
anderen sehen zur Finanzierung u. a. Quellen wie Bürokratieabbau,
Finanztransaktionssteuer, Wiedereinführung der Vermögenssteuer
und Erhöhung des Spitzensteuersatzes vor.

Darüber hinaus soll es bei einigen Modellen eine zusätzliche „Grund-
einkommensabgabe“ geben: Bei der „Grünen Grundsicherung“ 25 %
auf alle Bruttoeinkommen, DIE LINKEN sehen 35 % vor und beim
Existenzgeld der Bundesarbeitsgemeinschaft der Erwerbslosen- und
Sozialhilfeinitiativen sind es 50 %.

Das Solidarische Bürgergeld (Althaus-Modell) wird als „negative Ein-
kommenssteuer“ ausgezahlt: Die Finanzierung erfolgt über den 50-
prozentigen Transferentzug bei Einkommen bis 1 600 €, ab 1 600 €
über eine 25-prozentige Einkommenssteuer auf alle Bruttoeinkom-
men.

In den meisten Modellen bleiben Ansprüche aus Versicherungs-
leistungen (ALG I, Rente) erhalten.

Tabelle: Vergleich Monatseinkommen Single heute mit
Monatseinkommen Single bei ausgewählten BGE-Modellen*

* In Anlehnung an Blaschke, Ronald. 2010. „Aktuelle Ansätze und Modelle von Grund-
sicherungen und Grundeinkommen in Deutschland. Vergleichende Darstellung“, in:
Blaschke, R., A. Otto & N. Schepers (Hrsg.): Grundeinkommen. Geschichte – Modelle
– Debatten. Berlin: Dietz, 301-382; 318.

** Für die Berechnung der Hartz-IV-Aufstockung bis zum Tabellenbruttowert 1 000 wurde
für die Kosten der Unterkunft und Heizung der Durchschnittswert von 290 zugrunde gelegt.

*** Inklusive Kosten der Unterkunft und Heizung.

   Bruttoein- Netto     Solidarisches    BGE der BAG      Grüne
   kommen heute       Bürgergeld        DIE LINKE        Grund-

    (Althaus, CDU)          sicherung

 0 649 600 1 000 860
500 828 850 1 271 930

1 000 908 1 100 1 542 1000
1 500 1 071 1 350 1 770 1 250
2 000 1 337 1 700 1 987 1 500
2 500 1 589 2 075 2 193 1 750
3 000 1 828 2 450 2 389 2 000
5 000 2 770 3 950 3 060 3 000

10 000 5 515 7 700 4 520 5 500
30 000 16 377 22 700 10 360 15 500

**                                                                                                                ***
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Stadt-Land-Pay Gap?
Stefan Berwing und Maria Lauxen-Ulbrich*

In den letzten Jahren wird verstärkt das Augenmerk auf regionale
Unterschiede in der Lohnlücke zwischen Frauen und Männern
gelegt (s. Karte). Im Vordergrund stehen, als regionale Differen-
zierung, Stadt-Land-Unterschiede. Dabei können drei Erklärungs-
ansätze unterschieden werden, die wir hier als PendlerInnen-
hypothese, die Infrastrukturhypothese und die Tradition-Moder-
ne-Hypothese bezeichnen. Eine alternative Erklärung setzt bei
der regionalen Arbeitsmarktsegregation an.

* Stefan Berwing, Maria Lauxen-Ulbrich, Institut für Mittelstandsforschung, Universität Mannheim, Tel. (0621) 181-2703, berwing@ifm.uni-mannheim.de

Gängige Erklärungsmuster
greifen nicht

Die PendlerInnenhypothese be-
sagt, dass Frauen auf dem Land
durch längere Pendelwege, bei
gleichzeitiger Hauptverantwor-
tung für Familie und Haushalt,
am Arbeitsmarkt benachteiligt
werden. Diese Benachteiligung
kann einerseits durch eine kleine-
re „Job-Search-Area“ der Frauen
entstehen, die sie dazu zwingt,
für ihre Qualifikation unpassende
Jobs anzunehmen. Andererseits
verfügen Arbeitgeber durch die
geringen Pendeldistanzen der
Frauen über ein Nachfragemono-
pol und können deshalb die Frau-
enlöhne niedrig halten1. Sind aber
die Pendeldistanzen wirklich aus-
schlaggebend? Nein, denn rech-
net man die Distanzunterschiede
in die für Mobilität aufgewendete
Zeit um, dann zeigen sich regio-
nal nur geringe Unterschiede².

Hinsichtlich der Infrastruktur
kann argumentiert werden, dass
ländliche Räume eine schlechte-
re Infrastrukturausstattung z. B.
für Kinderbetreuung aufweisen
als städtische Kernräume und
dadurch das Pay Gap vergrößert
wird3. Dagegen spricht jedoch,
dass die Betreuungsinfrastruktur
bei einer quantitativen Überprü-
fung unter Kontrolle anderer Ein-
flussfaktoren nur einen kleinen

Teil des Pay Gaps erklärt. Dies ist
nur auf den ersten Blick verwun-
derlich, da bessere Betreuung in
erster Linie den Beschäftigungs-
umfang erweitert und gleichzeitig
kann empirisch gezeigt werden,
dass der Beschäftigungsumfang
auf Kreisebene nicht mit dem Pay
Gap korreliert. Darüber hinaus ist
die Frage offen, ob mehr Betreu-
ungsplätze zu mehr Beschäfti-
gung führen oder ob dort, wo
Frauen Beschäftigung finden,
mehr Betreuungsplätze durch
erhöhte Nachfrage entstehen?

Die Verbindung von Stadt und
Land mit Moderne und Tradition
ist ein alter soziologischer Topos.
Daher scheint es auf den ersten
Blick sinnvoll, ländliche Räume
mit traditionellen Rollenverständ-
nissen zu assoziieren4. Legt man
jedoch Milieuuntersuchungen zu-
grunde, dann sind Stadt und Land
hinsichtlich der Milieuzusammen-
setzung weitgehend identisch –
das ländliche Milieu gibt es nicht5.
Ebenfalls zeigen sich bei der
regionalen Untersuchung der
Berufswünsche von jungen Frau-
en – als Ausdruck von traditio-
nellen Rollenverständnissen –
nahezu keine Unterschiede, d. h.
sowohl in der Stadt als auch auf
dem Land ist das Ausmaß der ge-
schlechtstypischen Berufsorien-
tierung hoch6.

Pay Gap aufgrund von
Arbeitsmarktsegregation

Vor diesem Hintergrund schei-
nen die drei angesprochenen
Erklärungsmuster keine Haupt-
komponenten für die Erklärung
der regionalen Unterschiede des
Pay Gaps zu sein. Wie kann eine
Alternativerklärung aussehen?
Wir argumentieren, dass die Ur-
sachen für die regionale Variation
des Pay Gaps nicht im Kontext,
sondern in den Strukturen der
Teilarbeitsmärkte selbst zu su-
chen sind – nämlich der Segre-
gation der Teilarbeitsmärkte nach
Geschlechtern. Hierzu bilden wir
Berufsarten anhand des Anteils
der beschäftigten Frauen im Ver-
gleich zum Anteil der Frauen an
allen Beschäftigten ab. Liegt die-
ser Anteil 15 % über dem Anteil
der Frauen an allen Beschäftig-
ten, so sprechen wir von einem
Frauenberuf, liegt er 15 % darun-
ter, von einem Männerberuf, und
im Segment dazwischen von ei-
nem integrierten Beruf. Betrach-
tet man regionale Teilarbeits-
märkte durch diese Brille, zeigt
sich, dass die regionale Variation
des Pay Gaps in starkem Aus-
maß mit dem Anteil der Frauen
in Frauenberufen variiert.

Die Erklärung des Pay Gaps
durch die Arbeitsmarktsegrega-
tion ist unter folgenden Annah-
men plausibel:
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1. Die gewachsenen regionalen ökono-
mischen Strukturen – unabhängig von
Stadt oder Land – bieten in unter-
schiedlichem Ausmaß Männer-,
Frauen- und integrierte Berufe an.

2. Auf der Berufspräferenzskala der
Frauen stehen integrierte Berufe mit
ihren besseren Verdienstmöglichkeiten
an der Spitze und Frauenberufe mit
schlechten Verdienstmöglichkeiten am
unteren Ende. Ist dies der Fall, dann
folgt daraus, dass Frauen bei gerin-
gem Angebot an integrierten Berufen
in Frauenberufe gedrängt werden und
daher a) die berufliche Segregation zu-
nimmt und b) das Pay Gap ansteigt.
Eine weitere Folge davon dürfte sein,
dass der ökonomische Anreiz, eine
Arbeit aufzunehmen, abnimmt und
somit Frauen aus dem Arbeitsmarkt
verdrängt werden.

Land = Land = Stadt = Stadt

Diese Zusammenhänge folgen letztlich
nicht einer Stadt-Land-Logik, sondern
sind an das regionale Arbeitsplatzan-
gebot gebunden, das erstens von den
drei o. g. Erklärungsmustern unabhängig
ist und zweitens auch innerhalb ländli-
cher und städtischer Räume stark vari-
ieren kann. So gibt es Kreise in Agglo-
merationsräumen wie z. B. Böblingen
(Baden-Württemberg) mit einem hohen
Pay Gap von ca. 42 %, aber auch länd-
liche Kreise mit einem niedrigen Pay Gap
wie z. B. der Kreis Miesbach (Bayern)
mit 27,6 %, welcher fast gleichauf  mit
Düsseldorf (27,5 %) liegt.

Betrachtet man die Unterschiede im
Pay Gap durch die Brille der Segrega-
tion, werden Erklärungen jenseits der
Stadt-Land-Dichotomie erkennbar.
Letztlich bleibt festzuhalten, dass die
adhoc-Plausibilität des Zusammen-
hangs zwischen „ländlich“ und Entgelt-
ungleichheit nur eine vermeintliche ist.
Sie baut auf der ungerechtfertigten
Gleichsetzung von ländlich mit agra-
risch, strukturschwach und traditionell
auf. Diese ist aber bei genauer Unter-
suchung empirisch nicht belegbar.

/            /            /

Literatur
1 Hirsch, Boris; König, Marion; Möller, Joachim (2009): Regionale Unterschiede im  „Gender Pay
Gap“: Lohnabstand von Frauen in der Stadt kleiner als auf dem Land. In: IAB-Kurzbericht 22/2009.
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der Pay Gap: Lohnlücke zwischen Frauen und Männern in der Stadt kleiner als auf dem Land. In:
Deutscher LandFrauenverband e.V.: Entgeltungleichheit in ländlichen Räumen. S. 32-38. Reiter-
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6 vgl. Arbeitspapiere und Arbeitsmarktdaten des ifm unter http://esf.uni-mannheim.de/.
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Integration älterer Arbeitsloser
Der Förderverein Akademie 2. Lebenshälfte im Land Brandenburg e.V. hat es sich unter anderem zur
Aufgabe gemacht, durch gezielte Projekte die Integration von arbeitslosen Menschen im Alter von
über 50 Jahren in die Gesellschaft und in Arbeit zu fördern. 1994 von Betroffenen gegründet, ver-
steht er sich selbst als Lernort für Menschen in der 2. Lebenshälfte, in dem beispielsweise Weiter-
bildungen und Kurse angeboten werden, die es Älteren erleichtern sollen, sich in der Arbeitswelt
und in der Gemeinschaft einzubringen.

Der Verein identifiziert sich mit dem Ziel der Eu-
ropäischen Union, eine Gesellschaft für alle Lebens-
alter zu gestalten. Zu seinen Grundwerten gehören
Selbstbestimmung, Partizipation und Solidarität.
Weitere Ziele sind die Herausbildung eines neuen
Selbstbewusstseins Älterer und die Förderung ihrer
Motivation, möglichst lange gesund und mit Freude
in der Gesellschaft mitzuwirken. Vor diesem Hinter-
grund bietet die Akademie Bildungsangebote mit
hoher Lernwirksamkeit an und leistet damit einen
Beitrag zur Integration älterer Arbeitsloser in den
Arbeitsmarkt.

Zielgruppen der Akademie sind vor allem ältere
Arbeitsuchende und Beschäftigte, die sich um den
Erhalt ihrer Arbeitsfähigkeit bemühen, und Men-
schen, die lernen und sich engagieren wollen. In
zehn Kontaktstellen im Land Brandenburg werden
Möglichkeiten zur Bildung und Kommunikation an-
geboten. Hierbei entsteht ein Miteinander von Alt
und Jung und interkulturelle Begegnungen werden
gefördert.

Über verschieden Projekte versucht der Verein,
Kommunen, Unternehmen und die Öffentlichkeit
für die Bedürfnisse der älteren Generation zu sensi-
bilisieren. Mit speziellen Beratungs- und Bildungs-
angeboten richtet er sich beispielsweise an Unter-
nehmen auf regionalen Arbeitsmärkten, die sich der
Herausforderung des demografischen Wandels
stellen.

Die haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeiter/-innen
des Vereins identifizieren sich mit den Anliegen des
Vereins und engagieren sich gemeinsam für deren
Umsetzung. Nach eigener Definition ist dem Verein
Lernen gelungen, „wenn die Lernenden durch ziel-
gruppenorientierte und individuelle Anregung und
Begleitung im gemeinsamen Lernprozess eigene
Lernziele entsprechend ihrer Interessen und Erwar-
tungen realisieren.“

Projekt „Perspektive 50plus
in der Uckermark“

Im Rahmen der Modellphase des Bundesprojektes
„Perspektive 50plus – Beschäftigungspakt für Ältere
in den Regionen“ von 2006 - 2007 wurde vom Land-
kreis Uckermark das Konzept „Brücke der Erfahrung
und Kompetenz“ in mehreren Teilprojekten zur Ver-
besserung der Beschäftigungschancen älterer Lang-
zeitarbeitsloser durchgeführt. Ziel war es vor allem,
neue Wege für Integration in Arbeit zu erproben. Im
Teilprojekt „Arbeit und Aktion“ der Akademie 2. Le-
benshälfte wurden Aktivitäten initiiert, um Bewe-
gungsangebote in Vereinen und sozialen Einrichtun-
gen rund um Freizeit, Gesundheits- und Behinder-
tensport zu unterstützen und neue Angebote zu eta-
blieren. Um ihre Kompetenzen zu erweitern, erwar-
ben die langzeitarbeitslosen Projektteilnehmer/-in-
nen Übungsleiterscheine für den Breitensport und
Qualifizierungen für den Bereich Rehasport. Die
neu erworbenen Kompetenzen konnten anschlie-
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ßend in verschiedenen Bereichen der Vereinsarbeit
eingesetzt werden. Hierzu gehörte beispielsweise
die Aktion „Teste 10 Sportarten“, durch die über 200
Jugendliche an den Sport herangeführt wurden, und
die Gründung einer Seniorenfußballmannschaft in
einem bestehenden Sportverein. Die Verbindung
von praktischem Tun, Lernen und Erfahrungswissen
war ein Erfolgsrezept in Richtung Arbeitsmarkt. Un-
ter dem Motto „Bewegung und Prävention“ konnten
bis 2010 zertifizierte Übungsleiter ausgebildet werden.

Für die finanzielle Unterstützung ihrer Projekte
haben sich die Projektmitglieder mit dem Thema
Sponsoring auseinandergesetzt und die Förder-
organisation AKTION MENSCH für sich gewinnen
können. Durch die Erfolgserlebnisse, die sie in den
verschiedenen Projekten sammeln konnten, wurde
die Bereitschaft, an weiteren Qualifikationsmaßnah-
men teilzunehmen, gestärkt. Neben diesen positi-
ven Aspekten ist das selbst verdiente Zusatzein-
kommen der Teilnehmer/-innen ein wichtiger Schritt
in Richtung Arbeitsmarkt.

Projekt „Campus BARUM 50+“

Das Projekt „Campus BARUM 50+“, gefördert vom
Ministerium für Arbeit, Soziales und Familie (MASF)
aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF)
und des Landes Brandenburg im Rahmen der Initia-
tive „Ältere – Erfahrung trifft Herausforderung“, bie-
tet älteren arbeitslosen Akademiker/-innen um die
50 eine Weiterbildung an, die sich von herkömmli-
chen Angeboten stark unterscheidet. Über einige
Monate hinweg bearbeiteten die Teilnehmer/-innen
in Teams Themen im Auftrag von Unternehmen der
Region. Schwerpunkte sind dabei Themen der Se-
niorenwirtschaft, die sich mit Produkten und Dienst-
leistungen für Ältere befassen. In jeweils sechs
Monaten entwickelten die Teilnehmer/-innen die

Themen ihrer Wahl in 50+-Teams von der Idee bis
zum Produkt. Dabei lernten sie, die Problemstellung
in Absprache mit den Unternehmen selbst zu ent-
wickeln und zu definieren, die Vorgehensweisen
festzulegen und zu strukturieren, die Untersuchun-
gen durchzuführen und sie zu Ergebnissen und
Handlungsempfehlungen für das Unternehmen zu
verarbeiten. In diesem Rahmen wurden Arbeiten im
Tourismus, der Ernährungswirtschaft, der Holzver-
arbeitung, der Wohnungswirtschaft, der Gesund-
heitswirtschaft, dem Handel und den haushaltsna-
hen Dienstleistungen erstellt. Je nach Aufgaben-
stellung beinhalteten sie Analysen, Befragungen
oder Machbarkeitsstudien. Begleitet wird die krea-
tive Projektarbeit durch die Hochschule für Nach-
haltige Entwicklung Eberswalde über das An-Institut
IUR e.V. Am Ende präsentierten die Forscherteams
den beauftragenden Unternehmen konkret nutzbare,
innovative Ergebnisse, die für das Unternehmen
perspektivisch von Interesse sind.

So entstanden von 2009 - 2011 in 4 Weiterbildungs-
zyklen 12 kreative Arbeiten von 67 Teilnehmer/-in-
nen. 35 % der Absolvent/-innen konnten bisher in
den Arbeitsprozess zurückkehren und wieder eine
qualifizierte Arbeit aufnehmen, alle erwarben
Schlüsselfähigkeiten für mögliche Arbeitsplätze.

Im Rahmen des Transfers arbeitet das Projekt-
team daran, ein Curriculum für diesen innovativen
Weiterbildungsansatz zu erarbeiten, um anderen
eine Methode altersgerechter Weiterbildung vermit-
teln zu können.     Freya Neumann und Melanie
Sommer, ASG

Weitere Informationen zum Verein Akademie 2. Lebens-
hälfte e.V. unter www.akademie2.lebens-haelfte.de
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Fachkräftemangel:
die Betriebe müssen sich etwas einfallen lassen

Der Präsident des Gesamtverbandes der deutschen land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberver-
bände (GLFA), Martin Empl, über den zunehmenden Wettbewerb um qualifizierte Arbeitskräfte, den
künftigen Arbeitskräftebedarf der Agrarbranche und die Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft

Der ländliche Arbeitsmarkt war in der Vergangen-
heit vielerorts durch ein Überangebot an Arbeits-
kräften gekennzeichnet. Derzeit gibt es zunehmend
Hinweise auf Knappheit. Wie ist die Situation in der
Land- und Forstwirtschaft insgesamt?

Empl: Pauschal gesehen gibt es derzeit eine aus-
reichende Anzahl von Arbeitskräften, die sich für
eine Tätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft inte-
ressieren. Allerdings nimmt die Spezialisierung in
den landwirtschaftlichen Betrieben zu und daher
steigen auch die spezifischen Anforderungen an die
Qualifikation der Mitarbeiter. Entsprechendes gilt für
höher qualifizierte Arbeitskräfte, die Betriebsabtei-
lungen oder das landwirtschaftliche Unternehmen
als Geschäftsführer leiten. Die Nachfrage nach gut
qualifizierten Fach- und Führungskräften steigt
tendenziell an.

Gibt es regionale Unterschiede und wenn ja, welche?

Empl: Ja, es gibt Unterschiede. Probleme gibt es
vor allem in den Regionen, in denen die Qualifikati-
onen von Arbeitskräften in der Landwirtschaft auch
für andere Wirtschaftsbereiche interessant sind.
Dies ist aber keine neue Entwicklung, sondern seit
vielen Jahrzehnten existierende Praxis. Daraus
resultieren u. a. auch Unterschiede in der Vergü-
tung.

Macht sich der demografische Wandel mit der
Alterung der Bevölkerung und dem Fortzug jüngerer,
leistungsfähiger Menschen regional bereits bemerk-
bar?

Empl: Selbstverständlich hat der demografische
Wandel auch Auswirkungen auf die Beschäftigungs-
situation in der Landwirtschaft. Die Konkurrenz um
junge, leistungsfähige Arbeitskräfte wird sowohl in
der Ausbildung als auch in der Beschäftigung zu-
nehmen. Dort wo die Konkurrenz durch andere Wirt-
schaftszweige am größten ist, ist es auch am schwie-
rigsten, Mitarbeiter zu gewinnen und dauerhaft zu
halten. Insbesondere in den östlichen Bundeslän-
dern hat sich in den vergangenen fünf Jahren ein
erheblicher Mangel an Auszubildenden entwickelt.

Was bedeutet der demografische Wandel perspek-
tivisch für den ländlichen Arbeitsmarkt?

Empl: Hier ist zu differenzieren. Im Bereich von
Saisontätigkeiten oder in der Ausübung von einfa-
chen Arbeiten wird es vermutlich auch in der Zu-
kunft eine ausreichend große Anzahl von Arbeits-
kräften geben. Entgegen anderen Aussagen glaube
ich, dass die Land- und Forstwirtschaft in der Lage
sein wird, in diesem Bereich eine ausreichende
Anzahl von Arbeitskräften auch aus anderen euro-
päischen Ländern an sich zu binden. Für höher
qualifizierte Arbeitskräfte werden sich die Betriebe
Strategien überlegen müssen, wie sie diese Arbeits-
kräfte gewinnen und an sich binden können. Ich
denke an Weiterentwicklungsmöglichkeiten im Be-
trieb, die Übertragung von Verantwortung auf die
Mitarbeiter oder auch Maßnahmen zur betrieblichen
Altersvorsorge.

Martin Empl steht seit
etwa einem Jahr an der
Spitze des GFLA. Der
Diplom-Agraringenieur
bewirtschaftet seit 1991
in Augsburg einen rund
200 ha großen Betrieb
mit Schwerpunkt Acker-
bau. Daneben betreibt er
eine Schnapsbrennerei.
Der 56-Jährige bekleidet
zahlreiche Ehrenämter.
Unter anderem ist er
Vorsitzender des Bun-
desverbandes der Deut-
schen Kartoffelbrenner
und der Union Deutscher
Agraralkoholerzeuger
und -bearbeiter sowie
Vorstandsmitglied im
Spitzenverband der
landwirtschaftlichen
Sozialversicherung in
Kassel. Empl ist ver-
heiratet und hat sechs
Kinder.
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In der Landwirtschaft dominiert nach wie vor der
Familienbetrieb. Größere Lohnarbeitsbetriebe bilden
bundesweit gesehen eine Minderheit. Wie schätzen
Sie die Weiterentwicklung der Agrarstruktur in
Deutschland ein?

Empl: Wie in den letzten Jahrzehnten werden die
Betriebe weiterhin in ihrer Flächenausstattung und
der Tierhaltung wachsen. Die Anzahl der land- und
forstwirtschaftlichen Betriebe in Deutschland wird
weiterhin rückläufig sein. Dies hat nicht nur mit
Arbeitskräften und Generationenwandel, sondern
vor allem mit der Einkommenssituation zu tun.

Was bedeutet das für den künftigen Bedarf an
Lohnarbeitskräften der Landwirtschaft?

Empl: Von der Tendenz her wird die Anzahl der
Lohnarbeitskräfte in der Landwirtschaft steigen. Pro-
zentual wird dies auf jeden Fall so sein. Ob eine ab-
solute Erhöhung eintritt, wird vor allem davon ab-
hängig sein, inwieweit eine weitere Technisierung
erfolgen und welchen Weg die Tierhaltung in
Deutschland gehen wird.

Wie entwickelt sich speziell der Bedarf an quali-
fizierten Arbeitskräften?

Empl: Die Spezialisierung in der Landwirtschaft
wird zunehmen. Dies gilt nicht nur für den originären
Bereich der Landwirtschaft, sondern auch vor allem
im Bereich der Energiegewinnung. Daher wird auch
der Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften steigen.
Dies gilt auch für den Dienstleistungs- und Lohnun-
ternehmerbereich. Weiterhin stehen viele größere
Unternehmen, vor allem in den neuen Bundeslän-
dern, vor einem Generationenwechsel, so dass
qualifizierte Geschäftsführer gute Perspektiven
in der Landwirtschaft haben.

Welche Qualifikationen werden künftig in der Land-
und Forstwirtschaft vorrangig benötigt?

Empl: Selbstverständlich sind gute fachliche Qua-
lifikationen in der Produktionstechnik, z. T. auch
sehr spezialisiert, notwendig. Bezogen auf die Leit-
ungsebene steht es außer Frage, dass organisato-
risch, planerisch-disponierende und strategische
Kompetenzen genauso benötigt werden, wie per-
sönliche soziale Kompetenzen inkl. Mitarbeiter-
führung, Konfliktmanagement und Kommunikation.

Wie sind Ihre Erfahrungen nach Herstellung der
vollen Arbeitnehmerfreizügigkeit für Interessenten
aus den EU-8-Ländern?

Empl: Die Arbeitnehmerfreizügigkeit für die Bür-
ger aus den EU-8-Ländern wurde zum 01.01.2011
realisiert. In diesem Jahr liegen uns keine Informati-
onen über einen Mangel an Saisonarbeitskräften
vor. Jedoch ist festzustellen, dass der Rückgang an
Arbeitskräften aus den EU-8-Ländern weiterhin an-
hält. Zugleich steigen die Beschäftigungszahlen vor
allem aus Rumänien. Für mich wird entscheidend
sein, was nach Realisierung der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit für Rumänien und Bulgarien, entweder
zum 01.01.2012 oder 01.01.2014 sein wird.

Wie entwickelt sich nach Ihrer Einschätzung der
Bedarf an Saisonarbeitskräften?

Empl: Der Bedarf an Saisonarbeitskräften wird
ungefähr auf gleichem Niveau wie bisher bleiben.
Eine Saisonarbeitskraft wird jedoch nur dann einge-
setzt, wenn es betriebswirtschaftlich sinnvoll ist. Bei
steigendem Lohn werden die Betriebe versuchen,
mit allen Möglichkeiten die Technisierung voranzu-
treiben. Ist dies nicht möglich, werden Produktions-
richtungen aufgegeben.

Was müssen Arbeitgeber leisten, um den künftigen
Bedarf an ausländischen Saisonkräften decken zu
können?

Empl: Neben der Frage der Lohnfindung ist es
wichtig, den Arbeitsplatz durch Bereitstellung einer
vernünftigen Unterkunft, Verpflegung und sozialem
Umfeld insgesamt attraktiv zu halten. Die große An-
zahl der Arbeitgeber hat dies begriffen und schon
lange realisiert. Ich glaube, unsere Betriebe sind
hier gut aufgestellt.

Wie werden die Angebote des GLFA zur Unter-
stützung (Internetseite) angenommen?

Empl: Der Gesamtverband der Deutschen land-
und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbände hat
eine Internetseite (www.saisonarbeit-in-deutsch-
land.de) geschaffen, um Betrieben die Möglichkeit
zu geben, sich unmittelbar mit ihrem Betriebsprofil
in Polen, Rumänien und Bulgarien vorzustellen.
Diese Internetseite wird bisher in nicht ausreichen-
der Form genutzt. Dies ist aber ein Zeichen dafür,
dass die Betriebe zzt. keine Schwierigkeiten haben,
eine ausreichende Anzahl motivierter osteuropäi-
scher Saisonarbeitskräfte zu gewinnen.
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Die Land- und Forstwirtschaft steht im Wettbewerb
mit anderen Branchen um Arbeitskräfte. Gleichzeitig
leidet die Attraktivität der Grünen Berufe unter ei-
nem schlechten Image der Landwirtschaft, ins-
besondere bei Jugendlichen. Teilen Sie diese
Einschätzung?

Empl: Es steht außer Frage, dass die Land- und
Forstwirtschaft im Wettbewerb mit anderen Berei-
chen steht. Zzt. stellen wir fest, dass der Anteil der
Auszubildenden, der nicht aus der Landwirtschaft
kommt, steigt. Dies ist für sich gesehen schon ein-
mal positiv. Dennoch ist die Anzahl nicht ausrei-
chend. Wichtig ist, dass Jugendliche schon vor der
Ausbildung möglichst genaue und konkrete eigene
Vorstellungen über die Ausbildung und die spätere
Tätigkeit mitbringen. Leider sind über alle Berufe
hinweg die Abbrecherquoten in der Ausbildung
relativ hoch. Sie liegen bei ca. 25 %.

Wurden in der Vergangenheit Fehler gemacht,
wenn ja, welche?

Empl: Nichts ist so gut, dass man es nicht besser
machen könnte. Optimal wäre es, wenn die Jugend-
lichen, die ein Interesse an der Land- und Forstwirt-
schaft haben, herausgefiltert werden könnten, um
dann gezielt zu handeln. In den vierzehn Grünen
Berufen werden derzeit insgesamt ca. 14 000
Jugendliche pro Jahr ausgebildet. Das entspricht
einem Anteil von unter 3 % aller Auszubildenden in
Deutschland. Daher helfen breit angelegte Image-
kampagnen, wie sie z. B. das Handwerk durchge-
führt hat, in der Land- und Forstwirtschaft aus mei-
ner Sicht wenig. Ich habe aber kein Patentrezept,
wie wir es machen können. Ich weiß nur, dass in
vielen Regionen auf Kreis- und Landesebene große
Anstrengungen unternommen werden, genügend
Jugendliche für die Ausbildung in der Land- und
Forstwirtschaft zu gewinnen.

Was sind aus Ihrer Sicht die entscheidenden
Voraussetzungen, um die Land- und Forstwirtschaft
hinreichend attraktiv für Bewerber zu machen?

Empl: Ich glaube, dass ein Bewerber vor allem
eine bestimmte Affinität für die Land- und Forstwirt-
schaft mitbringen muss. Junge Menschen ohne
grundlegende Informationen und eigene Vorstellun-
gen zur Land- und Forstwirtschaft werden auch nicht
von einer Ausbildung in diesem Bereich überzeugt
werden können. Es muss uns vielmehr gelingen, die
Vielfalt der Ausbildung und die Tätigkeit im späteren
Beruf, die Möglichkeit, aber auch Notwendigkeit des
eigenständigen Handelns zu vermitteln. Weiterhin
muss es uns gelingen, das breite Spektrum mögli-

cher Tätigkeiten in der Land- und Forstwirtschaft
anschaulich aufzuzeigen und zu verdeutlichen, dass
gute berufliche Einstiegs- und Weiterentwicklungs-
möglichkeiten gegeben sind.

Welche Rolle spielt das Einkommen?

Empl: Bei der Berufswahl spielt das mögliche spä-
tere Einkommen eine wichtige, aber nicht immer die
entscheidende Rolle. Oftmals ist es so, dass die in
den Tarifverträgen festgelegten Löhne in der Praxis
überschritten werden. In vielen Fällen werden die
Löhne individuell zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer festgesetzt. Die Tariferhöhungen werden
oftmals unmittelbar umgesetzt. Auch zu beachten
ist, dass die Lebenshaltungskosten regional und im
Stadt-/Lohnvergleich sehr unterschiedlich sind.

Wie beurteilen Sie die Einkommensmöglichkeiten
in der Land- und Forstwirtschaft im Vergleich zu
anderen Bereichen?

Empl: Hier müssen Tätigkeiten mit gleichen Quali-
fikationen verglichen werden. Ich glaube, dass sich
die Land- und Forstwirtschaft hinsichtlich ihrer tat-
sächlichen Einkommen nicht verstecken muss. Wie
bereits oben ausgeführt, gibt es jedoch erhebliche
regionale Unterschiede, welche vor allem durch
eine Konkurrenzsituation zwischen verschiedenen
Wirtschaftsbereichen begründet ist.

Welcher Stellenwert kommt dem ländlichen Umfeld
für die Gewinnung von Arbeitskräften zu? Was er-
warten die Arbeitgeber von der ländlichen Entwick-
lungspolitik?

Empl: Ich glaube, dass nach wie vor ein Großteil
der Arbeitskräfte aus dem ländlichen Umfeld kommt
und gewonnen werden kann. Auf jeden Fall ist es
notwendig, die Verkehrsinfrastruktur in ländlichen
Regionen zu sichern. Mindestens genauso bedeu-
tend ist es, auf die Familienfreundlichkeit zu achten,
d. h. auf Kindertagesstätten, Ganztagsschulen, ge-
zielte Jugendarbeit etc. Ländliche Entwicklungspoli-
tik muss sicherstellen, dass funktionsfähige Räume
mit einer ausreichenden Grundversorgung in allen
Lebensbereichen erhalten bleiben.

Was muss der Staat tun, um den steigenden
Anforderungen an die Qualifikation der Arbeitskräfte
in der Land- und Forstwirtschaft gerecht zu werden?

Empl: Ich glaube, hier ist weniger der Staat ge-
fordert, als vielmehr die Tarifpartner. Die Ausbil-
dungsverordnungen werden vor allem von den
Tarifpartnern gestaltet. Ich bin überzeugt, dass die
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Ausbildungsgänge in der Landwirtschaft ziemlich
modern sind. Im Hoch- und Fachschulbereich wird
oftmals die fehlende Praxisnähe der Ausbildung
kritisiert. Daher ist es notwendig, hier weitere Ver-
besserungen zu erreichen. Ich weiß, dies ist immer
leicht gesagt, aber schwer getan. Dennoch gibt es
gute Ansätze. Daneben muss die Förderung der
Bildung, z. B. Bafög, Aufstiegsfortbildungsförderung,
Förderung der Weiterbildung, weiter gewährleistet
bleiben. Ein Ausbau der Stipendienförderung im
Hochschulbereich ist anzustreben.

Was tun die Arbeitgeber, um den Qualifizierungs-
bedarf zu decken? Was sollten sie tun?

Empl: Inzwischen gibt es eine große Anzahl von
Institutionen, die landwirtschaftliche Arbeitnehmer
weiterbilden und weiter qualifizieren. Hier muss
jeder Betrieb gezielt für seine Struktur den Qualifi-
kationsbedarf definieren und seine Arbeitnehmer
weiterbilden. Ich glaube, Qualifizierung in der Land-
und Forstwirtschaft ist keine Massenveranstaltung,
die zentral vorgeschrieben werden kann, sondern
sie muss die betrieblichen und strukturellen Gege-
benheiten beachten.

Was können die Tarifpartner gemeinsam im
Bereich der Aus- und Weiterbildung tun?

Empl: Die Tarifpartner sind – wie bereits oben dar-
gelegt – mitverantwortlich für die Ausgestaltung der
Aus- und Weiterbildungsgänge. Hier leisten wir ins-
gesamt gute Arbeit und finden oftmals einen über-
zeugenden Konsens, dessen Ergebnisse sich in der
Praxis hervorragend bewähren. Als Arbeitgeber sind
wir froh, dass die Qualität der Berufskollegen, die
ausbilden, sehr hoch ist.

Arbeitgeber und Gewerkschaft hatten Anfang der
1990er Jahre mit dem „Förderwerk Land- und Forst-
wirtschaft“ eine Einrichtung geschaffen, um die
Beschäftigungssituation in den neuen Ländern zu
verbessern. Wäre es an der Zeit für eine ähnliche
Einrichtung oder Initiative der Sozialpartner mit
neuer inhaltlicher Ausrichtung?

Empl: Es ist richtig, dass damals mit großem
Engagement ein Qualifizierungsfonds für die Land-
und Forstwirtschaft errichtet wurde. Dieser Fonds ist
letztendlich an der Akzeptanz bei den Betrieben ge-
scheitert. Die Voraussetzungen für die Schaffung
eines allgemeinverbindlichen Tarifvertrages, auf
dem der Qualifizierungsfonds aufbaute, sind nicht
mehr gegeben. Gleichfalls sehe ich zzt. nicht die
Akzeptanz unserer Betriebe, zu einem kollektiv ge-
schaffenen Fonds verpflichtend Beiträge zu zahlen.

Wie beurteilen Sie generell die Möglichkeiten
gemeinsamen Handelns der Tarifpartner in der
Land- und Forstwirtschaft, um den anstehenden
Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt zu
begegnen?

Empl: Derzeit betrachte ich die Möglichkeiten als
relativ gering. Für die Land- und Forstwirtschaft ist
es kein gangbarer Weg, dass ein Mindestlohn in
einer Höhe geschaffen wird, wie es zzt. der DGB
und auch die IG BAU fordern. Dies würde zu einer
Vernichtung von einfachen Arbeitsplätzen in der
Land- und Forstwirtschaft führen. Und keiner soll
sich täuschen, der Einsatz von Saisonarbeitskräften
in der Land- und Forstwirtschaft sichert nicht nur in
diesem Bereich qualifizierte Dauerarbeitsplätze,
sondern darüber hinaus auch im vor- und nach-
gelagerten Bereich. All dies würde aufs Spiel ge-
setzt. Ein hoher Mindestlohn wie z. B. in Dänemark
hat dort Strukturen und Arbeitsplätze vernichtet.

Inwiefern behindert der geringe Organisationsgrad
der Arbeitgeber in einigen Regionen gemeinsame
Initiativen zur Lösung von Arbeitsmarktproblemen?

Empl: Mit dieser Frage sprechen Sie die Voraus-
setzung an, die gegeben sein muss, damit ein
Tarifvertrag allgemeinverbindlich erklärt werden
kann. Ein Tarifvertrag kann nur dann als allgemein-
verbindlich erklärt werden, wenn u. a. die Arbeit-
geber, die im Arbeitgeberverband organisiert sind,
mindestens 50 % der Arbeitnehmer beschäftigen,
die von dem Tarifvertrag betroffen sind. Interessant
ist, dass bei diesen Bedingungen nur auf die Arbeit-
geber abgestellt wird. Der Organisationsgrad des
anderen Sozialpartners wird nicht hinterfragt. Der-
zeit wird die Forderung, die an die Allgemeinver-
bindlichkeit gestellt wird, bundesweit von den Arbeit-
gebern nicht erfüllt. Daher scheiden bundesweite
Regelungen aus.

Was erwarten Sie von der künftigen Arbeit
der ASG?

Empl: Von der ASG erwarte ich, dass bei dem
Themengebiet Arbeitgeber-Arbeitnehmer auch die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und damit
betriebswirtschaftlichen Notwendigkeiten dargestellt
werden. Arbeitsplätze können nur dann dauerhaft
bestehen, wenn die betriebswirtschaftliche Seite
stimmt.     Rainer Münch
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Wertschöpfung und Beschäftigung in peripheren ländlichen Räumen:

Modellvorhaben                            
als Versuchslabor

Dr. Patrick Küpper*

Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV)
möchte mit dem Modellvorhaben LandZukunft neue Wege in der ländlichen Entwick-
lung erproben, um eine Verschärfung räumlicher Ungleichheiten zu vermeiden. Das
Ziel des Modellvorhabens besteht darin, periphere ländliche Regionen mit wirtschaftli-
chen Problemen und Bevölkerungsrückgang dabei zu unterstützen, die regionale Wirt-
schaft und Beschäftigung zu fördern und den demografischen Wandel zu bewältigen.

Grundlagen zur Entwicklung
peripherer ländlicher Räume

Neben regionaler Wertschöpfung sind sichere, gut
bezahlte Arbeitsplätze von zentraler Bedeutung, um
die Herausforderungen, vor denen periphere ländli-
che Regionen in Deutschland stehen, zu meistern.
Denn daran entscheidet es sich, ob junge Menschen
für sich eine Perspektive in diesen Räumen sehen,
ob Rückkehrwillige eine Chance zum Leben in ihrer
Heimat erhalten, ob die künftigen Renten zum Leben
reichen und ob genügend öffentliche Einnahmen er-
zielt werden, um ein attraktives Infrastrukturangebot
trotz Bevölkerungsrückgang aufrechtzuerhalten.

In Deutschland gibt es Beispiele, wie das Ems-
land, den Landkreis Cham oder den Eifelkreis Bit-
burg-Prüm, die von traditionell strukturschwachen
Gebieten trotz peripherer Lage zur allgemeinen
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung aufschlie-
ßen konnten. Ungeachtet der Tatsache, dass es bis
heute keine umfassende Theorie gibt, die solche
regionalen Entwicklungsprozesse detailliert erklären
könnte, geschweige denn eine daraus abgeleitete
Patentlösung zur öffentlichen Förderung und Initi-
ierung der Transformation, ist davon auszugehen,
dass es sich um sehr langfristige Prozesse handelt.
Vieles hängt von den strukturellen Besonderheiten
vor Ort, von globalen Entwicklungen, den handeln-
den Personen und Kontingenzen ab. Dennoch gibt
es diverse theoretische Ansätze aus der Regional-
ökonomie, Wirtschaftsgeografie und Politikwissen-
schaft, an denen sich die Politik zur Entwicklung
peripherer ländlicher Räume konzeptionell orientie-
ren kann.

Wirtschaftliche Innovationen gelten als die Trieb-
kraft ökonomischer Entwicklung. In den Modellen

der Neuen Wachstumstheorie werden Innovationen
als treibende Kräfte wirtschaftlicher Entwicklung
endogenisiert. Raumwissenschaftliche Ansätze
beschäftigen sich damit, wie Innovationen in räum-
licher Hinsicht erzeugt werden und welche räumli-
chen Faktoren die Innovationsintensität beeinflus-
sen: regionale Netzwerke, innovative Milieus, In-
dustrie-Cluster oder lernende Regionen. In diesen
Theorien spielt die räumliche Ballung wirtschaftli-
cher Aktivität eine entscheidende Rolle. Dennoch
gibt es vielfältige Beispiele, dass diese innovativen
Agglomerationen auch sehr klein sein und in ländli-
chen Räumen auftreten können. Gleichzeitig befin-
den sich hier auch hoch innovative Weltmarktführer,
die in der Lage sind, Nachteile durch die periphere
Lage zu kompensieren. Außerdem gilt die interre-
gionale und internationale Vernetzung als zentrale
Determinante wirtschaftlicher Innovationen.

Neuere Ansätze stellen die Menschen, die neue
Produkte und Dienstleistungen entwerfen, neue
Techniken entwickeln und anwenden sowie sich
effizientere Prozessabläufe und Organisationsfor-
men ausdenken, in den Mittelpunkt. Ausgangspunkt
ist die Beobachtung, dass das entscheidende Wis-
sen zur Entwicklung und Anwendung von Innovatio-
nen meist personengebunden ist. Damit verbunden
ist die hohe empirische Korrelation zwischen wirt-
schaftlichem Wachstum und dem Anteil hochqualifi-
zierter Beschäftigter. Diese Fachkräfte, z. T. ist die
Rede von der kreativen Klasse, gilt es zu werben,
zu halten, zu vernetzen und weiterzuqualifizieren.

Daneben gibt es eine umfangreiche wissenschaft-
liche Diskussion zum regionalen Unternehmertum.
Damit ist zum einen die Neugründung von Unter-
nehmen, oft als Ausgründung aus bestehenden gro-
ßen Unternehmen oder Forschungseinrichtungen,
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gemeint. Zum anderen wird der Begriff weiter ge-
fasst als Unternehmergeist, was die kontinuierliche
Suche nach neuen (Markt-)Chancen sowie die
Risikobereitschaft und Durchsetzungsstärke zur
Umsetzung neuer Ideen einschließt. Dem liegt die
Erkenntnis zu Grunde, dass die Realisierung von
Innovationen oftmals nicht an der technischen
Umsetzbarkeit scheitert, sondern an den Macht-
strukturen und Blockaden durch Mitarbeiter und
Führungskräfte. In diesem Zusammenhang spielt
die Diskussion um institutionelles Unternehmertum
eine zentrale Rolle, wobei einzelne Akteure verkrus-
tete Strukturen aufbrechen, Institutionen verändern
und neues Wissen in den Prozess einbringen.

Die aktuelle ländliche Entwicklungspolitik ist stark
durch die Theorie endogener Regionalentwicklung
beeinflusst. Der Ausgangspunkt besteht darin, dass
jede Region über spezifische Potenziale verfügt, die
zum Nutzen der Bevölkerung im Sinne von Zufrie-
denheit eingesetzt werden können. Dabei soll aus
der Region selbst heraus bestimmt werden, wie die-
se Potenziale eingesetzt werden und welche Maß-
nahmen zu ergreifen sind, um die Engpässe zur
Nutzung latenter Potenziale abzubauen. Die Erfah-
rung zeigt jedoch, dass sich diese Prozesse in der
Regel nicht rein „bottom-up“ entfalten, sondern
einen Anstoß und Ressourcen von außen erfordern,
was zu dem Begriff „neo-endogene“ Entwicklung
geführt hat. Insbesondere für strukturschwache,
periphere Regionen mit wenig Potenzialen erscheint
es kaum möglich, „sich am eigenen Schopfe aus
dem Sumpf zu ziehen“. Gerade hier sind Impulse
von außen erforderlich. Dazu gehört auch die Befä-
higung und Qualifizierung der regionalen Akteure,
ihre regionale Entwicklung in die eigene Hand zu
nehmen.

Die Kontextsteuerung, abgeleitet aus der System-
theorie, erkennt an, dass regionale Entwicklungs-
prozesse zu komplex sind, um sie vom Zentralstaat
aus hierarchisch zu steuern. Vielmehr ist davon aus-
zugehen, dass die Akteure in den räumlichen Sub-
systemen eigenen Rationalitäten folgen, diverse
Restrukturierungsprozesse bereits begonnen wur-
den sowie spezifische Raum- und Organisations-
strukturen vorhanden sind. Außerdem lässt sich Un-
ternehmergeist und Veränderungsbereitschaft kaum
von außen verordnen. Deshalb können direkte Ein-
griffe unbeabsichtigte, entgegengesetzte Wirkungen
entfalten. Auf diese Komplexität kann die zentral-
staatliche Ebene am ehesten dadurch reagieren,
dass sie den Kontext der regionalen Akteure beein-

flusst: z. B. durch die Zuteilung von Finanzmitteln,
Festlegung von Verfahren, Organisation eines inter-
regionalen Wettbewerbs, Vorgaben zur Akteursbe-
teiligung. Diesen Rahmen sollen dann die regiona-
len Akteure mit ihrem lokalen Wissen über die re-
gionalen Stärken, Schwächen, Chancen und Risiken
ausfüllen. Eine weitere Form der Kontextsteuerung
ist die Steuerung über Ziele. Hierbei werden Ziele
mit den Regionen vereinbart und ggf. Ressourcen
zur Verfügung gestellt. Wie diese Ziele erreicht wer-
den sollen, bleibt den Akteuren vor Ort überlassen.
Dies soll die Regionen einerseits durch die entge-
gengebrachten Freiheiten motivieren und anderer-
seits zu messbaren Ergebnissen führen.

Modellvorhaben LandZukunft –
Freiräume für kluge Köpfe zum innovativen
und unternehmerischen Handeln1

Das Modellvorhaben LandZukunft baut auf den
beschriebenen theoretischen Grundlagen auf. Mit
dem Vorhaben wagt das BMELV neue Wege zu
beschreiten und fördert bewusst Experimente mit
dem Ziel, periphere ländliche Regionen mit wirt-
schaftlichen Problemen und Bevölkerungsrückgang
bei der Erhöhung der Wertschöpfung und der Siche-
rung der Beschäftigung im ländlichen Raum zu un-
terstützen. Zu diesem Zweck sollen Menschen mit
Unternehmergeist und Innovationsbereitschaft für
die ländliche Entwicklung mobilisiert sowie durch
externes Coaching und Begleitung qualifiziert wer-
den. Dabei sollen insbesondere folgende neue
Elemente erprobt werden:

Steuerung über Ziele: An die Stelle der klassischen
regionalen Entwicklungskonzepte treten 3-seitige
Verträge zwischen den Regionen, dem Bund und
dem jeweiligen Bundesland. Die Verträge enthalten
die konkreten Ziele, die die Regionen innerhalb der
Laufzeit und darüber hinaus erreichen wollen.

Gewinnung neuer Zielgruppen: Unternehmerische
Menschen und Unternehmen werden sehr viel stär-
ker als bisher und vor allem direkt und systematisch
in die ländliche Entwicklungspolitik eingebunden.

Alternative Finanzierungsinstrumente: Dazu zäh-
len Regionalbudgets, über deren Verwendung aus-
schließlich die regionalen Partnerschaften auf der
Grundlage der vereinbarten Ziele entscheiden. Da-
rüber hinaus können Mikrokredite zur Finanzierung
von Klein- und Kleinstunternehmen erprobt werden.

1 Weitere Informationen zum Modellvorhaben unter www.land-zukunft.de.
2 Für eine detaillierte, wissenschaftliche Beschreibung des Auswahlverfahrens siehe: Margarian, Anne; Küpper, Patrick (2011): Identifizierung peripherer

Regionen mit strukturellen und wirtschaftlichen Problemen in Deutschland. In: Berichte über Landwirtschaft, Heft 2/2011, Bd. 89, Seite 218-231.
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Das Projekt wurde im September 2011 gestartet
und beginnt mit einer sechsmonatigen Start- und
Qualifizierungs-Phase. Zur Teilnahme hat das
BMELV 17 periphere Kreisregionen, die anhand
statistischer Berechnungen2 auf wissenschaftlicher
Grundlage ausgewählt wurden (s. Karte), eingela-
den. In dieser ersten Phase stellt das BMELV den
17 Regionen jeweils bis zu 30 000 € zur Verfügung,
um innovative Ideen und Instrumente zu entwickeln,
neue Akteure zu mobilisieren und arbeitsfähige Um-
setzungsstrukturen aufzubauen. Für die Förderpha-
se von April 2012 bis Ende 2014 wählt eine Jury
vier Modellregionen aus den 17 Bewerberregionen
aus, die das BMELV bei der Umsetzung ihrer Strate-
gie weiter unterstützt. Über die gesamte Projektlauf-
zeit sind insgesamt 9 Mio. € vorgesehen.

Das Oberziel der Unterstützung von Wirtschaft
und Beschäftigung wird durch die folgenden Unter-
ziele konkretisiert; dabei gelten Qualifikation, Wis-
sen und Innovation als der Schlüssel und die Men-
schen vor Ort als wichtigstes Potenzial in den Mo-
dellregionen zur Zielerreichung:

Förderung von Produkt-, Prozess- und organisa-
torischen Innovationen sowie der Anwendung
neuen Wissens.

Wissensaustausch mit regionsinternen und
-externen Partnern.

Sicherung und Qualifizierung von Fach- und
Führungskräften in Unternehmen, Verwaltung und
Trägern der Daseinsvorsorge und regionaler
Kapazitätsaufbau.

Förderung der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie der Geschlechtergerechtigkeit im
Berufsleben.

Förderung der langfristigen Leistungsfähigkeit und
Gesundheit insbesondere älterer Arbeitskräfte.

Die Auswahlentscheidung der Jury orientiert sich
inhaltlich daran, welchen Beitrag die Bewerberre-
gionen durch ihre geplanten Aktivitäten zur Errei-
chung dieser Ziele leisten können. Dabei muss auch
berücksichtigt werden, wie plausibel die selbst ge-
steckten operativen Ziele und die vorgesehene
Selbstevaluation sind. Neben diesen inhaltlichen
Kriterien spielen die folgenden prozessualen Krite-
rien eine Rolle:

Klare inhaltliche Prioritätensetzung, um auch mit
den begrenzten Mitteln erkennbare Wirkungen zu
erzielen.

Funktionsfähigkeit und Fachkompetenz der
regionalen Partnerschaft.

Einbeziehung unternehmerischer Menschen.

Gewährleistung der Förderung von innovativen
Projekten und Akteuren.

Einbeziehung von regionsexternem Wissen, um
die interregionale Vernetzung voranzutreiben und
ein „Schmoren im eigenen Saft“ zu vermeiden.

Das Modellvorhaben ist als partnerschaftlicher Lern-
prozess konzipiert, in dem alle Beteiligten kontinuierlich
neues Wissen durch gegenseitigen Austausch und durch
beherztes Ausprobieren erlangen sollen. Dazu werden
Freiräume für kluge Köpfe geschaffen, mutige Ideen zu
entwickeln und umzusetzen. Anschließend wird kritisch
Bilanz gezogen: Was kann Förderung in peripheren
ländlichen Räumen mit wirtschaftlichen Problemen und
Bevölkerungsrückgang realistischerweise bewirken?
Welche Projekte und Organisationsstrukturen bringen
die Modellregionen voran und was können ähnliche
Regionen daraus lernen? Wie muss die Förderung
weiterentwickelt werden, um diese ländlichen Regionen
noch gezielter unterstützen zu können? Es ist an der Zeit,
Experimente zu wagen. Denn nur dann lassen sich die
aufgeworfenen Fragen beantworten, sodass den Men-
schen in allen ländlichen Regionen der Weg in eine
attraktive Zukunft offen steht.

Karte: Ausgewählte Regionen für die Teilnahme an
der Start- und Qualifizierungsphase (unterschiedliche
Berechnungen für Ost- und Westdeutschland)

Quelle: eigene Berechnungen
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Wandel der Arbeit in der Landwirtschaft
mit den Beispielen Walachei und Steiermark

Thomas Hentschel*

„Strukturwandel und Arbeit in der Landwirtschaft“ ist der Titel eines Projektes, das
von der europäischen Union im Jahr 2010 gefördert und unter Leitung der Industrie-
gewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt und dem PECO-Institut mit Partnern aus weiteren
sechs europäischen Ländern durchgeführt wurde.

* Thomas Hentschel (redaktionelle Bearbeitung), mit Beiträgen von Marcel Gerds, Inge Bieler, Projektleitung: Holger Bartels; PECO-Institut e.V., Berlin,
 Tel. (030) 246 395 10, thomas.hentschel@peco-ev.de

Die Region gehört zur früheren
Walachei, liegt südwestlich von
Bukarest und wird im Süden von
der Donau eingegrenzt. Insofern
zeichnet sie sich auch durch rela-
tiv fruchtbare, gut nutzbare Bö-
den aus. Aus landwirtschaftlicher
Sicht ist das Gebiet gut entwickelt
und es gibt einen im Vergleich
hohen Lebensstandard. Ca. 28
bis 32 % der Landbevölkerung
leben von der Landwirtschaft,
meist als Selbstversorger. Größe-
re Betriebe und Kooperativen gibt
es in der nachkommunistischen
Zeit bisher nur wenige, insgesamt
sind 93 % der Betriebe in Rumä-
nien zu den Klein- und Mittelbe-
trieben zu zählen. Unklare Eigen-
tumsverhältnisse, veraltete und

zerstörte Infrastruktur wie Bewäs-
serungsanlagen sowie weggebro-
chene Märkte sind ein weiteres
Entwicklungshemmnis für die
Landwirtschaft. Große Probleme,
gerade im Bereich der Landwirt-
schaft, gibt es durch die massive
Abwanderung junger Menschen
in die Städte und ins Ausland.

Gewerkschaftliche
Beratungszentren in Slatina
und Targoviste

Die Agrargewerkschaft Agrostar
hat zusätzlich zur Hauptgeschäfts-
stelle in Bukarest in der Region
Oltenien und Dambovita regiona-
le Bildungs- und Beratungszen-
tren aufgebaut. Hier werden Ar-

Alle Projektteilnehmer sind auf die eine oder andere Weise in die Diskussionen um die Zukunft der Agrar-
politik eingebunden, sei es als Akteur auf betrieblicher und lokaler Ebene, als Wissenschaftler, der sich mit
den Zukunftsfragen in der Landwirtschaft beschäftigt, oder als Vertreter in den zahlreichen Begleitausschüs-
sen auf regionaler, nationaler und europäischer Ebene. Zentrales Anliegen des Projektes war es, sich ein
Bild über den landwirtschaftlichen Strukturwandel zu verschaffen, wie sich die Arbeit verändert, welche Ein-
flussfaktoren auf Betriebe wirken und wie sich Unternehmen auf den Strukturwandel einstellen, um langfris-
tige Perspektiven zu haben. Vorschläge für vorsorgende und begleitende Maßnahmen liefern einen Diskus-
sionsbeitrag, nicht nur für die beteiligten Akteure.

Durch praktische Anschauungen von betrieblichen Beispielen und Diskussionen über Erfahrungen, Pro-
bleme und Handlungsmöglichkeiten in landwirtschaftlichen Betrieben und in Bildungs- und Wissenschaft-
lichen Einrichtungen konnten verschiedene Aspekte und Einflussfaktoren des agrarischen Strukturwandels
auf betrieblicher Ebene erfahren und ausgewertet werden. Aus Gewerkschaftssicht stand der Fokus der
Betrachtungsweise auf den sich wandelnden Bedingungen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Auf
welche Bedingungen müssen sie sich einstellen? Wie muss eine begleitende Politik aussehen? Welche
Anforderungen gibt es aus Sicht der Beschäftigten an die Arbeitgeber? Auf diese Fragestellungen wurden
im Projekt Antworten gesucht.

Zwei Beispiele aus Rumänien und Österreich

Beispiel 1: Region Oltenien/Dâmbovita (Walachei)

beitnehmer, Kleinbauern und
Mitglieder von Kooperativen im
Bereich Arbeits- und Gesundheits-
schutz, Management, Betriebs-
wirtschaft und EDV geschult.
Gleichzeitig erfolgt eine intensive
Beratung der Betriebe und Be-
triebsleiter durch regionale Mitar-
beiter direkt vor Ort. Die Maßnah-
men werden über den Europä-
ischen Sozialfonds (ESF) geför-
dert. Derzeit können keine origi-
när landwirtschaftlichen Lehrgän-
ge durchgeführt werden, da dies
in Rumänien über den ESF nicht
möglich ist. Für solche Bildungs-
maßnahmen erhält Agrostar bis-
her keine Fördermittel über die
gemeinsame Agrarpolitik (GAP).

PRAXISBEISPIEL
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Izbiceni – ein aktives Dorf

Die Gemeinde Izbiceni liegt in
der südlichen Walachei zwischen
dem Fluss Olt und der Donau.
Durch einen sehr agilen und mo-
tivierenden Bürgermeister ist ein
gemeinsamer lokaler Aufschwung
erfolgt. Während in vielen ande-
ren Orten in der Region Oltenien
für die Landwirtschaft wichtige
Infrastruktureinrichtungen wie Be-
wässerungsanlagen nach dem
Umbruch stillgelegt worden sind
und die Menschen demotiviert
waren, haben die Bewohner in
diesem Gebiet durch Eigenini-
tiativen an ihren wirtschaftlichen
Grundlagen gearbeitet. Fast jeder
Grundstücksbesitzer hat auf sei-
nen Gartenflächen Gewächshäu-
ser aufgestellt und produziert
Tomaten. Die Tomaten werden
durch die älteren Familienmitglie-
der auf den Märkten in der Re-
gion verkauft. Den Transport dort-
hin übernehmen die Jüngeren.
So ist in den letzten Jahren im
gesamten Ort ein gewisser wirt-
schaftlicher Wohlstand aufgebaut
worden. Aber auch in das soziale
Gemeinwesen wurde investiert.
So konnte z. B. der Kindergarten
sukzessiv ausgebaut werden, ein
Kulturhaus mit einem vielseitigen
Angebot steht allen Gemeinde-
mitgliedern zur Verfügung und die
örtliche Infrastruktur soll moderni-
siert werden. Eine große Gruppe
von Roma ist in dem Ort inte-
griert, die Familienclans haben
dort Grundbesitz mit ansehnli-
chen Häusern.

Landwirtschaftliche
Kooperative „Pomiculturul
Dambovitean“

Die Obstkooperative bewirt-
schaftet eine Fläche von 80 ha.
Ein Teil der Anlagen sind Altbe-
stände, aber es gibt auch einige
Neuanlagen. Es werden Äpfel
und Birnen produziert. Eine Wei-
terverarbeitung erfolgt nicht. Das
Obst wird ab Hof und auf nahe
gelegenen Märkten wie z. B. in
Targoviste verkauft. Zusätzlich
zur Obstproduktion wird eine Im-
kerei betrieben. In der Koopera-
tive arbeiten 5 Personen, zumeist
Familienmitglieder. Während der
Ernte werden bis zu 100 Saison-
arbeitskräfte beschäftigt, die aus
den umliegenden Dörfern kom-
men. Bisher wurden keine Förder-
mittel in Anspruch genommen.
Die ökonomische und auch die
landwirtschaftliche Situation stellt
sich gut dar, wobei die gesamte
Technik veraltet ist. Die Kombina-
tion mit der Imkerei ist innovativ
und ausbaufähig. Insgesamt feh-
len allerdings Verarbeitungs- und
Vermarktungsmöglichkeiten. So-
lange hier keine Innovationen
und Investitionen getätigt werden,
sind derartige Betriebe langfristig
nicht marktfähig.

Fazit

Die von der Gewerkschaft Agro-
star betriebenen regionalen Be-
ratungszentren zeichnen sich
dadurch aus, dass sie sowohl
Qualifizierung und Fortbildung

als auch Betriebsberatung vor Ort
durch persönlich bekannte Ge-
werkschaftsmitarbeiter anbieten.
Diese Mitarbeiter haben auch
Erfahrungen auf europäischer
Ebene. Das wirkt sicherlich bei
den Klein- und Mittelbetrieben,
die seit der nachkommunisti-
schen Zeit und dem EU-Beitritt
durch die vielen Veränderungen
stark verunsichert sind, beruhi-
gend. Am Beispiel Izbiceni konnte
festgestellt werden, dass sich mit
genügend Motivation und Koope-
ration sowie einem „Zugpferd“
eine ganze Gemeinde für Wohl-
stand und Arbeitsplätze engagie-
ren kann. Die Gewerkschaft Agro-
star ist sehr stark in das Gemein-
wesen integriert. Sie bietet Bil-
dungs- und Kulturveranstaltungen
an und trägt zur Motivation der
Bevölkerung bei.

Der Obstbetrieb weist gute
Entwicklungspotenziale auf, es
sind Arbeitskräfte in der Region
vorhanden, das Know-how ist
dort – es besteht eine Beratungs-
struktur durch Agrostar. Notwen-
dig wären investive Förderungen,
Anreize zum Zusammenschluss
mit anderen Initiativen sowie ge-
meinsame Vermarktungsstrate-
gien. Damit der Betrieb marktfä-
hig bleiben kann, müssten Inves-
titionen im Bereich Verarbeitung
und Vermarktung getätigt und so
eine regionale Wertschöpfungs-
kette aufgebaut werden. Ein
erster Ansatz ist mit der Imkerei
schon erfolgt. Die Handlungs-
möglichkeiten für Gewerkschaf-
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 Wirtschaften in kleinen Strukturen – wie lange noch?                     In der Gemüseproduktion werden sich größere Strukturen durchsetzen
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Die südliche Steiermark zeich-
net sich insgesamt durch eine
klein strukturierte Landwirtschaft
aus. Das rührt zum einen von der
zum großen Teil bergigen Land-
schaft her, ist aber sicherlich
auch bedingt durch die Mentalität
der ländlichen Bevölkerung. Die
Betriebsgröße bewegt sich zwi-
schen 10 und 30 ha und es gibt
einen kontinuierlich steigenden
Bedarf an Arbeitnehmern, vorwie-
gend Erntehelfern. In der Steier-
mark sind 61 % der Fläche be-
waldet. Auf den landwirtschaftli-
chen Flächen des Flachlandes
werden vorwiegend Getreide,
Kartoffeln, Obst und Gemüse
angebaut, wobei die Kürbisse
mittlerweile eine der Hauptfrüchte
der Steiermark sind. In der West-
steiermark werden in den Steil-
lagen hervorragende Weine pro-
duziert. Nordöstlich von Graz be-
findet sich das Almenland, das
größte zusammenhängende Alm-
weidegebiet in Europa. Diese Art
der Kulturlandschaft durch Land-
bewirtschaftung zu erhalten, ist
eine Herausforderung im Struk-
turwandel.

Südsteirische Energie- und
Eiweißerzeugungsgenossen-
schaft – SEEG Mureck

Die Eigentümer der SEEG sind
600 Genossenschaftler, vorwie-
gend aus der Süd-, Ost- und

Beispiel 2: Region Steiermark

Weststeiermark. Seit über 20
Jahren wird in Mureck und Um-
gebung eine Bioenergie-Kreis-
laufwirtschaft kontinuierlich auf-
und ausgebaut. Mittlerweile sind
24 Arbeitnehmer beschäftigt, da-
neben gibt es 25 Dauerarbeits-
plätze bei Vertragspartnern und
weitere bei umliegenden Betrie-
ben und Nebenerwerbslandwir-
ten. Die SEEG erzeugt mit Hilfe
eines Energiemixes aus Biogas,
Biodiesel, Photovoltaik, Abwärme
und einer Holzhackschnitzelhei-
zung für ca. 15 Mio. € Energie im
Jahr und deckt dabei ca. 90 %
des Bedarfs der Wärmeenergie

ten und Arbeitnehmer liegen in
der Beratung und Ausbildung,
beim Unterstützen und Einwer-
ben von Fördermitteln (GAP),
Kollektivvereinbarungen zur
sozialen Absicherung der Be-
schäftigten einschließlich der
Saisonarbeitskräfte und Unter-
stützung bei Kooperationsbemü-
hungen auch im europäischen
Ausland.

der Stadt Mureck ab. Bei der Ent-
wicklung dieses regionalen Ener-
giekonzeptes wurde eng mit der
Universität Graz zusammen
gearbeitet. Der Wiedereinstieg
von der Fossilenergie in die
altbewährte Kreislaufwirtschaft“
ist für die Region Mureck gelun-
gen und hat viel regionale Be-
schäftigung mit sich gebracht.

ALMO – Verein Steirische
Bergland Marktgemeinschaft

Die Marktgemeinschaft wurde
vor 25 Jahren von 45 Almbauern
gegründet. Es war die Reaktion

Einflussfaktoren von Prozessen im Strukturwandel, Beispiel ALMO

Quelle: PECO-Institut e.V.

Eine gezielte Förderung kann modernisieren helfen

PRAXISBEISPIEL
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auf die europäischen Export-
stützungen, die dazu führte,
dass Lebendtiere quer durch
Europa bis nach Nordafrika
transportiert wurden. Das ent-
sprach nicht den Wertvorstel-
lungen der bodenständigen
Bauern. Die Strategie war,
auf ihren eigenen Almen
Qualitätsrinder in artgerech-
ter Haltung und bewährter
Tradition aufzuziehen und
in Österreich zu vermarkten.
Das kann nur durch eine enge
Kooperation und eine gemein-
same Marketingstrategie erfol-
gen. Mittlerweile umfasst der
Verein 530 Almbauern, die
jährlich ca. 4 500 Ochsen
erzeugen, die im eigenen
Schlachtbetrieb geschlachtet
werden. Das Premiumfleisch
wird in Österreich und teil-
weise auch in Deutschland
vermarktet. Neben der Wirt-
schaftlichkeit der Fleischpro-
duktion wird die traditionelle
Kulturlandschaft der Almen
erhalten und es ergeben sich
positive Wechselwirkungen
mit dem Tourismus. Das inno-
vative regionale Zusammen-
spiel von Tierhaltung und
-schlachtung, Gastronomie
und Tourismus bringt Gewinne
und Beschäftigung für alle in
der Region.

Weinbauschule Silberberg

Auf einer Fläche von 25 ha, da-
von 10 ha Kleinterrassen, wird in
einem Steilhangbewirtschaftungs-
modell der Weinanbau in der
traditionsreichen Weinbauschule
Silberberg in der Praxis erlernt.
In der Ausbildungsstätte mit an-
geschlossenem Internat absolvie-
ren vorwiegend Hofübernehmer
und angehende Fachkräfte im
Bereich Weinbau und Kellerwirt-
schaft ihre Lehre. Die Schüler er-
lernen alle Stationen des Weines,
von der Neuanlage eines Wein-
gartens bis zum Verkauf. Als
Reaktion auf Strukturwandel und
Globalisierung in der Landwirt-
schaft – die gleichfalls im Wein-
anbau stattfinden – sind Themen
wie Buschenschank (lt. Wikipedia
ein Betrieb, auf dem ein Landwirt
seine Erzeugnisse ausschenken
und servieren darf), Urlaub auf
dem Weinbauernhof, Tourismus
und Marketing als Lehrinhalte
neu dazu gekommen.

Fazit

Die Beispiele aus der Steier-
mark sind alle als Erfolgsge-
schichte zu werten. Bei einem
Rückblick auf die Betriebsge-
schichten – ca. 15 bis 20 Jahre –
und ihre Problemlagen damals,

konnten wir allerdings verschie-
dene Strategien und Maßnahmen
erkennen, die im Strukturwandel
sehr wichtig sind, vor allem und
gerade für die neuen Beitritts-
länder. Die Betriebe sind Koope-
rationen eingegangen, betriebli-
che und regionale, und haben
aufgrund ihrer Verbundenheit mit
der Region teilweise auch die
eigenen Interessen vor dem Ge-
samtwohl zurückgestellt. Dies ge-
schah sicherlich in der Erkennt-
nis, dass in einer solch kleinräu-
mig strukturierten Region nur ein
vernetztes und gemeinsames
Vorgehen zu Wirtschaftlichkeit
und Beschäftigung führen kann.
Auch die berufliche Ausbildung in
der Weinbauschule hat sich da-
rauf eingestellt und den Lehrplan
um neue Lehrinhalte und Metho-
den erweitert, entsprechend der
neuen Erfordernisse. Durch eine
enge Zusammenarbeit der Ge-
werkschaften mit der Landarbei-
terkammer können die Beschäf-
tigten auf den Strukturwandel
vorbereitet werden. Mit Qualifi-
zierungsangeboten und Informa-
tionsveranstaltungen übernimmt
die Kammer eine wichtige Rolle.
Sie ist gleichzeitig ein gutes
Instrument für die überbetrieb-
liche Mitbestimmung von Arbeit-
nehmern in klein strukturierten
Betrieben.
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Ölkürbisse in der Steiermark – ein bedeutender Wirtschaftsfaktor Almenwirtschaft als Grundlage für Premiumfleisch sichert
Arbeitsplätze
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1 http://www.welt.de/wirtschaft/article8383454/Glykol-Die-Mutter-aller-Lebensmittelskandale.html
2 www.deutscherqualifikationsrahmen.de

Projektergebnisse

Innovative Unternehmen sind erfolgreich

Die beiden Beispiele wurden ausgewählt, weil sie
Extreme aufzeigen. Wer heute Österreich besucht,
wird sich nur schwer an die Mutter aller Lebensmit-
telskandale1, den österreichischen Glykol-Wein-
skandal vor 25 Jahren, erinnern. Die Landwirtschaft
in der Steiermark zeigt, wie in den vergangenen
Jahren durch Innovation, kluge Investitionen mit
Unterstützung von Wissenschaft und Bildung sowie
gute Kooperationen wirtschaftliche Erfolge erzielt
werden konnten. Gleichzeitig entstanden qualifizier-
te Arbeitsplätze in der Landwirtschaft und den ange-
lagerten Bereichen wie Verarbeitung, Vermarktung,
Tourismus und Energiegewinnung. Besonders über-
raschend war die enge Verzahnung von moderner
Ausbildung mit innovativen Inhalten und betriebli-
cher Praxis. Arbeitnehmer können sich über Gewerk-
schaften und die Landarbeiterkammern einbringen
und sich an den Entwicklungsprozessen beteiligen.

Rumänien steht am Scheideweg. Hier haben wir
einige gute Ansätze von engagierten Berufskollegen
und kommunalen Akteuren gesehen. Diese Initiati-
ven müssten von einer gezielten Förderpolitik unter-
stützt werden: durch Investitionen in betriebliche
Innovationen, moderne Qualifizierung von Betriebs-
leitern und Arbeitnehmern, attraktive Gestaltung von
agrarischen Arbeitsplätzen unter Einbeziehung von
Gewerkschaften und selbstverständlich unterstützt
von einer funktionierenden Verwaltung. Die populis-
tische Forderung nach höheren Hektarbeträgen hilft
hier meiner Meinung nach nicht weiter. Nur eine
gezielte Förderung von Betrieb und Beschäftigten

kann die Konkurrenzfähigkeit der heimischen Agrar-
wirtschaft stärken.

Die Rolle von Arbeitnehmern ändert sich

Neben dem Anstieg der Nachfrage nach einfach
qualifizierten Saisonarbeitern, nimmt in vielen Regio-
nen auch die Nachfrage nach besser qualifizierten
Arbeitnehmern zu. Hier sind die Unternehmer ge-
fragt. Der Arbeitsplatz Landwirtschaft muss und kann
interessanter werden. Neben guten wirtschaftlichen
und sozialen Bedingungen für die Arbeitnehmer müs-
sen die Unternehmer auch über eine neue Rollenver-
teilung im Betrieb nachdenken. In den Projektbeispie-
len wurden die zahlreichen Einflussfakturen im Struk-
turwandel dargestellt. Der Chef muss sich künftig
mehr um den Markt und alle seinen Begleiterschei-
nungen kümmern. Die Arbeitnehmer müssen und
wollen auch selbstverantwortlicher die betrieblichen
Abläufe unterstützen. Dies ist nur mit einer modernen
Aus- und Weiterbildung erreichbar.

Zu einer modernen Qualifikation gehören, so die
Projekterfahrungen, eine engere Anbindung der Aus-
bildung an betriebliche Entwicklungen, innovative
Inhalte wie Marketing und die Stärkung von persona-
len Kompetenzen, wie sie beispielsweise im Nationa-
len Qualifikationsrahmen2 beschrieben sind, sowie
eine bessere Vorbereitung auf den Status als Arbeit-
nehmer. Mehr Verantwortung im Betrieb bedeutet
auch eine stärkere Beteiligung sowohl auf betriebli-
cher als auch auf überbetrieblicher Ebene. Auch hier
zeigen die Beispiele aus Österreich und Rumänien
partizipative Möglichkeiten auf, die es noch zu ergän-
zen und weiter zu entwickeln gilt.

Auch die Politik ist gefordert

An die Politik richtet sich die Aufgabe, Förderungen
zielgerichteter vorzunehmen und die einzelnen För-
dermöglichkeiten besser aufeinander abzustimmen.
Die Belange der Beschäftigten müssen dabei stärker
Berücksichtigung finden. In der Gemeinsamen Agrar-
politik muss der Faktor Arbeit stärker verankert wer-
den, wobei die Einhaltung sozialer Standards, die
Verbesserung von Know-how-Transfer für zukunfts-
weisende Innovationen, eine ständige Aus- und
Weiterbildung sowie die Entwicklung einer Betei-
ligungskultur wichtige Eckpunkte sind. Ein grenz-
überschreitender Austausch von guten Beispielen
und Erfahrungen sollte Bestandteil auch der künfti-
gen Agrarpolitik sein – hier weisen die derzeitigen
Förderbedingungen im Rahmen der GAP noch
erhebliche Mängel auf.
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Landwirtschaftliche Arbeitskräfte in Ostdeutschland –
Trends in Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt

Prof. Dr. Theodor Fock, Susanne Winge und Bettina Wiener*

Viele ländliche Regionen in Ostdeutschland sind weiterhin durch eine hohe und anhaltende Unter-
beschäftigung gekennzeichnet, auch wenn sich die Situation in den vergangenen Jahren etwas ver-
bessert hat. Der Agrarsektor und die mit ihm verbundenen Wirtschaftsbereiche haben daher noch
eine relativ große Bedeutung für den Arbeitsmarkt und Agrarbetriebe bieten in Dörfern peripherer
Regionen faktisch die einzigen Beschäftigungsmöglichkeiten. Für zwei Bundesländer, Mecklenburg-
Vorpommern und Sachsen-Anhalt, werden ausgewählte Trends und Probleme ausführlich und detail-
liert dargestellt. Die Analyse stützt sich auf verschiedene Untersuchungen der Autoren und aktuelle
statistische Daten der Landwirtschaftszählung 2010.

* Dr. Theodor Fock, Professur für Agrarpolitik, Volkswirtschaftslehre, Umweltpolitik an der Hochschule Neubrandenburg, Fachbereich Agrarwirtschaft und
Lebensmitttelwissenschaften, Neubrandenburg, fock@hs-nb.de. Herrn Dr. Gabka und Herrn Hrubesch vom Statistischen Landesamt des Landes
Mecklenburg-Vorpommern, Schwerin, gilt Dank für die Bereitstellung umfangreicher Daten.

Susanne Winge und Bettina Wiener, Zentrum für Sozialforschung Halle e.V. an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Halle, info@zsh.uni-halle.de

Der Agrarsektor konnte in den vergangenen Jah-
ren überwiegend von der wirtschaftlichen Situation
profitieren und ist durch hohe Investitionen sowie
steigende Bodenpreise als untrügliches Kennzei-
chen einer günstigen Agrarkonjunktur gekenn-
zeichnet. Landwirtschaftliche Unternehmen in
Ostdeutschland sind durch große und dadurch
eher wettbewerbsfähige Strukturen geprägt, zu-
gleich ist der Arbeitskräftebesatz mit 1,3 (in Meck-
lenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt) bis 1,6
(in Brandenburg) AK/100 ha aber im deutschen
und europäischen Vergleich niedrig. In der Zukunft
wird es für die Landwirtschaftsbetriebe in Ost-
deutschland ein großes Problem darstellen, an-
gesichts des demografischen Wandels ausrei-
chend fachlich gut ausgebildete Nachwuchskräfte
zu gewinnen.

Arbeitskräfte in Ost- und Westdeutschland
in ähnlichen Größenordnungen geschrumpft

In Deutschland ist die Zahl der Beschäftigten auch
in den vergangenen Jahren von 1,4 Mio. Personen
in 1995 auf 1,1 Mio. in 2010 weiter zurückgegangen.
Die Entwicklung wird in Tabelle 1 dargestellt. Es
zeigt sich, dass die Zahl der Arbeitskräfte in Ost-
und Westdeutschland in ähnlichen Größenordnun-
gen geschrumpft ist. Da die Produktionsleistung im
Agrarsektor im Wesentlichen gleich geblieben ist,
ist die Arbeitsproduktivität dementsprechend deut-
lich angestiegen. Allerdings dürfte der tatsächliche
Anstieg etwas überschätzt werden, da durch zuneh-
mende Arbeitsteilung und Spezialisierung Produk-
tionsaktivitäten auf Lohnunternehmen und andere
gewerbliche Dienstleister ausgelagert werden.

Tabelle 1: Arbeitskräfteentwicklung in der Landwirtschaft in Deutschland (in 1 000)

AK = Arbeitskraft(einheit), d. h. hochgerechnet auf einen Vollzeitbeschäftigten. Hinweis: Durch größere Umstellungen
in der statistischen Erfassung 1997 und 2010 ist eine Vergleichbarkeit zu Vorjahreszeiträumen nicht voll gegeben.

Quelle: Eigene Darstellung nach Agrarbericht der Bundesregierung, 2011.

Westdeutschland Ostdeutschland Deutschland insgesamt
Jahr Beschäftigte AK Beschäftigte AK Beschäftigte AK

1995 1 248 571 161 127 1 410 698

1999 1 268 500 169 113 1 437 612

2003 1 137 484 167 105 1 303 588

2007 1 092 435 159 95 1 251 530

2010 950 456 148 98 1 098 551

Zeitraum 1995
bis 2010 in % -23,9 -20,1 -8,1 -22,8 -22,1 -21,1

Zeitraum 2003
bis 2010 in % -16,4 -5,8 -11,4 -6,7 -15,7 -6,3
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In der Struktur der Arbeitskräfte gibt es allerdings große
Unterschiede, wie Abbildung 1 verdeutlicht. In West-
deutschland haben Familienarbeitskräfte weiterhin die
größte Bedeutung, während in Ostdeutschland Lohn-
arbeitskräfte, meist in Vollzeit, dominieren. Anzahl und
Anteil der Saisonarbeitskräfte ist vor allem von der je-
weiligen Bedeutung handarbeitsintensiver Produktions-
bereiche im Obst- und Weinbau sowie bei anderen
Sonderkulturen wie Spargel oder Erdbeeren abhängig.

Der Arbeitskräftebesatz, gemessen in AK je 100 ha,
unterscheidet sich erheblich: In Westdeutschland beträgt
dieser 4,1 AK/100 ha, in Ostdeutschland dagegen nur
1,8 AK/100 ha, in Deutschland insgesamt 3,3 AK/100 ha.
Die Ursachen für diese Unterschiede liegen in der gerin-
geren Bedeutung arbeitsintensiverer Produktionsverfah-
ren in der Tierhaltung sowie im Obst-, Gemüse- und
Weinbau in vielen ostdeutschen Regionen, besseren

Möglichkeiten, arbeitssparenden technischen
Fortschritt in größeren Betriebseinheiten zu rea-
lisieren und auch in der vermutlich statistisch
überschätzten Arbeitsleistung von Familien-
arbeitskräften mit größeren Auswirkungen für
Westdeutschland.

Lohnarbeitskräfte überwiegen
in Mecklenburg-Vorpommern

Für Mecklenburg-Vorpommern zeigt ein ge-
nauerer Blick auf die Beschäftigungsstrukturen,
dass sich insgesamt sehr heterogene Verhältnis-
se in den vergangenen zwanzig Jahren heraus-
gebildet haben. Zum einen finden sich klassische
Familienbetriebe, in denen der Großteil der be-
trieblichen Arbeitsleistung von Familienarbeits-
kräften erbracht wird, aber auch von der Be-
schäftigtenzahl deutlich größere Betriebe mit
zehn, zwanzig und mehr ständig Beschäftigten
sowie einige wenige Betriebe mit einer hohen
Anzahl von Saisonarbeitskräften. Auf der Grund-
lage der Landwirtschaftszählung 2010 gibt es in
Mecklenburg-Vorpommern (MV) 4 725 Landwirt-
schaftsbetriebe mit 25 300 Beschäftigten, von
denen mit 68 % die Mehrheit männlich ist und
die 17 700 Arbeitskrafteinheiten leisten. Gegen-
über dem letzten Erhebungszeitraum 2007 be-
deutet dies einen Rückgang um 3 100 Beschäf-
tigte oder 11 % (3,5 % pro Jahr). Allerdings dürf-
te dieser deutliche Rückgang vor allem auf die
veränderte statistische Erfassungsgrenze zu-
rückzuführen sein, durch die im Wesentlichen
die Abschneidegrenze von 2 auf 5 ha angehoben
wurde. Dadurch sind in MV etwa 750 kleinere
Betriebe mit rund 1 400 Beschäftigten aus der
Statistik „herausgefallen“, zusätzlich ist die An-
zahl der Saisonarbeitskräfte um etwa 800 Be-
schäftigte zurück gegangen, so dass sich der
scheinbar deutliche Rückgang relativiert.

Lohnarbeitskräfte überwiegen in Mecklenburg-
Vorpommern deutlich: Von den Beschäftigten
sind 58 % ständig beschäftigte Lohnarbeitskräfte,
während auf Familienarbeitskräfte 18 % entfal-
len, auf Saisonarbeitskräfte 24 %. Die große
Bedeutung der Lohnarbeitskräfte wird noch
deutlicher bei einem Blick auf die erbrachte
Arbeitsleistung: 76 % entfallen statistisch auf
Lohnarbeitskräfte, 15 % auf Familienarbeits-
kräfte und knapp 9 % auf Saisonarbeitskräfte.
In MV spielen vor allem drei Betriebsformen
eine Rolle: Ackerbaubetriebe, die vor allem
Mähdruschfrüchte und in etwas geringerem
Umfang Zuckerrüben und Kartoffeln anbauen,
haben einen durchschnittlichen Arbeitskräfte-
besatz von 0,9 AK/100 ha, mit der geringsten

Abbildung 1: Familien-, Lohn- und Saisonarbeitskräfte 2010

Quelle: Eigene Darstellung nach Agrarbericht 2011

Familien-AK
Lohn-AK
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Westdeutschland
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Ostdeutschland
insgesamt 148 (100 %)
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insgesamt 1098 (100 %)
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Arbeitsintensität in Einzelunternehmen. Futterbau-
betriebe, Milchproduktion und Mutterkuhhaltung,
haben mit 1,8 AK/100 ha erwartungsgemäß einen
höheren Arbeitskräftebesatz und in Gemischtbe-
trieben beträgt dieser rund 1,5 AK/100 ha.

Landwirtschaftliche Betriebe in MV ähneln von
ihrer Beschäftigtenanzahl häufig eher Handwerks-
betrieben als dem klassischen landwirtschaftlichen
Familienbetrieb. Im Durchschnitt arbeiten rund fünf
Beschäftigte pro Betrieb, aber allein 41 % aller Be-
schäftigten arbeiten in Betrieben mit mehr als 20
Beschäftigten. Betriebe mit wenigen und vielen Be-
schäftigten finden sich grundsätzlich bei Einzel-
unternehmen, Personengesellschaften und Juristi-
schen Personen. Aber in Einzelunternehmen arbei-
ten erwartungsgemäß vor allem Mitglieder der Un-
ternehmerfamilie und 74 % beschäftigen ein oder
zwei Personen, im Durchschnitt sind es 2,8 Be-
schäftigte. Bei den Personengesellschaften gibt es
typische Familienbetriebe mit ein oder zwei Be-
schäftigten (36 %), im Durchschnitt werden aber
schon 7,1 Personen beschäftigt. Juristische Perso-
nen beschäftigen die höchste Anzahl von Mitarbei-
tern, im Durchschnitt 13,6 pro Betrieb.

In Mecklenburg-Vorpommern und den anderen
ostdeutschen Bundesländern haben sich differen-
zierte Arbeitskräftestrukturen herausgebildet. Der
hohe Anteil von Lohnarbeitskräften bietet für die
zukünftige Entwicklung Vor- und Nachteile. Betrieb-
liche Wachstumsprozesse lassen sich mit Lohn-
arbeitskräften leichter organisieren und in Unter-
nehmerehepaaren besteht eine geringere Erwar-
tung, dass beide Ehepartner im landwirtschaftlichen
Unternehmen mitarbeiten. Die potenzielle Gefahr
einer Überlastung der Familienmitglieder ist gerin-
ger. Bei der Gewinnung des Nachwuchses an Fach-
kräften besteht dann aber eine „normale“ Konkur-
renzsituation mit anderen Branchen auf dem jewei-
ligen regionalen Arbeitsmarkt. Zudem gewinnen in
Unternehmen mit zahlreichen Beschäftigten Fragen
eines Personalmanagements erheblich an Bedeu-
tung.

Nachwuchs fehlt in Sachsen-Anhalt
und Mecklenburg-Vorpommern

Auch in Sachsen-Anhalt liegt ein ähnlicher Trend
in den Beschäftigungsstrukturen vor. Die aktuellste
Landwirtschaftszählung für Sachsen-Anhalt aus dem
Jahr 2007 weist 4 860 Landwirtschaftsbetriebe aus,
in denen 25 942 Arbeitskräfte beschäftigt sind. Diese
entsprechen 15 770 Arbeitskrafteinheiten. Die Zahl
der Beschäftigten in landwirtschaftlichen Betrieben

Sachsen-Anhalts sinkt seit Jahren und auch der
Anteil der Vollzeitbeschäftigten ist in den vergan-
genen Jahren kontinuierlich zurückgegangen (2003
69 %, 2005 67 % und 2007 64 %). Mit Blick auf die
Rechtsform der Unternehmen ist festzustellen, dass
der Anteil der Beschäftigten in einem Einzelunter-
nehmen von 34 % im Jahr 2001 auf knapp 40 %
im Jahr 2007 gestiegen ist und im Jahr 2007 den
höchsten Anteil gegenüber den anderen Rechts-
formen darstellt. Hingegen ist im gleichen Zeitraum
der Anteil der Arbeitskräfte in Personengesellschaf-
ten auf 25 % leicht und in Unternehmen juristischer
Person auf 35 % etwas stärker gesunken. Dabei
liegt der Anteil der Vollzeitbeschäftigten aufgrund
ihrer wirtschaftlichen Ausrichtung in den Unterneh-
men juristischer Person mit 71 % am höchsten.

Eine ungünstige Entwicklung ist mit Blick auf die
Altersstruktur der Unternehmen zu beobachten.
Zeichnete sich im Jahr 2001 bereits ein leichtes
Ungleichgewicht zwischen jüngeren (unter 35 Jahre)
und älteren Beschäftigten (über 54 Jahre) ab, so hat
sich diese Schere zu Ungunsten der Nachwuchs-
kräfte bis zum Jahr 2007 weiter geöffnet. Lag das
Verhältnis der jüngeren zu den älteren Arbeitskräf-
ten im Jahr 2001 noch bei einem Wert von 1,1, be-
trägt dieses im Jahr 2007 nur noch 0,6. Vor allem
bei den Unternehmen juristischer Person und den
Einzelunternehmen ist der „Anteil Nachwuchskraft je
älterer Arbeitskraft“ bedenklich gesunken. Die Kenn-
ziffer bei den Unternehmen juristischer Person lag
2001 noch mit 1,2 leicht über der kritischen Grenze
und beträgt im Jahr 2007 nur noch 0,6. Personen-
gesellschaften verzeichnen im Jahr 2007 mit einem
Wert von 0,9 zwar noch nahezu ein ausbalanciertes
Verhältnis beider Altersgruppen, aber der Vergleichs-
wert von 1,7 im Jahr 2001 zeigt eine deutliche Ver-
schiebung des Verhältnisses. Die Gründe für die
Entwicklung liegen vor allem im Absinken des An-
teils der jüngeren Arbeitskräfte durch fehlende Neu-
einstellungen über viele Jahre hinweg, die vor allem
in den Personengesellschaften und den Unterneh-
men juristischer Person zu einem starken Anstieg
des Anteils der älteren Beschäftigten führten.

Die Entwicklung der Altersstruktur legt zwingend
nahe, dass die landwirtschaftlichen Unternehmen in
Sachsen-Anhalt – auch wenn die Zahl der Arbeits-
kräfte nach wie vor zurück geht – in den nächsten
Jahren erheblichen Einstellungsbedarf aufgrund der
Rentenübergänge älterer Beschäftigter haben wer-
den. Dieses Zeitfenster wird von stark absinkenden
Schülerzahlen in Sachsen-Anhalt überschattet. Be-
reits jetzt können Betriebe Ausbildungsstellen nicht
mehr besetzen, da es an Bewerbern mangelt.
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Wie ist es um die Nachwuchssicherung in den
landwirtschaftlichen Berufen in Sachsen-Anhalt
bestellt? In den vergangenen Jahren ist die Zahl
der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge ge-
sunken. Diese Entwicklung verlief allerdings nicht
linear, so gab es in den Jahren 2004 und 2007 einen
Anstieg, anschließend fiel die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge wieder ab. Die
Ausbildungsbeteiligung der landwirtschaftlichen
Betriebe in Sachsen-Anhalt liegt hierbei erheblich
unter dem Landesdurchschnitt aller Branchen.

Ein weiteres Problem ist, dass nicht jeder abge-
schlossene Ausbildungsvertrag auch zu einem er-
folgreichen Ausbildungsabschluss führt. So ist im
Beobachtungszeitraum 2005 zu 2009 die Zahl der
Ausbildungsabbrüche deutlich gestiegen, auch wenn
die Zahl im Jahr 2010 wieder rückläufig ist. Lag die
Vertragslösungsquote zwischen 2003 und 2006
noch um die 10 %, so liegt sie seitdem bei etwa
einem Viertel und mehr. Hinzu kommen Auszubil-
dende, die die Abschlussprüfungen nicht bestehen
und damit keinen Berufsabschluss erlangen.

Eine Absolventenbefragung der zuständigen Stelle
für berufliche Bildung der Landwirtschaft vermittelt
einen Eindruck über die Situation der Ausbildungs-

absolventen zum Zeitpunkt der Beendigung der
Ausbildung.

Während in den Jahren 2005 und 2006 etwa jeder
zweite Ausbildungsabsolvent bereits unmittelbar
nach Beendigung der Ausbildung eine Arbeit hatte,
steigt der Anteil im Jahr 2007 erheblich an, fast drei
von vier Absolventen berichten in diesem Jahr, dass
sie bereits eine Arbeit hätten. Im Jahr 2008 und
2009 ist der Anteil etwas gesunken und steigt im
Jahr 2010 erneut auf 67 % an. Während in den
Jahren 2005 und 2006 Landwirte etwas häufiger
eine Arbeit gefunden hatten als Tierwirte, nimmt der
Anteil der Tierwirte mit Arbeitszusage in den nächs-
ten Jahren deutlich zu und ist in den letzten beiden
Jahren höher als der Anteil der Landwirte. Der Anteil
der Übernahmen durch den Ausbildungsbetrieb liegt
in den Vergleichsjahren seit 2006 etwa bei 70 %, im
Jahr 2005 waren es noch 55 %. Die überwiegende
Mehrzahl der Jugendlichen findet nach ihrer Ausbil-
dung Arbeit in Betrieben des Landes Sachsen-An-
halt, nur knapp jeder zehnte Ausbildungsabsolvent
benennt ein anderes Bundesland.

Bei einer Prognose des Zentrums für Sozial-
forschung Halle an der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg zum Nachwuchskräftebedarf in

der Landwirtschaft
Sachsen-Anhalts aus
dem Jahr 2002 wurde
eine Verringerung des
Arbeitskräftebestandes
an ständig Beschäftig-
ten von 2 % pro Jahr
unterstellt. Für das Land
Sachsen-Anhalt liegen
seit dem Jahr 2007
keine aktuellen Zahlen
vor, aber Tabelle 1

Tabelle 2: Neu abgeschlossene Ausbildungsverträge in Sachsen-Anhalt für landwirtschaftliche Berufe und
vorzeitig gelöste Ausbildungsverhältnisse

Quellen: Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt: Bericht zur Lage der Land-, Ernäh-
rungs- und Forstwirtschaft und Tierschutzbericht des Landes Sachsen-Anhalt 2005, 2007, 2008 und 2010

Beruf                                                Jahr 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Landwirtschaftliche Berufe
(ohne Werker, Gärtner, Forstwirt) 321 365 321 298 344 311 311 268

Landwirt/Landwirtin 197 243 189 186 194 173 149 140

Tierwirt/Tierwirtin (ohne Pferdewirt) 74 67 83 73 77 81 73 65

Berufe in der Landwirtschaft gesamt 695 749 663 648 677 565 560 521

Vorzeitig gelöste Ausbildungsverhältnisse 90 82 46 66 145 186 233 120

Quellen: Absolventenbefragungen der Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten und
Gartenbau in Sachsen-Anhalt (LLFG), seit 2009 Landesverwaltungsamt Sachsen-
Anhalt – zuständige Stelle für berufliche Bildung in der Land- und Hauswirtschaft

Tabelle 3: Ausbildungsabsolventen in Sachsen-Anhalt mit Arbeitszusage in Prozent

Beruf                      Jahr 2005 2006 2007 2008 2009 2010

Tierwirt/Tierwirtin 321 298 344 311 311 268

Landwirt/Landwirtin 189 186 194 173 149 140

Gesamt 46 66 145 186 233 120
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zeigt, dass der jährliche Rückgang der landwirt-
schaftlichen Arbeitskräfte in diesem Zeitraum in
Ostdeutschland bei nur etwas über 1 % pro Jahr lag.
Somit wurde die rückläufige Fachkräfteentwicklung
für Sachsen-Anhalt überschätzt. Die für die nächs-
ten Jahre mindestens benötigten Auszubildenden
(bei einer Ausbildungsquote von 2 %) wurden bis
heute zu keinem Zeitpunkt erreicht.

Auf Basis der Daten von 2007 wurde nun eine
erneute Schätzung des Bedarfs an Auszubildenden
bis zum Jahr 2024 vorgenommen. Der Bedarf an
neuen Auszubildenden in den landwirtschaftlichen
Berufen bezieht sich auf die Zahl der ständig Be-
schäftigten bei einem angenommenen Rückgang
der ständig Beschäftigten von 2,5 % pro Jahr. Die
Ausbildungsquote lag im Jahr 2007 bei 1,8 %. Aus
diesem Grund bildet eine Ausbildungsquote von 2 %
die Basis der Schätzung, auch wenn diese Quote
das bisherige Ungleichgewicht der Altersstruktur
nicht verändert. Soll eine ausgewogenere Alters-
struktur erreicht werden, müsste der Anteil an Aus-
zubildenden deutlich darüber liegen. Mit erneutem
Blick auf die Schätzung auf Basis der Daten von
2007 ist festzuhalten:

1. Die Beschäftigtenzahlen gehen nicht so stark
zurück, wie in der Prognose erwartet.

2. Die Bewerberzahlen für Ausbildungsplätze in der
Landwirtschaft sind bis zum Jahr 2010 höher, als
in der Schätzung auf Basis der Schulabgänger
berechnet wurde.

3. Trotzdem liegt die Zahl der neu abgeschlossenen
Ausbildungsverträge unter dem errechneten Be-
darf an Auszubildenden auf Basis der Ausbildungs-
quote von 2 %.

Daraus lässt sich schließen, dass sich das Ungleich-
gewicht zwischen älteren und jüngeren Beschäftig-
ten zu Ungunsten der jüngeren Beschäftigten noch
verschärft. Wenn die älteren Beschäftigten in den
nächsten Jahren das Renteneintrittsalter erreichen,
wird die Sicherung des Arbeitskräftebestands für die
landwirtschaftlichen Betriebe eine extrem große
Herausforderung.

In Mecklenburg-Vorpommern ist die Zahl der Aus-
bildungsverhältnisse in den landwirtschaftlichen
Kernberufen (Landwirt, Tierwirt, Fachkraft Agrarser-
vice) ebenfalls deutlich rückläufig: Allein von 2009/
10 zu 2010/11 ist die Zahl der Ausbildungsverhält-
nisse von 706 auf 611 gesunken. Dies dürfte auf die
stark rückläufige Zahl der Schulabgänger zurückzu-
führen sein. Der in MV in den vergangenen Jahren

vergleichsweise stark genutzte Ausbildungsgang
des Landwirtschaftsfachwerkers, der für Schulab-
gänger mit dauerhaften körperlichen, seelischen
oder geistigen Einschränkungen zur Verfügung
steht, zeigt ebenfalls einen deutlichen Rückgang
von 132 auf 85 Personen im gleichen Zeitraum.
Eine Untersuchung zu den Chancen von Landwirt-
schaftsfachwerkern für eine geregelte Beschäfti-
gung nach der geförderten Ausbildung zeigt, dass
diese vor allem in größeren Betrieben in der Tier-
haltung liegt, in denen es am ehesten Einsatzfelder
für einfachere Tätigkeiten gibt. Bei einer Befragung
ausbildender Betriebe gaben diese an, zu 58 %
Landwirtschaftsfachwerker dauerhaft einzustellen
(Ramson et al., 2010).

Verflechtung zwischen Landwirtschaft und
Agribusiness fördert regionale Entwicklung

Landwirtschaft und die vor- und nachgelagerten
Unternehmen des Agribusiness sind wirtschaftlich
eng miteinander verflochten. In Deutschland lag der
volkswirtschaftliche Anteil 2008 insgesamt bei 12 %
der Erwerbstätigen und knapp 7 % der Bruttowert-
schöpfung, woran der eigentliche Agrarsektor nur
einen geringen Anteil hatte (Hensche et al., 2011).
Darüber hinaus haben sich in den letzten Jahren
neue Aktivitäten in der Erzeugung erneuerbarer
Energien herausgebildet. Viele Unternehmen des
Agribusiness, vor allem Handels- und Dienstleistungs-
unternehmen des vorgelagerten Bereiches und
Unternehmen der Lebensmittelverarbeitung, haben
ihren Sitz in ländlichen Regionen, so dass die
Bedeutung für die Beschäftigungssituation für diese
Regionen überdurchschnittlich ist. Eine quantitative
Analyse für die regionale Verflechtung zwischen
Landwirtschaft und Agribusiness zeigt für die Pla-
nungsregion Mecklenburgische Seenplatte, dass
rund 85 % der wirtschaftlichen Aktivitäten landwirt-
schaftlicher Unternehmen auf regionaler Ebene
stattfinden (Fock/Schwertassel, 2005). Unmittelbar
beschäftigungsintensiv auf regionaler Ebene sind
dabei vor allem Bereiche wie das Landmaschinen-
handwerk, die Futtermittelherstellung, der Land-
handel und verschiedene andere Dienstleistungs-
bereiche. Andere wertschöpfungsintensivere Tätig-
keiten der Nahrungsmittelherstellung (Molkereien,
Schlachthöfe usw.) sowie der Herstellung von Land-
maschinen und Anlagegütern sind durch die Unter-
nehmenskonzentration nicht mehr flächendeckend
in allen ländlichen Regionen anzutreffen. In der
amtlichen Statistik werden die entsprechenden Un-
ternehmen unterschiedlichen Bereichen zugeordnet,
so dass eine Quantifizierung nicht ohne weiteres
möglich ist. In der Planungsregion Mecklenburgi-
sche Seenplatte, die die drei sehr ländlich struktu-



46

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Land- und Forstwirtschaft

rierten Landkreise Demmin, Mecklenburg-Strelitz
und Müritz sowie die Stadt Neubrandenburg um-
fasst, ergaben Modellrechnungen, dass neben 7 %
Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 13 % in den
vor- und nachgelagerten Bereichen erwerbstätig
sind (Zahlenangaben für 2004), so dass die regio-
nalwirtschaftliche Bedeutung mit einem Erwerbs-
tätigenanteil von rund 20 % vergleichsweise hoch
und deutlich über dem Bundesdurchschnitt liegt.

Ausblick: Degression der Direktzahlungen
nach 2013 lässt negative Beschäftigungs-
effekte erwarten

Die Mehrzahl der in der Landwirtschaft beschäftig-
ten Personen ist in größeren Betriebseinheiten zu
finden. Unternehmen mit sechs bis neun Beschäftig-
ten bewirtschaften in MV im Durchschnitt bereits
540 ha. Die in der Diskussion zur Weiterentwicklung
der europäischen Agrarpolitik nach 2013 stehenden
Modelle beinhalten häufig eine Degression der
Direktzahlungen nach Betriebsgröße. Sollten diese
Modelle Anwendung finden, wäre die Mehrzahl der
Beschäftigten hiervon betroffen und es wäre zu
befürchten, dass durch betriebliche Anpassungen
Beschäftigung reduziert würde. Von Anpassungs-
reaktionen wären dann nicht nur der Agrarsektor,
sondern auch Unternehmen im Agribusiness betrof-
fen, so dass für ländliche Regionen negative Be-
schäftigungseffekte erwartet werden können. Unter
dem Gesichtspunkt der „Verteilungsgerechtigkeit“
liefern die statistischen Angaben jedenfalls keine
Argumente für eine größenabhängige Degression.
Die Direktzahlungen schwanken je Beschäftigtem
in MV zwischen 20 000 und 26 000 € in den unter-
schiedlichen Größenklassen der Betriebe (Berech-
nungsgrundlage 2013). Kleinere Unternehmen mit
ein bis drei Beschäftigten erhalten sogar leicht über-
durchschnittliche Direktzahlungen und in den sehr
großen Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten
sinken die Direktzahlungen sogar deutlich ab auf
rund 9 000 € je Beschäftigtem.

Insgesamt stellt der Agrarsektor, insbesondere
unter Berücksichtigung der Beschäftigung im Agri-
business, in ländlichen Regionen einen stabilen Be-
reich der regionalen Wirtschaft dar. Für periphere
ländliche Regionen in Ostdeutschland, die in vielen
Fällen weiterhin von großen wirtschaftlichen Proble-
men und zusätzlich von demografischer Schrump-
fung betroffen sind, ist die Bedeutung für die Be-
schäftigung daher vergleichsweise hoch. Für die
Gewinnung von qualifiziertem beruflichem Nach-
wuchs sind die vorhandenen Ausbildungsstrukturen
von großer Bedeutung. Die derzeitige Ausbildungs-
beteiligung der landwirtschaftlichen Unternehmen

wird jedoch, auch bei vorsichtiger Schätzung, nicht für
die Sicherung des Arbeitskräftebestandes durch Nach-
wuchskräfte ausreichen.

Der Agrarsektor wird in den ostdeutschen Bundes-
ländern daher vor großen Herausforderungen stehen,
qualifizierte Fachkräfte in ausreichender Anzahl zu
gewinnen. Profitierten viele Betriebe in den vergan-
genen Jahren von einer „demografischen und Arbeits-
marktrente“, indem sie auf ein Reservoir gut ausgebil-
deter Mitarbeiter/-innen mit relativ niedrigen Lohnan-
sprüchen zurückgreifen konnten, ist derzeit eine funda-
mentale Änderung festzustellen. Niedrige Ausbildungs-
zahlen, vor allem bedingt durch den starken Rückgang
von Schulabgängern  in Verbindung mit starker Konkur-
renz durch andere Wirtschaftsbereiche, und gleichzeitig
ein hoher Ersatzbedarf durch die relative Überalterung
der Beschäftigten werden die Rahmenbedingungen für
die Zukunft darstellen. Landwirtschaftliche Betriebe und
der Sektor insgesamt müssen sich hierauf einstellen.
Um auch Jugendliche und junge Erwachsene ohne
einen originären landwirtschaftlichen Hintergrund zu
gewinnen, und dies auch überregional, müssen Arbeits-
bedingungen und Entlohnung attraktiver gestaltet
werden. Zugleich wird sich der Anreiz für Rationali-
sierungsinvestitionen durch Personalmangel verstär-
ken. Landwirtschaftliche Berufe können dabei durch
ihre Vielseitigkeit, ihre Arbeit in und mit der Natur und
gleichzeitig als technisch anspruchsvolle Tätigkeiten
mit anderen Berufsfeldern durchaus mithalten. Es bleibt
daher zu hoffen, dass die guten wirtschaftlichen und
strukturellen Perspektiven vieler landwirtschaftlicher
Betriebe nicht durch Personalmangel beeinträchtigt
werden.
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Arbeitsplätze in der Nebenerwerbslandwirtschaft
Marion Pitsch*

Mehr als jeder zweite landwirtschaftliche Betrieb in Deutschland gilt als Nebenerwerbs-
betrieb. Und obwohl die Nebenerwerbslandwirtschaft damit beinahe 200 000 Haushal-
ten eine zusätzliche Beschäftigung und ein zusätzliches Einkommen bietet, findet sie
wissenschaftlich und politisch wenig Beachtung, auch gibt es kaum aktuelle Literatur.
Daher wurde am Institut für Ländliche Räume des Johann Heinrich von Thünen-Insti-
tuts (vTI) im Rahmen eines Forschungsprojekts eine umfangreiche Auswertung der
Agrarstatistik vorgenommen. Die auf den Beschäftigungsaspekt bezogenen Ergebnis-
se werden im Folgenden dargestellt, weitere Ergebnisse in „Ländlicher Raum“ 04/2011.1

* Marion Pitsch, Institut für Ländliche Räume, Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI), Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume, Wald und
Fischerei, Braunschweig, Tel. (0531) 596 5169, marion.pitsch@vti.bund.de

1 Alle Ergebnisse werden ausführlich in dem Ende 2011 erscheinenden vTI-Arbeitsbericht dargestellt.

Die Daten stammen aus den
Vollerhebungen der Jahre 1999,
2003 und 2007 und wurden durch
das Forschungsdatenzentrum der
Statistischen Ämter (FDZ) zu ei-
nem Paneldatensatz aufbereitet,
welcher erstmalig Quer- und
Längsschnittanalysen über einen
längeren Zeitraum ermöglicht.
Ziele sind die umfassende Dar-
stellung der aktuellen Situation
und Stabilität der Nebenerwerbs-
landwirtschaft, des regionalen Kon-
textes und des Einflusses außer-
landwirtschaftlicher Faktoren.

In der Agrarstatistik erfolgt die
Abgrenzung zwischen Haupt-
(HE) und Nebenerwerb (NE)
zweistufig: zunächst anhand der
eingesetzten Arbeitszeit und – für
Betriebe zwischen 0,75 und 1,5
Arbeitskrafteinheiten (AKE) –
anhand der Herkunft des über-
wiegenden Einkommens des
Betriebsinhaberehepaares. Bun-
desweit bestehen erhebliche
Unterschiede sowohl bzgl. des
Anteils an Nebenerwerbsbetrie-
ben, als auch des Anteils der von
ihnen bewirtschafteten Fläche

(s. Karten). In der Mitte und im Süden
Deutschlands – dort besonders in
Mittelgebirgslagen – bestehen regio-
nale Schwerpunkte der NE-Landwirt-
schaft. Die Flächenanteile der NE-
Betriebe sind insbesondere im Norden
und Osten sehr gering.

Neben der Betriebsgröße lassen
sich weitere strukturelle Unterschiede
zwischen HE- und NE-Betrieben
feststellen. Einige davon werden
exemplarisch zu den im Forschungs-
projekt durchgeführten Analysen
dargestellt.

Anteil Nebenerwerbsbetriebe an allen Betrieben und Flächenanteil der Nebenerwerbsbetriebe an der gesamten LF (2007)

Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, AfID, 2007, eigene Berechnungen



48

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Land- und Forstwirtschaft

Wie unterscheiden sich
Nebenerwerbs- von
Haupterwerbsbetrieben?

In der Tabelle werden auf Bundes-
ebene die durchschnittliche Faktor-
ausstattung und andere Kennziffern
von allen im Jahr 2007 erfassten HE-
und NE-Betrieben verglichen. Die
anderen Rechtsformen bleiben unbe-
rücksichtigt. Deutlich werden im Ver-
gleich zu den HE-Betrieben folgende
Niveau- und Entwicklungsunterschiede:

NE-Betriebe bewirtschafteten durch-
schnittlich 14 ha und damit ledig-
lich ein Viertel der im HE landwirt-
schaftlich genutzten Fläche (LF).
Dabei war der Anteil der NE-Betrie-
be im benachteiligten Gebiet deut-
lich höher und der bewirtschaftete
Ackerflächenanteil wie auch der An-
teil an gepachteten Flächen geringer.

Im NE wurde ein Standardde-
ckungsbeitrag (StDB) von rund
12 000 € je Betrieb und damit
lediglich ein Siebtel der Produk-
tionskapazität der HE-Betriebe
erreicht.

Die geringe Produktionsintensität
(StDB je ha LF) der im Nebener-
werb geführten Betriebe resultier-
te aus einem deutlich geringeren
Viehbesatz2, einem geringen An-
teil von Betrieben mit Haltung de-
ckungsbeitragsstarker Viehzwei-
ge (insbesondere Milchkühe) und
einem geringen Anteil von Betrie-
ben mit Anbau deckungsbeitrags-
starker Ackerfrüchte (insbeson-
dere Zuckerrüben).

Von den in Deutschland insge-
samt 1,2 Mio. Arbeitskräften in
der Landwirtschaft waren über

1 Mio. in Einzelunternehmen und
davon rund 400 000 in NE-Betrie-
ben tätig. Dies entspricht durch-
schnittlich rund 2 Personen je NE-
und 4 Personen je HE-Betrieb.

In NE-Betrieben waren zu 88 %
Familienmitglieder und zu 12 %
Fremd-AK tätig, deren Anteil an
der eingesetzten Arbeitskraft mit
4 % marginal war. In HE-Betrie-
ben waren 58 % der Personen
Familienarbeitskräfte und leiste-
ten 75 % der eingesetzten Arbeit.

Durch die erheblich geringere
Produktionskapazität und -inten-
sität war der absolute Arbeitsein-
satz im NE mit 0,5 AKE je Betrieb
zwar um das Vierfache geringer
als im HE, der Einsatz an AKE je
Hektar LF war dagegen mit 3,4
nur geringfügig niedriger.

2 Der Viehbesatz wird, bezogen auf 100 ha landwirtschaftlich genutzte Fläche, in Anlehnung an den Vieheinheitenschlüssel des Bewertungsgesetzes in
Vieheinheiten (VE) ermittelt. Grundlage ist der Futterbedarf der Tierarten. (BMELV 2005)

Tabelle: Übersicht ausgewählter Strukturparameter von Haupt- und Nebenerwerbsbetrieben (2007)

Betriebstyp Haupterwerb  Nebenerwerb     Neben- zu Haupterwerb (=100%)

Anzahl Betriebe 157 502 192 632 122 %
Durchschnittl. Betriebsgröße ha 56,6 14,0 25 %
Anteil der Ackerfläche an der LF % 67,9 59,6 88 %
Anteil an Betrieben in benachteiligtem Gebiet % 48,6 56,4 116 %
StDB je Betrieb € 86 135 11 972 14 %
StDB je ha LF € 1 523 859 56 %

Durchschnittl. Viehbesatz je ha LF GV 1,0 0,6 63 %
Anteil Betriebe mit Milchvieh % 46,7 10,3 22 %
Milchkühe je Betrieb1) 38,0 12,2 32 %
Anteil Betriebe mit Zuckerrüben % 14,7 5,3 36 %
Anbaufläche Zuckerrüben2) ha 29,4 4,4 15 %

Arbeitskräfte je Betrieb Pers. 4,2 2,1 50 %
Gesamt-AKE je Betrieb AKE 2,1 0,5 23 %
Gesamt-AKE je 100 ha LF AKE 3,8 3,4 91 %
Anteil Betriebe mit Pachtflächen (1999) % 80,4 46,1 57 %
Anteil gepachtete Fläche an Gesamt LF (1999) % 49,3 32,5 66 %
Pachtpreis je ha zugepachtete Ackerfläche € 299,3 221,5 74 %
Pachtpreis je ha zugepachtetes Grünland € 159,9 128,1 80 %

Anteil Familien-AKE an Gesamt-AKE % 75,2 95,9 127 %

Anteil Betriebsleiter >= 45 Jahre (1999) % 55,7 52,9 95 %
davon mit Nachfolger (1999) % 45,1 26,1 58 %

1) Nur Betriebe mit Milchkühen
2) Nur Betriebe mit Zuckerrüben

Quelle: FDZ der Statistischen Ämter des Bundes und
der Länder, AfID, 1999-2007, eigene Berechnungen
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Arbeiten im Ökolandbau: eine Branche mit Potenzial
Minou Yussefi-Menzler und Dr. Marion Morgner*

Die Biobranche steht in einer Tradition, in der einst soziale Verant-
wortung, Vertrauen, regionale Wirtschaftskreisläufe, besondere
Produktqualität, Gesundheit und Umweltschutz die Basis wirtschaft-
lichen Handelns waren. Viele Unternehmen sind entstanden, weil die
Gründer auch gesellschaftlich etwas in Bewegung bringen wollten.
Die Branche ist damals angetreten, um eine andere Welt des Wirt-
schaftens aufzubauen. Doch was ist eigentlich „die Biobranche“?

* Minou Yussefi-Menzler, Stiftung Ökologie & Landbau (SÖL), Bad Dürkheim, Tel. (06322) 9897 02 24, menzler@soel.de

Dr. Marion Morgner, Forschungsinstitut für biologischen Landbau (FiBL), Frankfurt am Main, Tel. (69) 71376 99 86, marion.morgner@fibl.org

Sie umfasst die gesamte Wertschöpfungskette, die ein
Produkt von der Erzeugung bis in den Haushalt eines Kon-
sumenten durchläuft. Das gilt für die Kartoffel, die unver-
arbeitet in den Keller des Verbrauchers gelangt genauso
wie für die einzelnen Zutaten einer Biopizza, die von der
Tiefkühltruhe im Supermarkt in den heimischen Ofen
wandert. Zwischen Erzeuger und Konsument liegt oft ein
langer Weg – vom Feld zum Verarbeiter und über den
Großhandel in die Naturkostläden oder ins Supermarkt-
regal. Nicht zu vergessen sind all jene Unternehmen, die
Waren oder Hilfsstoffe für die Produktion von Lebensmit-
teln zuliefern, wie Futter- oder Düngemittelhersteller, und
die verschiedenen Organisationen, die direkt oder indirekt
ebenfalls eine Rolle in der Wertschöpfungskette spielen,
wie die Verbände, Kontrollstellen, aber auch Nichtregie-
rungsorganisationen. Was eint also diesen so breiten Mix
an Akteuren und was unterscheidet ihn von anderen Bran-
chen? Wächst die Biobranche auf Kosten der Beschäftigten?

Die ökologisch bewirtschaftete Fläche in Deutschland
liegt inzwischen knapp unter 1 Mio. ha und die Zahl der
landwirtschaftlichen Ökobetriebe erhöhte sich 2010 auf
ca. 22 000 (BMELV, 2011). Hinzu kommen mehr als
10 000 verarbeitende und importierende Unternehmen
(BLE, 2010). Bundesweit bieten aktuell rund 1 650 inha-
bergeführte Naturkostfachgeschäfte, 400 Biosupermärkte
und 300 Hofläden ein breites Sortiment an ökologischen
Lebensmitteln an (BÖLW, 2011). Der entsprechende
Umsatz ist im vergangenen Jahr um zirka 2 % auf etwa
5,9 Mrd. € gestiegen. Wird dieses Wachstum auch durch
die (niedrigen) Löhne der Angestellten mitfinanziert? Im
vergangenen Jahr erschienen in der Presse Schlagzeilen
wie „Billiglöhne im Biohandel“ oder „Aufstand der Öko-
sklaven“. Ulrich Dalibor, Gewerkschaftssekretär bei der
Dienstleistungsgewerkschaft verdi, sagt dazu: „Im Le-
bensmitteleinzelhandel wird schon immer mit harten
Bandagen gekämpft, das gilt auch für die Biobranche.“
Auch diese sei für die Beschäftigten kein Paradies. Aber
es gibt selbstverständlich viele Ökounternehmen, die
ihren Mitarbeitern nach eigenen Angaben neben gerech-
ten Löhnen attraktive Zusatzleistungen bieten.

Positive Impulse für den Arbeitsmarkt

Die von kleinen und mittelständischen Unterneh-
men geprägte Biobranche schafft seit Jahren eine
kontinuierlich wachsende Zahl an Arbeitsplätzen.
Heute sichert sie nach Schätzungen des Presse-
Forums BioBranche das Einkommen von rund
180 000 Arbeitskräften in den Bereichen Erzeugung,
Herstellung, Handel und Dienstleistung im Food-
und Non-Food- Sektor (PFBB, 2010). Allein in der
landwirtschaftlichen Erzeugung gibt es im Ökoland-
bau – bezogen auf die bewirtschaftete Fläche –
34 % mehr Arbeitsplätze als in der konventionellen
Landwirtschaft (Bundesregierung, 2005). Auch in
Krisenzeiten hat sich die Ökobranche als stabiler
Zukunftssektor bewährt: Trotz Wirtschaftskrise stieg
die Zahl der Beschäftigten von 2007 bis 2009 um
5,7 % (PFBB, 2010). Die Erzeugung und Herstellung
von Biolebensmitteln biete ein großes Potenzial zur
Schaffung weiterer Arbeitsplätze und diene der
Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe, so das
PresseForum BioBranche.
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Diversifizierung im bäuerlichen Familienbetrieb
Dr. Paula Weinberger-Miller*

Angesichts des Strukturwandels in ländlichen Räumen stehen bäuerliche Familien-
betriebe vor der Herausforderung, Anpassungsstrategien für die kurz- und langfris-
tige Bewirtschaftung ihrer Betriebe zu entwickeln. In zwei Befragungen des Instituts
für Agrarökonomie der Bayerischen Landesanstalt für Landwirtschaft wurde u. a.
untersucht, welche Strategien sie bezüglich der Einkommenserzielung verfolgen.

* Dr. Paula Weinberger-Miller, Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft, Institut für Agrarökonomie, München, Tel. (089) 17 800-322,
paula.weinberger@lfl.bayern.de

Bei den im Auftrag des Bayer-
ischen Staatsministeriums für
Landwirtschaft und Forsten durch-
geführten Studien handelt es sich
zum einen um die Befragung von
3 100 landwirtschaftlichen Haus-
halten in Bayern, zum anderen
von 3 500 Absolventinnen der
Landwirtschaftsschule, Abteilung
Hauswirtschaft, der sog. „Teilzeit-
schule“, die im Folgenden als
„Neubäuerinnen“ bezeichnet wer-
den. Sie haben sich in dem Kurs
auf die Führung des landwirt-
schaftlichen Haushalts, in den sie
eingeheiratet hatten oder einzu-
heiraten beabsichtigten, vorbe-
reitet. Im Rahmen der Untersu-
chung hat sich gezeigt, dass
diese Generation von Bäuerinnen
neue Entwicklungspotenziale in
die Betriebe einbringt und damit
Einfluss auf die Entwicklung
ländlicher Räume nimmt.

Der landwirtschaftliche
Familienbetrieb

Da die Bäuerin im landwirt-
schaftlichen Familienbetrieb in
alle Arbeitsbereiche eingebunden
ist, hat sie als zentrale Figur in
Familie, Haushalt und Erwerbs-
wirtschaft eine tragende Rolle.
Ihre Arbeitskapazität verteilt sich
durchschnittlich zu etwa 60 % auf
die Haushalts- und Familienarbeit
und zu 10 - 30 % auf die Arbeit
im Betrieb. Dazu kommen weite-
re erwerbswirtschaftliche und/
oder ehrenamtliche Tätigkeiten.

Im Durchschnitt setzen sich die
bäuerlichen Haushalte aus dem
Betriebsleiterehepaar, 2,6 Kin-
dern und einem Altenteiler bzw.
Altenteiler-Ehepaar zusammen.
Sind diese noch rüstig, unterstüt-
zen sie die Betriebsleiter wesent-
lich in der Landwirtschaft, im
Haushalt oder im landwirtschaftli-
chen Nebenbetrieb und bilden
den Kern der 1,6 mithelfenden
Familienangehörigen.

Der landwirtschaftliche Betrieb
hat primär die wirtschaftliche
Sicherung der Existenz zum Ziel.
Die Bäuerinnen sehen das selbst-
ständige Arbeiten, gerade in en-
ger Verbindung mit der Natur, als
Vorteil gegenüber anderer Er-
werbstätigkeit an, selbst wenn
eine hohe Arbeitsbelastung und/
oder eine hohe finanzielle Belas-
tung damit verbunden sind. Ihre
Mitarbeit halten sie als Partnerin
im landwirtschaftlichen Betrieb im
Wesentlichen für selbstverständ-
lich. Sie wollen einerseits in der
Landwirtschaft „Bescheid wissen“
und bekommen andererseits über
diesen Weg die Chance der In-
tegration und Anerkennung von
Fähigkeiten und Fertigkeiten, vor
allem, wenn sie aus dem nicht-
landwirtschaftlichen Bereich
stammen. Ein hoher Anteil der
befragten Bäuerinnen arbeitet
ständig im Büro und/oder im Stall
mit, in der Außenwirtschaft eher
gelegentlich oder saisonal.

Bewirtschaftung
zusätzlicher Betriebszweige
zur Landwirtschaft

Die verschiedenen Betriebs-
typen bergen unterschiedliche
Potenziale für den Ausbau weite-
rer Geschäftsfelder, wobei vielfäl-
tige Ausprägungen der Mehrfach-
tätigkeiten im Betrieb selbst oder
in seinem Nahbereich ergriffen
werden. Zu den landwirtschafts-
verwandten Tätigkeiten (9 %)
zählen beispielsweise Lohnunter-
nehmen oder Sägewerke und zu
den landwirtschaftsbezogenen
Betriebszweigen (6 %) u. a. Bio-
gasanlagen oder die Übernahme
besonderer Aufgaben im Forstbe-
trieb.

Die „hofnahen Einkommens-
kombinationen“ (darunter fallen
u. a. Urlaub auf dem Bauernhof,
Direktvermarktung, Bauernhof-
gastronomie und erlebnisorien-
tierte sowie hauswirtschaftliche
Dienstleistungsangebote) konn-
ten in der Untersuchung als größ-
ter Teil (ca. 40 %) der insgesamt
30 % der Betriebe mit bewirt-
schaftetem „Nebenbetrieb der
Landwirtschaft“ eingestuft wer-
den. Bei diesen hofnahen Tätig-
keiten übernimmt vielfach die
Bäuerin die Leitungsfunktion oder
arbeitet in erheblichem Ausmaß
mit, da ihr der hofnahe Arbeits-
platz die Möglichkeit bietet, rela-
tiv flexibel auf die Bedürfnisse
der Familienmitglieder einzuge-
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hen. Gerade „Neubäuerinnen“
stärken durch die Bewirtschaftung
von Nebenbetrieben ihre Bindung
an den landwirtschaftlichen Be-
trieb. In dieser Untersuchung
haben sie in einem Drittel der
Fälle einen schon länger existie-
renden traditionellen Nebenbe-
trieb übernommen und in zwei
Drittel der Fälle einen Nebenbe-
trieb, meist aufgrund eines per-
sönlichen Bezugs zum Erwerbs-
zweig, selbst neu aufgebaut.

Einige der Befragten erzielen
ein Nebeneinkommen mit haus-
wirtschaftlichen Dienstleistungen
wie dem Einsatz bei Festveran-
staltungen oder als Urlaubsver-
tretung auf Betrieben. Am häu-
figsten werden sie für die Versor-
gung von Kindern oder kranken
Menschen angefragt. Nach Aus-
sagen der „Neubäuerinnen“ be-
steht an ihren Heimatorten ein
Bedarf an haushaltsnahen Dienst-
leistungen. In Einzelfällen werden
sie von Seiten der bäuerlichen
Haushalte selbst, aufgrund einer
gewissen Scheu „wegen des Dorf-
gesprächs“ nicht in Anspruch
genommen: Dienstleistungsan-
gebote von außerhalb sind „am
Hof nicht erwünscht“ oder werden
„nur im Notfall akzeptiert“.

Höhere Wertschöpfung
durch Diversifizierung

Aus Sicht der Bäuerinnen, die
zusätzliche Betriebszweige be-
wirtschaften, sind diese zumeist
wichtige Standbeine oder sie ha-
ben sich sogar zu Schwerpunkten
des Betriebs entwickelt. Demzu-
folge sollen sie zukünftig eher
noch weiter intensiviert werden.
Das Einkommen aus den zusätz-
lichen Geschäftsfeldern, insbe-
sondere aus den haushaltsnahen
Einkommenskombinationen, wird
von den Bäuerinnen als wichtiger
Beitrag zur Lebenshaltung gewer-

tet. In 43 % der Betriebe dient
der mit dem Nebenbetrieb erwirt-
schaftete Einkommensbeitrag
maßgeblich der Lebenshaltung,
bei einem Viertel der Betriebe der
Existenzsicherung, lediglich bei
einem weiteren Viertel wird er als
unerheblich eingestuft (s. Tab. 1).
Insbesondere dann, wenn der
Nebenbetrieb bereits seit länge-
rem bewirtschaftet wird, dient er
der Existenzsicherung.

Die aktuelle Bedeutung des
Nebenbetriebs bestimmt auch
dessen zukünftige Rolle, wobei
persönliche Präferenzen den
ökonomischen Erfolg wesentlich
beeinflussen. Tabelle 2 zeigt,
dass die befragten Bäuerinnen
zukünftig knapp zwei Drittel der
Nebenbetriebe wie bisher weiter
bewirtschaften wollen, knapp ein
Drittel der Nebenbetriebe wollen
sie erweitern und nur 7 % der
Nebenbetriebe sollen einge-
schränkt werden.

Grundsätzlich finden bei allen
Tätigkeiten in zusätzlichen Ge-
schäftsfeldern Verschiebungen
hinsichtlich Einsatz von Kapital,
Arbeitskräften und weiteren Res-
sourcen auf dem Betrieb selbst
statt. Je nach Intensität der Diver-
sifizierung sind vielfach erheb-

liche Investitionen erforderlich
und es wird Arbeitskraft gebun-
den, es können aber auch be-
achtliche Einkommensbeiträge
erwirtschaftet werden.

Außerhäusliche Erwerbs-
tätigkeit: Eine regelmäßige
Einkommensquelle

Landwirtschaftliche Betriebe,
in denen weder Landwirt noch
Bäuerin außerhäuslich/außer-
betrieblich tätig sind, gehören
heute zur Minderheit. Die außer-
häusliche/-betriebliche Erwerbs-
tätigkeit wird sowohl von Bäuerin-
nen wie auch von Landwirten aus
Haupterwerbsbetrieben (jeweils
20 %) und aus Nebenerwerbs-
betrieben (85 % der Landwirte,
54 % der Bäuerinnen) häufig trotz
umfangreicher Aufgaben in Haus-
halt, Betrieb und unter Umstän-
den in einem Nebenbetrieb aus-
geübt.

Zum Zeitpunkt der Befragung
waren noch 42 % der „Neubäue-
rinnen“ außerhäuslich in Vollzeit
erwerbstätig – überwiegend im
erlernten und vor der Heirat aus-
geübten Beruf –, obwohl diese
Erwerbstätigkeit für sie häufig
einen hohen Aufwand verur-
sacht1. Für die Bäuerinnen ist

Tabelle 1: Wirtschaftliche Bedeutung des Nebenbetriebs

                              Der Beitrag des Nebenbetriebs zum Einkommen …

… ist unerheblich … dient maßgeblich … dient der
der Lebenshaltung Existenzsicherung

N % N % N %
          122 33 27 56 46 33 27

Zahl der
Nebenbetriebe

Tabelle 2: Prognosen zur zukünftigen Bewirtschaftung des Nebenbetriebs

                                         Ziel der zukünftigen Bewirtschaftung

erweitern beibehalten verkleinern

N % N % N %
          122 40 33 74 61 8 6

Zahl der
Nebenbetriebe

1 Eine Modellkalkulation mit dem PC-Programm „Haushaltskompass“ (Bay. STMELF) zeigt auf, dass bei unterstelltem eigenen Pkw, einer durchschnittlichen
einfachen Entfernung von 25 km zum Arbeitsplatz, einem teilweisen Außer-Haus-Verzehr, zusätzlicher Kleidung sowie erhöhtem Aufwand für die Pflege
von Wäsche und Bekleidung mit einem zusätzlichen finanziellen Aufwand in Höhe von knapp 500 € je Monat gerechnet werden muss (LfL, 2010).
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die Erwerbstätigkeit wichtig oder
sehr wichtig, so dass sie diese
eher ausdehnen als einschränken
wollen. Auch der kleine Teil der
erwerbstätigen Bäuerinnen, die
einer Teilzeitbeschäftigung nach-
gehen, möchte oder muss diese
entweder so wie bisher weiterfüh-
ren oder sogar ausdehnen, weil
der Zuverdienst für den Lebens-
unterhalt notwendig ist.

Ihre außerhäusliche Erwerbs-
tätigkeit geben Bäuerinnen ent-
weder aufgrund der Einheirat in
einen Betrieb, vermehrt aber bei
der Geburt von Kindern und in
einzelnen Fällen, „wenn alles zu
viel geworden ist“ auf. Mit dem
regelmäßigen Einkommensbei-
trag „lässt sich rechnen“, so dass
die außerhäusliche Erwerbs-
tätigkeit den Status der „ökono-
mischen Selbstverständlichkeit“
erhält. Auch für die Absicherung
der Lebensansprüche im Alter ist
den Bäuerinnen die Erwerbstätig-
keit außerhalb von Haushalt und
Betrieb wichtig.

Die Tätigkeit von Landwirt und
Bäuerin in mehreren Wirtschafts-
bereichen erfordert ein hohes
Maß an organisatorischer Abstim-
mung, wenn sie der Existenz-
sicherung des Betriebes dienen
und eine qualitativ hochwertige
Versorgung der Haushaltsmitglie-
der oberste Priorität behalten soll.
Wie die Praxis zeigt, lässt sich
über eine flexible Organisation,
durchdachte Technisierung oder
Vergabe von Teilfunktionen eine
partnerschaftliche Lösung finden.

So kann beim überwiegenden Teil
der befragten Frauen die Erwerbs-
tätigkeit gut bewältigt werden,
weil die Familie mitmacht (94,3 %
absolute oder überwiegende Zu-
stimmung), der Haushalt gut
organisiert ist (93,7 % absolute
bzw. überwiegende Zustimmung)
und/oder die Familie trotz Er-
werbstätigkeit höchste Priorität
bei der Aufgabenerledigung hat
(95,7 absolute bzw. überwiegen-
de Zustimmung).

Der landwirtschaftliche Betrieb
setzt deswegen der außerhäus-
lichen Erwerbstätigkeit der Bäue-
rin nur bedingt Grenzen (s. Tab. 3).
Mehr als die Hälfte der 500 Frau-
en (272 Nennungen), die sich zur
Bedeutung der außerhäuslichen
Erwerbstätigkeit geäußert haben,
geben dieser den Vorrang.

Zusammenfassung

Die Befragungsergebnisse ge-
ben einen Einblick in die Struktur,
die Lebens- und die Arbeitssitua-
tion der landwirtschaftlichen
Haushalte Bayerns. Sie zeigen
das große Arbeitsspektrum von
Bäuerinnen und Landwirten sowie
eine zunehmende Vernetzung der
Landwirtschaft mit anderen Bran-
chen, vor allem aufgrund der
umfangreichen Beteiligung von
Landwirten und Bäuerinnen in
außerbetrieblichen bzw. außer-
häuslichen Erwerbstätigkeiten
und durch die Bewirtschaftung
von Nebenbetrieben. Dies bedeu-
tet, dass der landwirtschaftliche
Haushalt zunehmend Einkommen

aus Erwerbstätigkeiten außerhalb
der klassischen landwirtschaftli-
chen Urproduktion erwirtschaftet.
Bei dem hohem Engagement
landwirtschaftlicher Haushalte in
den verschiedenen Tätigkeits-
feldern muss die Landwirtschaft
modern und zukunftsorientiert
geführt werden, um Arbeitskapa-
zitäten in den anderen Geschäfts-
bereichen einkommenswirksam
nutzen zu können.

Diese Multifunktionalität der
bäuerlichen Betriebe entfaltet ein
breites Spektrum an unterschied-
lichen Lebens- und Arbeitskon-
zepten der bäuerlichen Familien
mit sehr differenzierten Lösungen
für die Zukunft der Betriebe. Sen-
sible Abstimmungen zur Verein-
barkeit von Haushalts-, Familien-
arbeit sowie innerbetrieblicher
und außerlandwirtschaftlicher
Erwerbsarbeit unter Rücksicht-
nahme auf das familiäre Arbeits-
potenzial, die marktwirtschaft-
lichen Ressourcen und die indivi-
duellen Wünsche und Vorstellun-
gen sind essentiell für das Gelin-
gen eines harmonischen Fami-
lienlebens und die erfolgreiche
Unternehmensführung.

Literatur

Forschungsbericht 2010: Der bäuer-
liche Familienbetrieb in Bayern –
Situation und Perspektiven, Teil 1
und Teil 2, LfL 2010

Arbeitszeit und Geld 2010: Auswer-
tung der Meisterarbeiten 2009; Paula
Weinberger-Miller & Andrea Greil LfL
(S. 25)

Tabelle 3: Grenzen der Erwerbstätigkeit der Bäuerin durch die Landwirtschaft
(Bewertung der Aussage: „Landwirtschaft kommt vor Erwerbstätigkeit“)

                       Landwirtschaft kommt vor der Erwerbstätigkeit

              Stimme absolut zu      Stimme überwiegend zu     Stimme weniger zu         Stimme gar nicht zu

  N N % N % N % N %
500 70 14 158 32 176 35 96 19

Zahl der
Nennungen
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Soziale Landwirtschaft schafft Arbeitsplätze
Dr. Thomas van Elsen*

„Soziale Landwirtschaft“ setzt sich mehr und mehr als Oberbegriff für Aktivitäten
in der Landwirtschaft durch, die „Soziales“ mit der landwirtschaftlichen Produktion
kombinieren. Aktivitäten solcher „multifunktionaler“ Höfe reichen von der Integra-
tion von Menschen mit körperlichen, geistigen oder seelischen Beeinträchtigungen
über die Einbeziehung sozial schwacher Menschen, straffälliger oder lernschwacher
Jugendlicher, Drogenkranker, Langzeitarbeitsloser und aktiver Senioren bis hin zu
pädagogischen Initiativen wie Schul- und Kindergartenbauernhöfen. Was ist das
Besondere solcher Höfe, welchen Beitrag leisten sie zur Schaffung von Arbeitsplät-
zen und für die Entwicklung ländlicher Räume?

* Dr. Thomas van Elsen, PETRARCA - Europäische Akademie für Landschaftskultur e.V., c/o Universität Kassel, FÖL, Witzenhausen, Tel: (05542) 981655,
Thomas.vanElsen@petrarca.info, www.soziale-landwirtschaft.de, www.projectdiana.eu, www.sofar-d.de, www.umb.no/greencare, www.petrarca.info

Soziale Landwirtschaft –
ein europäisches Thema

Soziale Landwirtschaft ist ein europäisches The-
ma, das in Deutschland in mancher Hinsicht noch
unterentwickelt ist. Im Jahr 2004 gründete sich
die europäische Arbeitsgemeinschaft Farming for
Health. Die Arbeitsgemeinschaft aus Praktikern,
Wissenschaftlern und weiteren Experten tauscht
sich aus, wie „Landwirtschaft“ künftig dahingehend
entwickelt werden kann, dass diese zur Gesundheit
von Mensch und Natur beiträgt, dass sie multifunk-
tional wird, dass sie soziale Aufgaben integriert.

In ganz Europa entwickeln sich Höfe, die die ge-
forderte Multifunktionalität der Landbewirtschaftung
mit Inhalt füllen und die durch soziale Dienstleistun-
gen zur Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen
Raum beitragen: Care Farms in den Niederlanden,
bei denen meist die Landwirtsfrau eine sozialpäda-
gogische Ausbildung absolviert hat und mit der Be-
treuung von Klienten einen Heimarbeitsplatz aus-
füllt, der nicht unerheblich zur Einkommenssiche-
rung des Betriebes beiträgt. Höfe in den Bergregio-
nen Frankreichs, auf denen Initiativen Kindern und
Jugendlichen mit Behinderung ein Leben und Teil-
haben an der Natur und Landwirtschaft ermöglichen
und schon aufgegebene Kulturlandschaften neu
beleben. Und „rote und weiße Initiativen“ in Italien,
Kooperativen, die einst aus sozialistischem bzw.
kirchlichem Hintergrund mit fast identischen Zielen
gegründet wurden und sich in der Integration psy-
chisch Kranker und von Menschen mit Behinderun-
gen in die Landwirtschaft engagieren. Eindrücke von
der Entwicklung in Europa vermitteln zwei Sammel-
bände, die Beiträge von Tagungen in den Nieder-
landen und Belgien enthalten (Hassink & van Dijk
2006, Dessein 2008).

Aus der Arbeitsgemeinschaft Farming for Health
ging das EU-Projekt SoFar (Social Farming) hervor,
in dem 20 Wissenschaftler aus Italien, den Nieder-
landen, Deutschland, Belgien, Frankreich, Slowe-
nien und Irland zusammen arbeiteten (Website:
www.sofar-d.de). Übergreifende Projektziele waren,
die institutionellen Rahmenbedingungen für Soziale

Soziale Landwirtschaft … Farming for Health

Community of Practice
Arbeitsgemeinschaft aus
Praktikern, Wissenschaftlern
(seit 2004)

Green Care in Agriculture
Wissenschaftler, die zu drei
Themenfeldern (Wirksamkeits-
nachweis, Ökonomie, Politik)
das Thema Soziale Landwirt-
schaft voranbringen möchten.
(2006-2010)

SoFar (Social Farming)
(Soziale Landwirtschaft) – sozi-
ale Leistungen multifunktionaler
Höfe (Forschungsprojekt)
(2006-2008)

DIANA
Projekt zur Entwicklung einer
fachlichen Weiterbildung in
der Sozialen Landwirtschaft
(2009-2012)

MAIE
Netzwerk- und Beratungsprojekt,
das zur sozialen und ökologischen
Betriebsentwicklung in der So-
zialen Landwirtschaft Weiterbil-
dungsmaßnahmen entwickelt
(2011-2014)
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Landwirtschaft und den Austausch zwischen For-
schung und Praxis zu verbessern sowie Empfehlun-
gen für die Politik zur Förderung Sozialer Landwirt-
schaft in Europa zu erarbeiten (Di Iacovo & O’Con-
nor 2009). Eine weitere Aktivität auf EU-Ebene war
die COST Action 866 (Green Care in Agriculture),
die anstrebte, die wissenschaftlichen Grund-lagen
für die Praxis der Einbeziehung von Green Care in
die Landwirtschaft zu verbessern, mit dem Ziel, die
mentale und physische Gesundheit von Menschen
und ihre Lebensqualität zu steigern. Drei themati-
sche Arbeitsgruppen arbeiteten parallel, die Konzep-

te, Methoden und Theorien zum Wirksamkeitsnach-
weis von Green Care behandelten (1.), das Thema
Ökonomie von Green Care bearbeiteten (2.) und die
Thematik „Politik und Green Care“ vertieften (3.)
(Braastad et al. 2007). Aktuell wird das Projekt
DIANA (Disability in sustainable Agriculture) („Be-
hinderung in Nachhaltiger Landwirtschaft“) be-
arbeitet, das die oft einseitigen fachlichen Ausbil-
dungen in der Sozialen Landwirtschaft tätiger Men-
schen ergänzen möchte. Ziel ist die Entwicklung
innovativer Ausbildungsansätze für Anleiter, Betreu-
er und Praktiker auf Sozialen Höfen. Und 2011 be-
gonnen hat das Projekt MAIE (Multifunctional Agri-
culture In Europe), ein Netzwerk- und Beratungs-
projekt, das Weiterbildungsmaßnahmen zur sozia-
len und ökologischen Betriebsentwicklung in der
Sozialen Landwirtschaft entwickelt.

Europaweit keimen Initiativen für eine Soziale
Landwirtschaft. Landwirtschaftsbetriebe werden
zunehmend zu Trägern von Aufgaben im ländlichen
Raum, schaffen Arbeit und Beschäftigung für sozial
Benachteiligte und Menschen mit Behinderung und
übernehmen Bildungsaufgaben. In Ländern wie Ita-
lien, Norwegen, Belgien und den Niederlanden sind

die einzelnen Initiativen dank politischer und finan-
zieller Förderung längst zu Bewegungen angewach-
sen. So wächst in den Niederlanden und in Belgien
die Anzahl an Care Farms rapide. Sie integrieren
Menschen mit Behinderung und werden dabei von
zentralen Koordinationsstellen betreut. In Italien bie-
ten landwirtschaftliche Kooperativen sozial benach-
teiligten Menschen in strukturschwachen Gebieten
neue Arbeitsplätze. Und in Skandinavien erschlie-
ßen Familienbetriebe neue Einkommensquellen
durch soziale Dienstleistungen.

Soziale Landwirtschaft in Deutschland

In Deutschland hat sich die Entwicklung Sozialer
Landwirtschaft bisher auf zwei Bereiche konzent-
riert: Höfe, die Menschen mit geistiger Behinderung
integrieren, und Schulbauernhöfe. Erstere sind
meist als „Grüne Bereiche“ sog. „Werkstätten für
behinderte Menschen“ (WfBM) oder als Lebens-
und Arbeitsgemeinschaften mit anthroposophischem
Hintergrund organisiert. Mit der Gründung der Bun-
desrepublik hatte man die Vorstellung, die Zusam-
menfassung von Menschen mit Behinderung in
großen Einheiten – zur Gründung einer WfBM und
Ansprüche auf Förderung ist die Mindestzahl von
120 betreuten Menschen erforderlich – würde am
besten einen menschenwürdigen Umgang mit einer
Personengruppe sicherstellen, die im Dritten Reich
als „unwertes Leben“ galt und umgebracht wurde.
Träger sind vielfach soziale und kirchliche Einrich-
tungen. Die "Grünen Werkstätten" sind - wie auch
die Schulbauernhöfe ("Bundesarbeitsgemeinschaft
Lernort Bauernhof", BAGLoB) - in bundesweiten
Netzwerken organisiert, führen regelmäßig Fort-
bildungsveranstaltungen und Tagungen durch und
unterhalten eigene Internetseiten (www.gruene-
werkstatt.de, www.baglob.de).
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Demgegenüber hinkt die Entwicklung Sozialer
Landwirtschaft in anderen Bereichen der Entwick-
lung in Europa hinterher. Das „Witzenhäuser Posi-
tionspapier zum Mehrwert Sozialer Landwirtschaft“,
das in Folge der Tagung „Der Mehrwert Sozialer
Landwirtschaft“ mit deren Tagungsteilnehmern par-
tizipativ erarbeitet wurde, fasst den Stand zusam-
men: „Landwirte und Menschen mit Hilfebedarf und
deren Eltern, die selbst initiativ werden wollen, aber
auch Therapeuten und Sozialarbeiter, die geeignete
Höfe für ihre Klienten suchen: Sie alle sehen sich
einem kaum durchschaubaren Dschungel an Geset-

zen und Zuständigkeiten verschiedener Ansprech-
partner, Kostenträger und Ministerien gegenüber,
die sich zudem von Bundesland zu Bundesland
unterscheiden. Schulbauernhöfe in freier Träger-
schaft kämpfen um das wirtschaftliche Überleben,
weil sie als außerschulische Erfahrungs- und Lern-
orte, die Kindern ein neues Verhältnis zu Tieren,
Pflanzen und zur Ernährung eröffnen, kaum aner-
kannt sind. Mediziner und Therapeuten finden oft-
mals keine Adressen von geeigneten Höfen, die
manchem Patienten neue Perspektiven eröffnen
könnten. Und Höfe, die von hilfebedürftigen Perso-
nen oder deren Angehörigen angefragt werden, sind
den Anforderungen selten gewachsen, weil dort für
fachgerechte Betreuung die unterstützenden Struk-
turen fehlen. Es mangelt an Beratung, fachlicher
Begleitung, an Aus- und Weiterbildungsmöglichkei-
ten, Strukturen und Förderinstrumenten, die die Ent-
wicklung Sozialer Landwirtschaft fördern könnten
(van Elsen & Kalisch 2008).

Vielfach entstehen Initiativen trotz widriger finanzi-
eller Rahmenbedingungen, obgleich sie Musterbei-
spiele für eine multifunktional verstandene Landwirt-
schaft darstellen, die zur Entwicklung ländlicher

Räume, von Landschaften und regionalen Netzwer-
ken beitragen. Die Ergebnisse des SoFar-Projekts
zeigen, dass sich europaweit ökologisch wirtschaf-
tende Betriebe in besonderem Maße für die Integra-
tion von zunächst landwirtschaftsfremden Men-
schengruppen eignen und vielfach genutzt werden.
Im Vergleich zur konventionellen Landwirtschaft hat
der Ökologische Landbau den maßgeblichen Vor-
teil, dass auf den vergleichsweise vielfältiger struk-
turierten Betrieben mehr Handarbeit anfällt und
weniger Gefahrenquellen (etwa durch den Verzicht
auf Pestizide) existieren.

Dies war Anlass, in dem 2009 begonnenen Projekt
„Soziale Landwirtschaft auf Biobetrieben in Deutsch-
land“ nach Strategien zur Förderung Sozialer Land-
wirtschaft in Deutschland zu suchen. Ziel war, Ange-
bote sozialer Höfe für weitere Nutzergruppen trans-
parent zu machen, für die bisher kaum oder keiner-
lei Netzwerkstrukturen bestehen. Insbesondere bis-
lang kaum Beachtung findende Initiativen, in denen
soziale, therapeutische und pädagogische Anliegen
im Vordergrund stehen, wurden als Fallbeispiele er-
fasst und untersucht (Schlussbericht des 1. Projekt-
jahres mit Fallbeispielen: van Elsen et al. 2010).

Im Rahmen des Projekts wurde die Deutsche
Arbeitsgemeinschaft Soziale Landwirtschaft gegrün-
det, die sich als Verbund der Vielfalt Sozialer
Landwirtschaft in Deutschland entwickeln möchte.
Bereits bestehende Netzwerke, etwa die „Grünen

… und mit Pflanzen
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Informationsstelle Netzwerk alma

Im Stall oder auf dem Acker steht oft viel Arbeit an. Wer kennt da nicht den Wunsch nach einem weiteren Paar helfender
Hände? Gleichzeitig gibt es viele Menschen mit Behinderung, die motiviert sind, auf landwirtschaftlichen Betrieben mit-
zuarbeiten. Das könnte sich optimal ergänzen – wenn man wüsste, wie man solche Zusammenarbeit gut organisiert.

Das „Netzwerk alma: arbeitsfeld landwirtschaft mit allen – für Menschen mit und ohne Behinderung“ ist eine gemeinnützige
Initiative zur Förderung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderung in der Landwirtschaft (e.V.). alma hat eine Anlauf-
stelle eingerichtet, um ratsuchenden Eltern, Landwirten oder Einrichtungen bei Fragen in diesem Zusammenhang weiterzu-
helfen. Mit allen Fragen zu Organisation, finanzieller Förderung, Praxistipps und Kontaktadressen können sie sich an das
Netzwerk wenden. Am Telefon, per Fax oder E-Mail klärt „alma“ Möglichkeiten und Bedarf und findet ggf. kompetente
Ansprechpartner, die in der jeweiligen Region Bescheid wissen.

Die Netzwerkarbeit soll die Einrichtung neuer Arbeitsplätze ermöglichen und bestehende
unterstützen – denn die Initiatoren sind überzeugt, dass die Zusammenarbeit von Menschen
mit und ohne Behinderung in der Landwirtschaft für beide Seiten Chancen eröffnet.

Weitere Informationen bei:

alma
Rebecca Kleinheitz
Tel. (04231) 95 75 57
info@netzwerk-alma.de
www.netzwerk-alma.de

Bereiche“ der Werkstätten für Behinderte, das
Netzwerk der Schulbauernhöfe (BAG-LoB) und
der Verein alma – siehe Kasten unten –, der
nach niederländischem Vorbild eine Vermitt-
lungsstelle für Anbieter und Nachfrager betreuter
Arbeitsplätze in der Landwirtschaft aufbaut, sind
einbezogen. Wie auch in anderen Ländern ist
nicht eine Institutionalisierung das Ziel, sondern
ein lockerer Verbund, der durch einen Adress-
verteiler (Netzwerk) zusammengehalten wird
und in dem einzelne „Prozessverantwortliche“
Aufgaben übernehmen. Derzeit bilden sich
Arbeitsgruppen in Form von regionalen und
thematischen Netzwerken. Eine solche Arbeits-
gemeinschaft kann dazu beitragen, dass Soziale
Landwirtschaft in Deutschland den Stellenwert
bekommt, den sie in mehreren Ländern im
europäischen Ausland bereits hat: als ernstzu-
nehmender Bereich multifunktionaler Landwirt-
schaft, der für sehr unterschiedliche, bisher
kaum vernetzte Initiativen und Höfe Perspekti-
ven im Spannungsfeld von Therapie, Einkom-
men, Lebensqualität und Beschäftigung bietet.

Über die aktuelle Entwicklung der Deut-
schen Arbeitsgemeinschaft Soziale Landwirt-
schaft informiert die Website www.soziale-
landwirtschaft.de sowie ein Rundbrief, der
kostenlos bei Thomas.vanElsen@petrarca.info
bestellt werden kann. Über eine online-Hofsuche
können zudem Soziale Landwirtschaftsbetriebe
recherchiert werden.
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Der Waldeckhof – Landwirtschaft mit Langzeitarbeitslosen

Ein Hof, der sich besonders in der Schaffung von Arbeitsplätzen im ländlichen Raum engagiert, ist der
Waldeckhof bei Göppingen. Auf dem Biolandbetrieb arbeiten langzeitarbeitslose Menschen mit multiplen
Vermittlungshemmnissen (z. B. psychisch beeinträchtigte Menschen, Menschen mit körperlichen Handi-
caps, Jugendliche Arbeitslose mit besonderen Vermittlungshemmnissen wie z. B. Lernbeeinträchtigungen),
Menschen mit Migrationshintergrund und Sprachproblematiken, Alleinerziehende und Berufsabbrecher/
-innen. Sie erhalten Zugang über das JobCenter im Landkreis Göppingen (ALG II-Bezieher/-innen) nach
verschiedenen arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Weiter gibt es sechs Arbeitsplätze für Menschen mit
Behinderung, Praktikantenplätze und FÖJler; auch die Ableistung von gerichtlich auferlegten Strafstunden
ist auf dem Waldeckhof möglich.

Projektträger ist die Staufen Arbeits- und Beschäftigungsförderung gGmbH (im folgenden SAB gGmbH
genannt). Deren Gesellschafter ist der Paritätische Wohlfahrtsverband, das Diakonische Werk des evange-
lischen Kirchenbezirkes Göppingen, und der katholische Dekanatsverband. Das seit 1997 tätige Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsunternehmen hat sich die Aufgabe gestellt, für o. g. Menschen ein arbeitsthera-
peutisches Beschäftigungsverhältnis anzubieten und ihre Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt
zu fördern. Besondere Schwerpunkte liegen in der beruflichen Qualifizierung sowie der sozialen und sozial-
pädagogischen Betreuung des Personenkreises.

Bewirtschaftet werden etwa 45 ha, davon ca. 16 ha Ackerland, der Rest sind Grünland und Streuobstwie-
sen. Die Tierhaltung setzt sich zusammen aus rund 100 Ostfriesischen Milchschafen, einem Dutzend Rin-
dern und jährlich etwa 50 Mastschweinen und 120 im Freiland gehaltenen Gänsen. Weiter finden sich auf
dem Hof Hühner, Stallkaninchen, Ziegen und Esel. Zur Produktion von Schafmilchprodukten betreibt der
Hof eine eigene Molkerei, die Vermarktung vieler Eigenprodukte erfolgt über den Hofladen, das Hofcafé
sowie einen selbst betriebenen Bioimbiss in Göppingen. In Planung sind weitere Bereiche wie Kräuteranbau
oder „alte“ Gemüsesorten.

Die SAB gGmbH hat sich in Absprache mit der „Arbeitsagentur“ und dem „JobCenter“ entschlossen, für
die schwächsten der arbeitsfähigen Menschen da zu sein und richtete die Projektkonzeptionen auf die un-
terschiedlichen Bedarfslagen aus. 2009 waren bei der SAB 410 Personen in verschiedenen Arbeitsmarkt-
maßnahmen in sechs fachlichen Ausrichtungen beschäftigt. Flankierende Projekte gibt es zur Arbeitsver-
mittlung, Beratung zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zu Existenzgründungen oder zur Vermittlung
haushaltsnaher Dienstleistungen. Alle Teilnehmer/-innen erhalten sozialpädagogische Begleitung in Form
von Hilfeplänen und individuellen Qualifizierungen (Details siehe Homepage www.sab-gp.de).

Seit 2005 wird die SAB gGmbH zu ca. 50 % über das JobCenter des Landkreises Göppingen finanziert.
Die andere Hälfte wird über EU-Mittel (hauptsächlich ESF Baden-Württemberg) und Eigenerlöse erbracht.
Die Eigenerlöse betragen ca. 30 % und variieren stark in einzelnen Branchen der Projekte. Landwirtschaft-
liche Mittel wie MEKA und Spenden machen etwa 1-2 % im Bereich des Gesamtbudgets aus. Aus der
Begleitforschung der Universität Siegen ist das „Manual ‚AGRIGENT’ – Arbeitshilfe zur Integration von
Langzeitarbeitslosen“ (Weiss & Stühn 2010) verfügbar.

Kurzfassung eines von zehn Beispielbetrieben aus: van Elsen et al. (2010)

Freiland-Gänsehaltung auf dem Waldeckhof: Säuberung der Gänsetränke.
PRAXISBEISPIEL
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Arbeitsplätze durch sozial-ökologisches
Engagement für die Landwirtschaft

Mit der Gründung einer Bürgeraktiengesellschaft setzte Christian Hiß (u. li.)  neue Maßstäbe für die
Kooperation zwischen Bürgern und Landwirten. Durch den Erwerb von Aktien unterstützen die
Menschen aus der Umgebung Freiburg die regionale Wertschöpfung.                          

Christian Hiß wuchs auf einem
biologisch-dynamisch bewirtschaf-
teten landwirtschaftlichen Betrieb
in der Nähe von Freiburg auf.
Nach seiner Ausbildung zum
Gemüsegärtner und dem Abitur
an einem Ernährungswissen-
schaftlichen Gymnasium gründe-
te er 1982 einen eigenen gärtne-
rischen Betrieb und baute ihn in
Kooperation mit dem elterlichen
Betrieb auf. Als er diesen im Sin-
ne der nachhaltigen Wirtschafts-
weise erweitern wollte (Stallneu-
und -umbau, Gärtnerei), gelangte
er an allgemein bekannte Gren-
zen. Die Banken verwehrten ihm
einen Kredit mit der Begründung,
der Milchviehhaltung fehle es an
Rentabilität und darüber hinaus
dem Konzept an klaren betriebs-
wirtschaftlichen Unternehmerzie-
len. Denn ökologisch sinnvolles
Handeln und betriebliche Diversi-
tät sind keine Werte, die in der
Betriebswirtschaft eine Rolle spie-
len. Diese Situation veranlasste
Christan Hiß 2006 zur Gründung
der Bürgeraktiengesellschaft
Regionalwert AG (RWAG).

Nachhaltige und soziale
Wertschöpfung

Zu seinem Leitbild zählt eine
langfristige, nachhaltige und so-
zial vertretbare Wertschöpfung
des unternehmerischen Handelns
und nicht nur der kurzfristige
finanzielle Gewinn. Die RWAG
hat zum Ziel, Wertschöpfungs-
partnerschaften „vom Acker bis
auf den Teller“ in einem Netz-
werk von Betrieben aufzubauen
(s. Abb.). Hierfür werden ver-
schiedene Finanzierungsmetho-
den wie stille Beteiligungen, die
Vergabe von Gesellschafteran-
teilen mit Stimmberechtigung
sowie der Kauf und die anschlie-
ßende Verpachtung von Betrie-
ben genutzt. Die Investitionen in
landwirtschaftliche Betriebe und
Unternehmen der Wertschöp-
fungskette tragen zum Erhalt,
dem Aufbau und der Weiterent-
wicklung regionaler Wirtschafts-

strukturen im ländlichen Raum
bei. Die RWAG vergibt Kredite
an Existenzgründer/-innen und
Hofnachfolger/-innen in der Land-
wirtschaft. Darüber hinaus erwirbt
sie landwirtschaftliche Betriebe
und Betriebe aus den der Land-
wirtschaft vor- und nachgelager-
ten Bereichen in der Region
Freiburg und verpachtet sie zu
regionsüblichen Pachtpreisen an
qualifizierte Unternehmer. Dies
können beispielesweise Betriebe
aus der Land-, Wein- und Forst-
wirtschaft sowie aus den Berei-
chen der Saatgutherstellung, der
Energieerzeugung und vor allem
auch des regionalen Groß- und
Einzelhandels sein.

Mit den Partnern werden Bewirt-
schaftungskriterien vereinbart,
beispielsweise eine ökologische
Bewirtschaftung und eine ange-
messene Entlohnung der Mitar-
beiter/-innen.
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Regionale Vernetzung
zur Verbesserung
der Produktivität

Die Unternehmen bilden ein
Netzwerk, in dem sie sich gegen-
seitig bei der Produktion und Ver-
marktung unterstützen. In dieser
Zusammenarbeit wird eine reale
Chance zur Steigerung der Effi-
zienz gesehen. Um die Koopera-
tion zwischen den verschiedenen
Betrieben zu fördern, ist eine Teil-
nahme der Unternehmer an dem
alle zwei Monate stattfindenden
Unternehmerforum erwünscht.

Bisher hat die RWAG 500 priva-
te Geldgeber, vor allem aus Frei-
burg und Umgebung, die Aktien
im Wert von 2 Mio. € gekauft
haben. Davon hat die AG bereits
1,5 Mio. € in Unternehmen inves-
tiert, zu denen eine Gärtnerei,
zwei Bioläden und ein Catering-
Service zählen. Zzt. beschäftigt
die RWAG eine Teilzeitkraft, in
den Partnerunternehmen arbeiten
nach Einschätzung von Christian

Hiß rund 100 Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen. Jährlich werden die
Unternehmen qualitativ bewertet
und betriebswirtschaftlich analy-
siert, was für alle Aktionäre trans-
parent dargestellt wird. Bei der
Betrachtung des Geschäftsergeb-
nisses der RWAG ist neben den
finanziellen Gewinnen und Ver-
lusten der sozial-ökologische
Gewinn von besonderem Wert.

Die RWAG hat sich darüber
hinaus zum Ziel gesetzt, jungen
Menschen die Ausbildung in den
beteiligten Betrieben zu ermög-
lichen und sozial schwächere
Menschen durch die Bereitstel-
lung geeigneter Arbeitsplätze in
die Arbeitswelt zu integrieren.
Sie strebt weiterhin an, die Zahl
der Saisonarbeitskräfte möglichst
gering zu halten und die Zahl der
Facharbeitskräfte zu steigern.
Außerdem will die RWAG die zu-
kunftsfähigen Betriebe vielfältig
weiterentwickeln, um eine ab-
wechslungsreiche und lehrreiche
Arbeit möglich machen zu können.

Nationale und internationale
Anerkennung

Neben seiner Arbeit in der RWAG
besuchte Hiß von 2007 bis 2011
einen Masterstudiengang in Social
Banking and Social Finance am
ISB Bochum und schloss diesen im
Frühjahr 2011 erfolgreich ab. Seit
2010 ist er vollberuflich geschäfts-
führender Vorstand der Regional-
wert AG. Für seine Idee der RWAG
und der damit verbundenen finanzi-
ellen Nachhaltigkeit von regionaler
Bio-Landwirtschaft wurde Christian
Hiß vom Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung der Bundesregierung mit
der Auszeichnung „Social Entrepre-
neur der Nachhaltigkeit 2009“ be-
lohnt. Die Ashoka, eine Non-Profit-
Organisation, die Frauen und Män-
ner fördert, die eine neue Idee mit
systemverändernden gesellschaft-
lichen Wirkungen verbreiten, wür-
digte ihn zudem mit der internatio-
nalen Auszeichnung als Social
Entrepreneur.     Freya Neumann
und Melanie Sommer, ASG
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  Forstwirtschaft begründet und sichert
Arbeitsplätze im ländlichen Raum

Christian Raupach und Matthias Graf von der Schulenburg*

Im Gegensatz zur Landwirtschaft haben die wenigsten Menschen
eine Vorstellung von der Forstwirtschaft und ihrer ökonomischen
Bedeutung gerade für den ländlichen Raum. Zu Recht werden Wäl-
der als Naherholungsräume und klima- wie artenschützende Öko-
systeme wahrgenommen. Vergessen wird dabei jedoch oft, dass
der Wald gerade für den – oft strukturschwachen – ländlichen
Raum auch ein wichtiger Arbeitsplatz- und Wirtschaftsfaktor ist.

* Christian Raupach, Hessischer Waldbesitzerverband e. V., Friedrichsdorf, Tel. (06172) 7047, info@hesswald.de

Matthias Graf von der Schulenburg, Arbeitsgemeinschaft Deutscher Waldbesitzerverbände e.V. (AGDW), Berlin, (030) 31 80 79 23, info@agdw.org

Allein in der deutschen Forstwirtschaft arbeiten
etwa 75 000 Arbeitnehmer und Selbstständige in
Deutschland hauptberuflich, weitere 100 000 im
Nebenerwerb. In den weiterverarbeitenden Betrie-
ben sind noch einmal weitere 1,3 Mio. Beschäftigte
in Lohn und Brot. Sie pflegen und bewirtschaften
11 Mio. ha Waldfläche – das ist ein Drittel der Flä-
che Deutschlands. Ihr Kerngeschäft ist der Verkauf
von Holz. Forstbetriebe in Deutschland erwirtschaf-
ten damit in der Regel etwa 90 % ihrer Erträge.
Rund 60 Mio. m³ Holz werden jährlich in den deut-
schen Wäldern eingeschlagen und in den Verkauf in
verschiedenste Verwendungszweige gebracht.

Heimisches Holz: ein Qualitätsprodukt mit
hohem ökologischem wie sozialem Wert

Wer beim Rohstoff Holz zuerst ans Verheizen
denkt, liegt falsch. Das in Deutschland geschlagene
Holz ist ein gefragtes Qualitätsprodukt, das in den
vielfältigsten Branchen zur industriellen wie hand-
werklichen Weiterverarbeitung genutzt wird. For-
schung und Industrie entdecken immer mehr Ver-
wendungsmöglichkeiten von Holz in hochtechnisier-
ten Artikeln. Entlang der Wertschöpfungskette vom
Baumstubben im Wald bis hin zum fertigen Fabrikat
im Laden schafft der Rohstoff Holz immer mehr
Arbeitsplätze, die gerade jungen Menschen im länd-
lichen Raum einen krisensicheren Arbeitsplatz mit
einer heimatnahen Entwicklungsperspektive bieten.
Das Heinrich von Thünen-Institut (vTI) hat in einer
2009 veröffentlichten Studie errechnet, dass pro
100 m³ geerntetem Holz in den deutschen Wäldern
etwa 1 Arbeitsplatz im sog. Cluster Forst und Holz
existiert. Insgesamt sind im Cluster Forst und Holz
etwa 2 Mio. Menschen beschäftigt. Dieses Cluster
setzt jährlich etwa 175 Mrd. € um und trägt damit
erheblich zur Wirtschaftskraft in Deutschland bei.

Zwar werden auch viele Holz-Halbwaren wie Zell-
stoff oder Sperrholz nach Deutschland importiert.
Sie kommen jedoch weder in der Qualität noch be-
züglich der sozialen oder ökologischen Bedingun-
gen an die heimischen Holzprodukte heran. Doch
im Segment der billigen Massenware kann die per-
sonalintensive Forstwirtschaft mit ihren Lohnkosten
und hohen ökologischen Standards nicht konkurrie-
ren. Tatsächlich könnte der Bedarf an Holz gar nicht
allein aus der Produktion der heimischen Wälder
gedeckt werden. Doch gerade in ländlichen Regio-
nen leben viele Menschen vom Rohstoff Holz.
Beispielsweise im Nordschwarzwald werden bis zu
25 % der Arbeitseinkommen im Zusammenhang mit
der Urproduktion im Wald erwirtschaftet. Der Wald-
arbeiter, der Holzrücker und der Lohnunternehmer,
der zugleich Holzeinschlag, Holzhandel und manch-
mal auch Dienstleistungen wie Kulturanlage, Kultur-
pflege, Läuterung, anbietet, sie alle können nur
Geld verdienen, wenn die Forstbetriebe es durch
den Verkauf von Holz erwirtschaften.

Hohe Holzvorräte geben
Investitionsanreiz für die Industrie

Holz wächst ortsnah, benötigt zur Bereitstellung
wenig Energie, schafft Arbeit im ländlichen Raum,
wo Arbeitsplätze rar sind. Es hält die Wertschöpfung
in der Region. Mit seinen herausragenden Material-
eigenschaften veredelt Holz nicht nur Design und
Funktionalität vieler Industrieprodukte, sondern
verbessert auch wesentlich deren Ökobilanz. Als
Substitut energieintensiver oder nicht nachwachsen-
der Produktkomponenten hat Holz hervorragende
Aussichten auf eine späte Karriere im Wettbewerb
der Rohstoffe.
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Dank unserer hohen ökologischen Standards, der
guten Pflege und nachhaltigen Bewirtschaftung unse-
rer Wälder werden die Holzvorräte in Deutschland
langfristig weiter zunehmen. Viele Industrieunterneh-
men in der holzverarbeitenden Branche entdecken
deshalb Deutschland auch als Investitionsstandort für
Weiterverarbeitungswerke neu. Sägewerke, Span-
plattenwerke und Zellstoffwerke wurden in den vergan-
genen zehn Jahren erweitert, neu gebaut – ein milliar-
denschweres Investitionsvolumen. Der zeitgleich auf-
kommende Trend hin zu mehr erneuerbaren Energie-
rohstoffen hat die Nachfrage nach Holz zusätzlich
beflügelt, so dass auch deshalb ein weiterer Zuwachs
an Arbeitsplätzen zu erwarten ist.

Die Politik muss sich entscheiden

Markenzeichen und Erfolgsrezept der deutschen
Forstwirtschaft ist dabei die Vereinbarkeit von ökolo-
gischer Pflege und Erhalt der Wälder mit deren nach-
haltiger ökonomischer Nutzung. Umso schädlicher ist
die Debatte über die Stilllegung von 10 % Waldfläche,
die angetrieben von einigen ideologisch ausgerichte-
ten NGOs und Umweltverbänden in der deutschen
Politik geführt wird. Stillgelegt werden sollen nach der
Vorstellung des Bundesamtes für Naturschutz vor
allem hochproduktive alte Buchenwälder, die sich als
„Urwald“ von morgen mit einem Dickicht aus Totholz
füllen sollen. Völlig ausgeblendet wird dabei, dass still
gelegte Wälder trotzdem betreut werden müssen. Das
eingesetzte Personal wird dann aus Steuergeldern und
nicht mehr aus den Holzerträgen finanziert. In den still
gelegten Wäldern steigt mit dem zunehmenden Anteil
absterbender Bäume das Unfallrisiko für Waldbesucher.

Für die Sicherung der mit der Forst- und Holz-
wirtschaft in Deutschland verbundenen Arbeits-
plätze vor allem im ländlichen Raum sind diese
Gedankenspiele von extrem großer Bedeutung.
Würden nur 5 % der Waldfläche in Deutschland
stillgelegt, gingen nach Berechnungen des von
Thünen-Instituts der Forst- und Holzwirtschaft
etwa 4 - 5 Mio. m³ Rohholz verloren. Damit
verbunden wären in der Wertschöpfungskette
etwa 40 000 - 50 000 Arbeitsplätze und ein
volkswirtschaftlicher Vermögensschaden von
etwa 2,3 Mrd. €. Der Vermögenswert der still
gelegten Wälder würde zerschlagen – ein
Milliardenverlust für die betroffenen Eigentümer.

Auch in der weiterverarbeitenden Industrie
beobachtet man den politischen Feldzug der
vorgeblichen „Waldschützer“ mit Sorge. Hier
stellt sich die Frage nach der Versorgungs-
sicherheit mit dem Rohstoff Holz. Diese kann
letztendlich nur durch ein klares Bekenntnis der
Politik zu einer verstärkten Nutzung des Roh-
stoffs Holz beendet werden. In diesem Sinne
wurde beispielsweise parteiübergreifend und mit
konkreten Zielen 2004 die „Charta für Holz“
beschlossen, die innerhalb der folgenden zehn
Jahre eine Steigerung der Nutzung von heimi-
schem Holz um 20 % vorsieht. Für den Erhalt der
Arbeitsplätze in der Forst- und Holzwirtschaft
bleibt wünschenswert, dass weitere für die Märkte
schon jetzt schädliche Debatten baldmöglichst
beendet werden.
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Fachkräfte für die Landwirtschaft
Dr. Katja Bringe*

Viele der heute aktiven Landwirte entstammen den geburtenstarken Jahrgängen und
stehen kurz vor dem Ruhestand. So wird die Landwirtschaft, wie andere Branchen auch,
vom demografischen Wandel eingeholt. Im Wettbewerb mit anderen Wirtschaftszweigen
kämpft sie um die Mitarbeiter und Unternehmer der Zukunft. Die Landwirtschaft und der
ländliche Raum brauchen kluge und motivierte junge Menschen, die zukünftig als Fach-
und Führungskräfte auf dem Land leben und wirken.

* Dr. Katja Bringe, Referentin beim Deutschen Bauernverband, Referat Berufsbildung und Bildungspolitik, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,
Tel. (030) 31904 237, k.bringe@bauernverband.net

1 Die Ausbildungskampagne wird von der Landwirtschaftlichen Rentenbank unterstützt.

Die Ausbildungskampagne des Deutschen Bauern-
verbandes (DBV) nimmt Formen an und wird mit gro-
ßem Engagement fortgeführt.1 „Junge Menschen för-
dern, ihnen Wege aufzeigen, die sie in und nach einer
grünen Ausbildung gehen können. Ihnen zu vermitteln,
dass Arbeiten und Leben auf dem Land auch cool sein
kann. Bleibeperspektiven für junge Menschen im länd-
lichen Raum beginnen im Grunde genommen in der
Land- und Forstwirtschaft“, so Dr. Peter Pascher, Vor-
sitzender des Beratenden Ausschusses für „Ländliche
Entwicklung“ der EU-Kommission.

Studie zur Berufswahl

In einer Befragung hat der DBV die Entscheidungsfin-
dung junger Menschen analysiert: Warum will ich was?
Wo informiere ich mich? Wen frage ich? Wie gefällt mir
Landwirtschaft? Im Rahmen dieser Studie sind zum einen
Azubis, die eine Lehre im sog. grünen Bereich absolvieren,
zum anderen Schüler im Alter von bis zu 20 Jahren befragt
worden. Schüler stehen vor der Entscheidung, eine Aus-
bildung anzufangen. Was ist ihnen in ihrer beruflichen
Zukunft wichtig? Wie ist bei dieser – uns wichtigen –
Zielgruppe das Image der Landwirtschaft?

Eltern prägen bei der Berufswahl

Maßgeblich an der beruflichen Entscheidungsfindung und
damit der Zukunftsgestaltung beteiligt ist das Elternhaus.
Des Weiteren empfinden junge Menschen es als wichtig,
den Kontakt zur Praxis zu haben. Wie riecht ein Stall?
Warum kann der Trecker allein die Spur halten? Nur so
können die Teens und Twens von heute erleben und er-
fahren, ob sie ihre Zukunft im grünen Bereich sehen. Die
Schule spielt vor allem bei Jugendlichen eine wichtige
Rolle, wenn es um die persönliche Berufsentscheidung
geht. Allerdings machen sich knapp 90 % der befragten
Jugendlichen keine oder nur wenig Gedanken über ihre
Zukunft, solange sie noch auf der Schulbank sitzen.

Auf die Frage nach dem Warum in der Berufsentschei-
dung wurden Faktoren wie: Spaß an der Arbeit, interes-
sante Tätigkeit und Chancen auf Entfaltungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten als entscheidend empfunden. Azubis
genießen die Natur, erleben Pflanzen und Tiere, für Schü-
ler hingegen erscheint dies nicht ausschlaggebend zu sein.
Mit Blick in die Zukunft sollte das Arbeitsfeld Chancen
bieten, sich beruflich zu verwirklichen. Junge Menschen
wollen einen sicheren Arbeitsplatz und möchten in ihrer
Arbeit mit Menschen kommunizieren (s. Abb.).

Das moderne Bild der Landwirtschaft steckt in den Köp-
fen der Azubis, nicht aber in denen der auf der Schulbank
sitzenden Jugendlichen. Die zukunftsfähige Landwirtschaft

Quelle: DBV

Abbildung: Gründe zur Berufsentscheidung
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kann über die Azubis an die Schüler und heran getra-
gen werden. Dies kann beispielsweise in Form von
Berufsbotschaftern erfolgen. Bauern sind fleißig,
ehrgeizig, geschickt und körperlich fit – so werden
Landwirte heute von der jungen Generation gesehen –
von Azubis, aber auch von Schülern.

Kontakt zur echten Landwirtschaft über Praktika

Die Ergebnisse der Studie erlauben Zielanalysen, auf
denen der Berufsstand weiter aufbauen kann. Die au-
thentische Landwirtschaft zu vermitteln, ist ein großes
Anliegen in der berufsständischen Arbeit. Praktika wer-
den hierfür als Türöffner in das Berufsfeld angesehen.
Insbesondere für Branchenneulinge können diese eine
Chance bieten, das Arbeiten und Leben im ländlichen
Raum kennenzulernen. Das Absolvieren eines Prakti-
kums kann in vielfältiger Form erfolgen, sei es wäh-
rend der Schulzeit als Schülerpraktikum oder auch da-
nach. Nach erfolgreich abgeschlossener Schulausbil-
dung gibt es häufig eine Suchphase in der beruflichen
Orientierung. Die Studie hat gezeigt, dass der persön-
liche Kontakt bei jungen Menschen am ehesten eine
Begeisterung für den grünen Beruf hervorruft. Eine
Vermittlung des heutigen Images der Landwirtschaft,
so wie es der Berufsstand sieht – anspruchsvoll, zu-
kunftsorientiert und fortschrittlich –, muss über profes-
sionelle Kommunikationsstrategien erfolgen.

Soziale Netzwerke

Soziale Netzwerke wie Facebook sind wichtig, um
Kontakt zu halten, aber nicht, um vom virtuellen
Freund zu erfahren: Was soll ich werden oder wie
findest du den Beruf Landwirt? Es ist sinnvoll, alle
Akteure in der Nachwuchsförderung an einen Tisch
zu holen, damit die Landwirte von morgen auch tat-
sächlich nachwachsen. So leisten Ausbildungsbetrie-
be seit Jahren eine immense und engagierte Arbeit,
sie widmen ihre Zeit einer Zukunft in der Landwirt-
schaft. Aus diesem Grund zeichnet der Deutsche
Bauernverband alljährlich den Ausbildungsbetrieb
des Jahres auf dem Deutschen Bauerntag aus. Diese
Betriebe sind Botschafter – nicht nur für eine agra-
rische Ausbildung – auch für die Bevölkerung. Sie öff-
nen ihr Hoftor und demonstrieren ihre Betriebe, zeigen
der breiten Bevölkerung, wie beispielsweise moderne
Tierhaltung aussieht. Die Öffentlichkeits- und Image-
arbeit hat hier einen großen Stellenwert. Der Bildungs-
beauftragte des DBV, Hans-Benno Wichert, weist
darauf hin, dass sich auch der Berufsstand zukünftig
verstärkt mit einbringen muss. Es gilt, realistisch über
die Arbeit und das Leben in „grünen Berufen“ und in
den ländlichen Räumen zu informieren.

Zukünftig können regionale Aktivitäten gebündelt
werden, um Nachwuchssicherung in der Land- und
Forstwirtschaft gemeinsam anzugehen. Auch vor

diesem Hintergrund ist die Studie in Auftrag gegeben
worden. Für die junge Zielgruppe ansprechend ge-
staltet, kann ein Internetauftritt die grünen Berufe an
diese herantragen und sie in ihrer Suche nach Aus-
und Weiterbildungsmöglichkeiten unterstützen. Das
Internet kann breit informieren und muss aktuell und
informativ sein.

Chancen in den grünen Berufen

Qualifizierte Fach- und Führungskräfte werden u. a.
im Veredlungsbereich gesucht, weil hier der Struktur-
wandel und der technische Fortschritt ganz besonders
rasch fortschreiten. Seit der Begründung des Berufes
Fachkraft Agrarservice steigt die Nachfrage nach Azu-
bis kontinuierlich an. Dieser dienstleistungsorientierte
Agrarberuf entwickelt sich beständig und das vor allem
in den nördlichen und östlichen Bundesländern. Aktuell
befriedigt werden kann nicht der Bedarf an Fachleuten
im Bereich der regenerativen Energien. Es gibt Fort-
und Weiterbildungsmöglichkeiten, die in Teilen gut
genutzt werden und damit den interessierten Personen
gute Berufsperspektiven eröffnen. Der Bezug zu
dienstleistenden Tätigkeiten wird auch in den grünen
Berufen, beispielsweise Gärtner oder Winzer, immer
wichtiger. Schon heute arbeiten viele im Bereich des
Agrartourismus und der Vermarktung. Auch durch die
kürzliche Novellierung der Berufe Milchtechnologe und
Revierjäger hat sich die Ausbildung qualitativ verbes-
sert und wird in Zukunft dadurch auch quantitativ
angeschoben.

Die Chancen, sich beruflich im grünen Bereich zu
etablieren, sind hervorragend. Eines ist auch heute
schon Fakt: 90 % der befragten Jugendlichen im grü-
nen Beruf sind mit ihrer Wahl glücklich und blicken
positiv in die Zukunft. Wenn wir diese positive Stim-
mung nutzen, dann gehen uns die Fach- und Füh-
rungskräfte bestimmt nicht aus.

Ausbildungsbetrieb des Jahres 2011

Der Familienbetrieb Meuteshof aus dem Eifelkreis Bitburg-
Prüm, der auf eine jahrhundertelange Tradition zurück-
schauen kann, wurde in diesem Jahr anlässlich des Deut-
schen Bauerntages in Koblenz zum Ausbildungsbetrieb des
Jahres ausgezeichnet. Peter Meutes bewirtschaftet gemein-
sam mit seiner Frau und den Azubis ca. 170 ha Ackerland.
Mit 190 Milchkühen, 200 weiblichen Rindern und etwa 50
Zuchtbullen bietet der Betrieb ein vielseitiges Ausbildungs-
spektrum. Hohe Milchleistungen, moderne Stall- und Photo-
voltaikanlagen belegen, dass der Betrieb für die Zukunft
sehr gut aufgestellt ist. Für die Zukunft brauche die Land-
wirtschaft allerdings auch gut ausgebildete Fach- und
Führungskräfte, betonte Meutes. Daher widmet sich der
Betriebsleiter mit großem Engagement der Ausbildung
junger Bauern und Bäuerinnen.
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Herausragende Bedeutung des Handwerks für
Beschäftigung und Ausbildung auf dem Land

Horst Eggers*

Das Handwerk trägt maßgeblich zur Versorgung der Bevölkerung in den (ländlichen)
Regionen sowie zu Wohlstand, Beschäftigung und sozialer Sicherung bei. Die hand-
werkliche Wirtschaftsform entspricht somit weitgehend den Ansprüchen an ein huma-
nes, sozialverträgliches und gemeinwohlorientiertes Wirtschaften. Insbesondere in
ländlichen Räumen stellen die Handwerksbetriebe einen Großteil der Arbeitsplätze.

* Horst Eggers, bis 30.6.2011 Hauptgeschäftsführer der Handwerkskammer für Oberfranken, Vorsitzender der Bundesarbeitsgemeinschaft Kirche-Handwerk

Das Handwerk steht – wie kaum
eine andere Wirtschaftsgruppe –
beispielgebend für die kleinen
und mittleren Betriebe. Von den
3,5 Mio. Unternehmen in Deutsch-
land entfallen mehr als 90 % auf
Unternehmen mit weniger als 20
Beschäftigten, lediglich 0,3 %
aller Unternehmen beschäftigen
mehr als 500 Mitarbeiter. Auch
wenn die öffentliche Wahrneh-
mung eine andere Betriebsgrö-
ßenstruktur für Deutschland sug-
geriert, so belegt dieses Zahlen-
beispiel eindrucksvoll die ausge-
sprochen mittelständische Wirt-
schaftsstruktur in Deutschland.

Für ländliche Räume gilt dies
im Besonderen, denn dort ist der
Anteil der kleinen und mittleren
Betriebe noch sehr viel größer.
Bestes Beispiel hierfür ist Ober-

franken, eine ländliche Region im
Norden Bayerns: In dieser Region
sind mehr als die Hälfte aller Ar-
beitskräfte in Betrieben mit weni-
ger als 50 Mitarbeitern tätig. Zum
Vergleich: auf Bundesebene sind
es nur 36 %. Dadurch wird deut-
lich, welche herausragende Be-
deutung die kleinen und mittleren
Unternehmen und damit der Mit-
telstand für ländliche Räume
haben.

Gleich viele Beschäftigte
in Handwerk und Industrie

Im Besonderen gilt dies für das
Handwerk, das ein beispielhafter
Repräsentant der kleinen und mitt-
leren Unternehmen in Deutsch-
land ist. In den 980 000 Hand-
werksbetrieben finden bundes-
weit 5,1 Mio. Menschen Beschäf-

tigung. Hinsichtlich seiner Be-
schäftigtenzahl ist damit diese
Wirtschaftsgruppe gegenüber der
Industrie gleichgestellt, und zwar
bei einer ausgesprochen hohen
Ausbildungsleistung. Mit knapp
440 000 Auszubildenden und
einer durchschnittlichen Ausbil-
dungsquote von 9 % (Anteil der
Auszubildenden an der Gesamt-
zahl der Beschäftigten) bildet das
Handwerk dreimal so viel aus wie
jeder andere Wirtschaftsbereich.

 Diese beachtliche wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Rolle
auf Bundesebene ist in ländlichen
Räumen noch sehr viel stärker
ausgeprägt. Während bundesweit
ca. 12 % aller Erwerbstätigen im
Handwerk tätig sind, beschäftigt
das Handwerk in ländlichen Räu-
men, so z. B. in Oberfranken, mit
knapp 20 % nahezu jeden fünften
Erwerbstätigen. Oder anders aus-
gedrückt: in Oberfranken ist jeder
vierte Betrieb ein Handwerksbe-
trieb, jeder fünfte Beschäftigte ist
im Handwerk tätig und jeder dritte
Auszubildende wird in einem
Handwerksbetrieb ausgebildet.
Angesichts dessen wird sehr
schnell deutlich, dass die beste
Regionalpolitik für ländliche Räu-
me eine konsequente Politik für
kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) ist. Denn sowohl wirt-
schaftlich als auch gesellschaft-
lich entscheidet deren Entwick-
lung über die Zukunftschancen
ländlicher Räume.

Stichwort Innovation: Das Handwerksunternehmen Salzbrenner Stage Tec aus Butten-
heim hat die Anlagen für die Liveübertragung des Tons der Olympischen Sommerspiele
in Athen und Peking und den Eurovision Song Contest in Düsseldorf geliefert.
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Eine dezentrale
Standortstruktur hält sich

Ein besonderes Kennzeichen
des Handwerks ist seine dezen-
trale Standortstruktur und seine
mosaikartige Verteilungsstruktur.
Auch hier wieder ein Beispiel aus
Oberfranken: Mit knapp 14 Be-
trieben je 1 000 Einwohner liegt
die Betriebsdichte des Hand-
werks in Oberfranken über dem
hohen bayerischen Niveau (13,5
Betriebe je 1 000 EW) und deut-
lich über dem Bundesdurchschnitt
(10,7 Betriebe je 1 000 EW). Auf-
fällig ist, dass trotz eines grundle-
genden Strukturwandels, den das
Handwerk gerade in den letzten
Jahrzehnten durchlaufen hat,
keine räumlichen Konzentrations-
prozesse stattfinden.

Die durchschnittliche Betriebs-
größe liegt bei 4,5 Beschäftigten
je Betrieb. Nach wie vor domi-
niert das inhabergeführte Perso-
nenunternehmen (75 % aller ein-
getragenen Handwerksunterneh-
men) mit einer hohen sozialen
Verantwortung für die Mitarbeiter.
Nicht zu übersehen ist allerdings,
dass in den letzten Jahren der
Anteil der juristischen Personen-
gesellschaften (GmbH, GmbH &
Co. KG, AG) auf zwischenzeitlich
knapp 20 % angestiegen ist.

Auch die Dynamik, die sich im
Handwerk vollzieht, wird von
Außenstehenden häufig unter-
schätzt. Ein Beispiel hierfür sind
die Existenzgründungsprozesse,
die sich aktuell vollziehen. Bei
insgesamt 16 000 Handwerksbe-
trieben sind in Oberfranken jähr-
lich mehr als 1 000 Existenzgrün-
dungen zu verzeichnen. Gleich-
zeitig scheidet aber auch jährlich
mit ca. 1 000 eine beträchtliche
Anzahl an Betrieben, z. T. alters-
bedingt, z. T. aufgrund von
Schließungen, aus dem Markt
aus. Das Spektakuläre daran ist,
dass diese Fluktuation unspekta-
kulär und stillschweigend erfolgt.

Letztendlich ist dies auch der
unschätzbare Wert der kleinen
und mittleren Unternehmen.

Angesichts der durch das schwei-
zerische Marktforschungsinstitut
Prognos in einer Studie belegten
herausragenden Rolle des Hand-
werks in Bezug auf seine Innova-
tionskraft ist es sinnvoll, gerade
in ländlichen Regionen auf das
Handwerk zu setzen. Um im
nationalen und internationalen
Standortwettbewerb bestehen zu
können, gilt es zwei Ansätze im
Besonderen zu verfolgen:

1. Technologische Neupositio-
nierung der ländlichen Räume
anhand der absehbaren
Megatrends

2. Überwindung der Struktur-
schwäche durch Stärkung
moderner Dienstleistungen

Auch das Handwerk kann maß-
geblich dazu beitragen, dass
diese Neupositionierung länd-
licher Räume tatsächlich gelingt.
Als Handwerkskammer verstehen
wir uns als Vorreiter für unsere
Betriebe, um mit diesen zur Be-
wältigung dieser gewaltigen Zu-

kunftsaufgaben vorausschauend
Zukunftslösungen zu erarbeiten.
Wenn uns dies gelingt, wird damit
der ländliche Raum, insbesonde-
re der Standort Oberfranken,
gestärkt.

Fazit

Das Handwerk konnte trotz vie-
ler Prognosen vor mehr als hun-
dert Jahren durch die Industriali-
sierung nicht verdrängt werden.
Zu zentral sind die Tätigkeitsfel-
der des Handwerks in Wirtschaft
und Gesellschaft. Mobilität, Bau-
en und Wohnen, Licht und Wär-
me, Umwelt- und Energiema-
nagement, Komfort und Dienst-
leistung, Versorgung, Mode und
Schönheit, Essen und Trinken,
Gesundheit, Wartung, Instandhal-
tung und Reparatur haben auch
in einer modernen globalisierten
Wirtschaft und Gesellschaft einen
festen Platz. Strategisch richtig
ist es deshalb, gerade in länd-
lichen Räumen auf die bewährten
kleinräumigen Strukturen zu set-
zen und dafür zu sorgen, dass
diese im veränderten, globalisier-
ten Wettbewerb ihre eigene Posi-
tion behaupten und ausbauen
können.

Familienbetriebe prägen den ländlichen Raum. Bei der Bäckerfamilie Groß
aus Kulmbach leben und arbeiten vier Generationen unter einem Dach.
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In den ländlichen Regionen betrifft der demogra-
fische Wandel alle Bereiche des öffentlichen und
privaten Lebens, z. B. Mobilität und Erreichbarkeit,
Landwirtschaft und Tourismus, Nahversorgung und
Gesundheit, Abwasser- und Breitbandnetze. Hier
sind Arbeitsplätze unmittelbar von der Gestaltung
der Infrastruktur abhängig. Das Angebot von Arbeits-
plätzen wiederum bedingt direkt die Attraktivität
vom Leben auf dem Land und damit den demogra-
fischen Faktor der Abwanderung vor allem junger
und qualifizierter Arbeitskräfte. So schließt sich der
scheinbar düstere Kreis der Abwärtsspirale.

Den Wandel aktiv mit den Bürgern gestalten

Dass dieser Dynamik entgegengewirkt werden
kann, hat das vierjährige Modellvorhaben „Region
schafft Zukunft“ des Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Stadtentwicklung (BMVBS) gezeigt,
das am 29./30. Juni 2011 mit dem Demografiekon-
gress „Ideenforum für ländliche Infrastruktur“ abge-
schlossen wurde. Auf dem bundesweiten Kongress
wurden die positiven und zukunftsweisenden Ergeb-
nisse einer breiten Öffentlichkeit vorgestellt. Diese
im Modellvorhaben erprobten, wirkungsvollen Hand-
lungsansätze greift das BMVBS mit der „Initiative
Ländliche Infrastruktur“ auf. Mit der 2010 gestarte-
ten Initiative unterstützt das BMVBS ganz unter-
schiedliche Projekte in ländlichen Räumen, denen
eines gemeinsam ist: Sie setzen auf die Stärken
der Regionen und die unternehmerische und zivil-
gesellschaftliche Initiative der Menschen, die sich
für Zukunftsperspektiven in ihrer Heimat engagie-
ren. Rund 75 Projekte wurden mit dem Modellvor-
haben „Region schafft Zukunft“ in den vier Modell-
regionen Stettiner Haff (Mecklenburg-Vorpommern),
Nordfriesland (Schleswig-Holstein), Werra-Meißner-

Demografischer Wandel: Erhaltung und Schaffung von
Arbeitsplätzen bei der Strukturanpassung

Prof. Dr.-Ing. Hagen Eyink*

Der demografische Wandel ist in den ländlichen Gebieten besonders ausgeprägt:
Alterung und Abwanderung und damit der Rückgang der Landbevölkerung sind
gravierend. Die notwendigen Infrastrukturanpassungen haben Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt. Auch wenn Infrastruktur selbst keine Arbeitsplätze schafft, be-
stimmt diese die Voraussetzungen, unter denen landwirtschaftliche Betriebe, Unter-
nehmen, Gewerbetreibende, aber auch öffentliche Einrichtungen und Vereine Mitar-
beiter einstellen und Arbeitsplätze erhalten – oder eben nicht. Modellprojekte zeigen,
dass durch aktive Gestaltung des demografischen Wandels sogar neue Arbeitsplätze
geschaffen werden können.

* Prof. Dr.-Ing. Hagen Eyink, Leiter des Referates „Ländliche Infrastruktur, Kulturlandschaften“ in der Abteilung Raumordnung, Stadtentwicklung, Wohnen,
Öffentliches Baurecht des Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung; hagen.eyink@bmvbs.bund.de; www.bmvbs.bund.de

Kreis (Hessen) und in der länderübergreifenden Re-
gion Südharz-Kyffhäuser (Sachsen-Anhalt /Thürin-
gen) erfolgreich durchgeführt. Sie haben gezeigt,
dass es bei der Umstrukturierung mit der von den
Kommunen praktizierten Doppelstrategie des An-
passens und Gegensteuerns vor allem auf die
aktive Beteiligung der Bevölkerung und die enge
Vernetzung und Zusammenarbeit über Fach- und
Ortsgrenzen hinweg ankommt. Angepasst werden
sollte die Infrastruktur für die Daseinsvorsorge an
die veränderten Bedürfnisse einer alternden Gesell-
schaft und an die finanzielle Leistungsfähigkeit einer
geringeren Bevölkerungszahl. Für das Gegensteu-
ern setzt die Initiative des BMVBS auf die regiona-
len Stärken und auf die Mitwirkung der Bürgerinnen
und Bürger, um Lebensqualität  und Arbeitsplätze in
ihrer Heimat zu sichern. Denn die Menschen vor Ort
kennen die Erfordernisse am besten. Ihr Wissen
und ihre Ideen zum Nutzen vorhandener Chancen
sind für jede Region unverzichtbar.

Förderung für Zukunftsperspektiven
ländlicher Räume

Der bundesweite Demografiekongress im Juni
2011 in Berlin war der konzertierte Auftakt für die
neuen Maßnahmen und Programme im Rahmen
der „Initiative Ländliche Infrastruktur“ mit den
Schwerpunkten Städtebauförderungsprogramm,
Stadt-Land-Partnerschaften und dem Aktionspro-
gramm regionale Daseinsvorsorge. Beim Städte-
bauförderungsprogramm „Kleinere Städte und
Gemeinden – überörtliche Zusammenarbeit und
Netzwerke“ wird die aktive Zusammenarbeit über
Gemeindegrenzen hinweg mit dem Ziel unterstützt,
die nötige Infrastruktur für die kommunale Daseins-
vorsorge arbeitsteilig zu organisieren. Die Stadt-
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Land-Partnerschaften zielen darauf ab, das partner-
schaftliche Miteinander von unterschiedlich struktu-
rierten, städtischen und ländlichen Teilräumen zu
stärken. So sollen die Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen angeglichen und die Wettbewerbsfähigkeit der
Gesamtregion gestärkt werden. Das Aktionspro-
gramm regionale Daseinsvorsorge baut auf den Er-
fahrungen des Modellvorhabens in den vier Regio-
nen auf und führt das Prinzip integrierter Regional-
strategien zur Sicherung der Daseinsvorsorge in
anderen ländlichen Regionen fort.

Regionale Ressourcen nutzen

Auf dem Kongress in Berlin wurden die Preisträger
des vom BMVBS ausgelobten Wettbewerbs „Men-
schen und Erfolge – aktiv für ländliche Infrastruktur“
ausgezeichnet. Fast 600 eingereichte Wettbewerbs-
beiträge hatten eindrucksvoll bewiesen, dass dem
Ideenreichtum für umsetzbare Konzepte zur aktiven
Gestaltung einer funktionstüchtigen Infrastruktur
keine Grenzen gesetzt sind. Auch sie zeigen, wie es

durch die Einbindung der Bevölkerung und Nutzung
der lokalen Stärken gelingt, neue Chancen heraus-
zuarbeiten. So konnten neben der Gestaltung einer
angepassten Infrastruktur oft auch neue Arbeits- und
Ausbildungsplätze geschaffen werden. Beispiele
dieser Mut machenden Erfolge sind auf den folgen-
den Seiten beschrieben.

Die bisherigen Erfahrungen aus den geförderten
Projekten haben gezeigt, dass die Erhaltung einer
guten Infrastruktur, die gezielte und effiziente Nut-
zung aller Ressourcen und die regionale Wert-
schöpfung auch zu neuen Investitionen und zur
Neuansiedlung von Betrieben führen kann. Ent-
scheidend für das Gelingen wird sein, die unum-
kehrbare demografische Entwicklung nicht sich
selbst zu überlassen. Durch das aktive Gestalten,
gut vernetzt und fachübergreifend, mit Unterstüt-
zung der Politik und Beteiligung der Bevölkerung,
werden die ländlichen Räume in Deutschland
weiterhin Lebensqualität und Arbeitsplätze für ihre
Bewohner bieten.

In ländlichen Regionen wan-
dern gerade kluge und fleißige
junge Menschen ab, weil sie vor
Ort wenige Berufschancen sehen.
Das Projekt jugend.innovations.
zentrum der Region Südharz-
Kyffhäuser sucht gezielt nach
jungen Talenten und fördert sie.
„Damit leistungsstarke Jugend-
liche nicht abgeworben werden,
sondern im Land bleiben, wollen
wir ihnen eine Ausbildung und
anschließend eine Stelle auf dem
regionalen Arbeitsmarkt verschaf-
fen“, sagt Andreas Blümner, der
Koordinator des Projekts vom
Verein für Integration, Beschäf-
tigung und Soziales, der das im
Modellvorhaben „Region schafft
Zukunft“ geförderte Projekt
initiiert hat.

Hierzu hat der Verein ein Netz-
werk von Unternehmen und
Schulen des Landkreises aufge-
baut. Umgehend konnten so 124
Ausbildungsstellen und Studien-
angebote ermittelt werden. Das
jugend.innovations.zentrum ver-

mittelt Schülerinnen und Schülern
Angebote der Unternehmen: Z. B.
können Jugendliche der 8. bis 10.
Klasse schulbegleitend und in
den Ferien in den Partnerunter-
nehmen arbeiten.

Ein Ziel des Projekts sind För-
dervereinbarungen mit den Unter-
nehmen, in denen den jungen
Talenten frühzeitig ein Ausbil-

Perspektiven für junge Talente – das jugend.innovations.zentrum in Eisleben

dungsplatz, Unterstützung im
Studium sowie betriebliche Kar-
rieren garantiert werden. Das
Projekt hat gezeigt, dass die
aktive Unterstützung von be-
gabten Jugendlichen hilft, nicht
nur deren Abwanderung zu ver-
hindern, sondern auch dem zu-
nehmenden Fachkräftemangel
in ländlichen Regionen entgegen
zu wirken.

PRAXISBEISPIEL
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Projektkoordinator Andreas Blümner mit Schülern und Werkstattmeister in der
Ausbildungswerkstatt in Eisleben
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Der Arbeitsmarkt in ländlichen
Regionen braucht die ausgebilde-
ten jungen Mütter – und die allein
erziehenden Frauen brauchen
Unterstützung bei der Vereinbar-
keit von Ausbildung und Familie.
Das Interesse an Teilzeitausbil-
dung wächst unter jungen Müt-
tern ohne Berufsausbildung. „Da
überdurchschnittlich viele Frauen
aus der Region abwandern, ist es
umso wichtiger, junge Mütter mit
Qualifizierungsmaßnahmen zu
unterstützen und im Land zu hal-
ten“, sagt Marion Busse, Ausbil-
derin und Projektkoordinatorin
der Gemeinnützigen Regional-
gesellschaft Usedom-Peene mbH,
die das Projekt begleitet hat.
Hierzu wurden die Möglichkeiten
einer besseren Vereinbarkeit von
Familie und der Berufsausbildung

Der Dorfladen ist wieder in. Denn
eine alternde Landbevölkerung
ist immer weniger mobil und be-
nötigt erreichbare Lebensmittel-
und Dienstleistungsangebote.
Moderne Dorfladen-Konzepte im
Werra-Meißner-Kreis machen mit
neuen Arbeitsplätzen für Men-
schen mit und ohne Handicap
weithin Schule. Das ehemalige
Autohaus in Datterode platzt aus
allen Nähten: Hier feiert das gan-
ze Dorf, Alt und Jung gemeinsam,
das einjährige Bestehen des

Teilzeitmodelle für die berufliche Erstausbildung

allein erziehender Mütter durch
die Einführung neuer Arbeitszeit-
modelle untersucht. „Die Option
einer Teilzeitausbildung war unter
den Schülerinnen und jungen
Müttern wie auch bei den Arbeits-
vermittlern, den sozialen Einrich-
tungen wie Schwangerschafts-
beratungsstellen und ausbilden-
den Betrieben kaum bekannt“,
berichtet Dr. Beate-Carola
Johannsen, Geschäftsführerin
der gemeinnützigen Gesellschaft.
Für junge Menschen ohne Be-
rufsausbildung und für die Betrie-
be in der Region an der Ostsee
wurden Informationsmaterialien
erstellt und verteilt. In einer re-
präsentativen Befragung an ver-
schiedenen Schulen wurden zu-
dem Bildungs- und Berufsziele
der Schulabgängerinnen ermit-

telt. Hierbei stellte sich heraus,
dass ein erheblicher Bedarf an
Angeboten besteht, die eine
erfolgreiche Ausbildungs- und
Berufswahl ermöglichen – auch
in Teilzeit.

Die Ergebnisse des Modell-
projekts sind in das vom Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung unterstützte Projekt „Ler-
nen vor Ort“ eingeflossen, das in
der Region Stettiner Haff die Ver-
netzung von Unternehmen, Be-
rufsschulen und Sozialträgern
fördert und ein kommunales
Bildungsmanagement aufbaut.
Denn Bildungsangebote veran-
lassen junge Menschen zu blei-
ben und stärken zudem die Re-
gion als wirtschaftsrelevanten
Standort.

‚marktwert‘ Datterode. Ende Juli
2010 wurde das kleine Einkaufs-
und Dienstleistungszentrum eröff-
net. 18 Menschen haben hier ih-
ren Arbeitsplatz gefunden, 11 von
ihnen leben und arbeiten mit
einer Behinderung. Im Sommer
2011 sind die Angestellten mit
Handicap gut integriert und das
Lebensmittelgeschäft Nahkauf,
das angegliederte Café als Treff-
punkt, der Getränkemarkt, und
das zum Bürger- und Gesund-
heitszentrum ausgebaute Unter-

geschoss mit neuem Fahrstuhl
und einem großen Gemein-
schaftsraum werden intensiv
genutzt. Initiiert wurde das
Projekt von dem Verein Aufwind,
der seit 30 Jahren psychisch
kranke Menschen betreut. In
insgesamt vier Orten im hes-
sischen Werra-Meißner-Kreis
wurden Dorfläden unter Ein-
bindung von Lebensmittel-
grossisten und anderen Gewer-
betreibenden und Dienstleistern
eröffnet und insgesamt 38 Men-
schen in Beschäftigung gebracht.
„Unser Ziel ist es, Menschen mit
Behinderungen, die sonst keine
Chance auf dem Arbeitsmarkt
haben, gemeinsam mit anderen
Langzeitarbeitslosen aus der
Region unbefristet einzustellen“,
erklärt Matthäus Mihm, der Vor-
sitzende des Vereins. Für die
Beschäftigten mit Handicap
erhält der Arbeitgeber einen
Minderleistungsausgleich.

Wieder einkaufen im Dorf –
wie Nahversorgung und neue Arbeitsplätze Dörfer beleben
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Der „marktwert“ in Datterode - das Nahversorgungszentrum für den gesamten Ringgau
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Die alternde Gesellschaft ist zu-
nehmend mit Krankheit und Ster-
ben konfrontiert. Das Wilheminen-
Hospiz in Nordfriesland macht
vor, wie mit 15 neuen Arbeitsplät-
zen und einem offenen Gemein-
schaftsraum das schwierige The-
ma in der Mitte der Gesellschaft
ankommt. Idyllisch und einladend
liegt das sanierte rote Backstein-
gebäude im Ortskern des 9 000-
Seelen Ortes Niebüll unweit der
Nordseeküste. Mit großem Enga-
gement hat sich der Förderverein
„Stationäres Hospiz Nordfriesland
e.V.“ seit 2005 dafür eingesetzt,
dass hier ein Hospiz entsteht. „Wir
wollten erreichen, dass sterbens-
kranke Menschen hier mensch-
lich und medizinisch gut begleitet
werden und ihre nächsten Ange-
hörigen trotzdem nah bei sich ha-
ben können“, sagt Christel Tych-
sen. Die heutige Geschäftsführe-
rin hat mit unendlicher Ausdauer
Förder- und Spendengelder für
den Bau des Hospizes und den

Die mit Hilfe von Fördermitteln
– u. a. aus dem Modellvorhaben
„Region schafft Zukunft“ – getä-
tigten Investitionen haben in
Datterode vielfältige wirtschaftli-
che Effekte ausgelöst: Eine junge
Frau hat einen Blumenladen im
‚marktwert‘ eröffnet, der örtliche
Metzger hat sein Geschäft in das
Gebäude verlegt. Eine Physiothe-
rapiepraxis ist eingezogen und
bietet einer Physiotherapeutin
aus Eisenach einen neuen Ar-
beitsplatz. Zwei Banken unterhal-
ten Beratungsbüros, die stunden-
weise besetzt sind. Es gibt einen
Geldautomaten und Kontoaus-
zugsdrucker und einen Rezept-
briefkasten der Apotheke aus
dem Nachbarort.

Dörfliche Nahkauf- und Dienst-
leistungszentren wie in Datterode
oder moderne Dorfläden wie in
Gertenbach lösen eine wirtschaft-

gesetzlich vorgeschriebenen
Eigenanteil bei dem Betrieb der
sieben Hospizplätze gesammelt.
Bei dem Wettbewerb „Menschen
und Erfolge – aktiv für ländliche
Infrastruktur“ wurde Christel
Tychsen vom Förderverein hier-
für mit einem Preis gewürdigt.

Insgesamt konnten in der Pfle-
geeinrichtung 15 neue Arbeits-
plätze geschaffen werden. Fünf
Mitarbeiterinnen sind für den neu-
en Job nach Niebüll gezogen, die
Heim- und Pflegedienstleiterin
kommt aus Berlin. Die ausgebil-
deten Fachkräfte wie Kranken-

liche Dynamik mit Synergie-
effekten aus, die jungen Men-
schen neue berufliche Chancen
bieten. Der steigende Bedarf an
persönlichen Dienstleistungen
wie Kinderbetreuung und Senio-
renpflege bietet oder erweitert
Betätigungsfelder für Arbeits-
suchende, die so – als Ange-

stellte oder Existenzgründer – im
ländlichen Raum ihre Zukunft
haben. Das hält nicht nur junge
Menschen und Familien, sondern
stimuliert sogar den Zuzug, wie
das verstärkte Interesse an Bau-
grundstücken in Dörfern mit Nah-
kaufzentren zeigt.

Vom Bioprodukt bis zum Discount-Artikel: Das „Lädchen für alles“ in Gertenbach

Ein Hospiz schafft Arbeitsplätze
PRAXISBEISPIEL

Ein Ort der Begegnung: Den offenen Gemeinschaftsraum nutzen Hospizgäste und ihre
Angehörigen ebenso wie die vielen Besucher des Wilhelminen-Hospizes
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Der Zugang zum World Wide
Web gehört heute zu einer funk-
tionierenden Infrastruktur. Den-
noch gibt es immer noch länd-
liche Gebiete ohne schnelles
Internet, da sich die Investition
in Breitbandnetze wirtschaftlich
nicht lohnt. Bürger in Thüringen
haben den DSL-Internet-An-
schluss auf dem Land möglich
gemacht und dadurch auch die
Voraussetzungen für Unterneh-
mer verbessert. „Ohne schnelles
Internet wird Firmen und Gewer-
betreibenden der gesamte Absatz-
markt im Internet vorenthalten.
Die Pflege von Internetauftritten
und Webshops ist mühsam, die
zeitnahe Beantwortung von Kun-
den-E-Mails nahezu unmöglich.
Um diese Probleme zu beheben,
versorgen wir Teile Thüringens
mit unseren Breitbandverbindun-
gen selbst“, erklärt Nico Lange,
Informatiker und Mitbegründer
von Landnetz e.V.

Seit 2004 haben sich in dem
Verein schrittweise 220 Privat-
haushalte aus sieben kleinen
Dörfern zusammengeschlossen
und mit Richtfunktechnik den
Anschluss ans schnelle globale
Netz geschaffen. Auch eine Schu-

schwestern, Altenpfleger und So-
zialarbeiter arbeiten im Schicht-
dienst rund um die Uhr. Es gibt
auch einige 400-Euro-Jobs sowie
die Freiwilligen, die eine Ausbil-
dung zum ehrenamtlichen Sterbe-
begleiter absolvieren. Das Hospiz
kurbelt auch über die neuen Ar-
beitsplätze hinaus die regionale
Wirtschaft an und hilft, bestehen-
de Arbeitsplätze zu sichern: „Da
sind viele Dienstleistungen, die

wir in Anspruch nehmen wie die
Palliativpraxis oder Physiothera-
peuten, Friseure und Fußpfleger,
die ins Haus kommen. Und wir
benötigen Verpflegung für Mit-
arbeiter und Gäste“, berichtet
Christel Tychsen. Der offene Ge-
meinschaftsraum, dessen Einrich-
tung vom Modellvorhaben „Re-
gion schafft Zukunft“ gefördert
wurde, bietet den zahlreichen

Besuchergruppen aus den Pflege-
berufen und den Schulen Raum
für Gespräche und Vorträge.
Christel Tychsen hofft auf Nach-
ahmer: „Wir wünschen uns, dass
in den ländlichen Regionen gut
integrierte stationäre Hospize für
unheilbar kranke und sterbende
Menschen entstehen – überall
dort, wo professionell begleitetes
Sterben bisher nicht möglich ist.“

le, eine Jugendherberge und
mehrere Kleinbetriebe haben sich
angeschlossen. Damit haben die
Bürger selber dazu beigetragen,
die mit der Internetversorgung
verbundene Wertschöpfung als
Wirtschaftsfaktor in der Region
zu halten. Dieses Engagement
würdigte das Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung mit einer Auszeichnung
bei dem Wettbewerb „Menschen
und Erfolge – aktiv für ländliche
Infrastruktur“.

Mit Ausnahme des einmaligen
Wettbewerb-Preisgeldes trägt
Landnetz e.V. sich seit seiner
Gründung selbst und finanziert
den Aufbau und Betrieb der Infra-
struktur ausschließlich über Mit-
gliedsbeiträge. Der Verein erhält
ständig neue Anfragen angren-
zender Gemeinden und baut das
Netz unter Mithilfe der Bevölke-
rung weiter aus. Die Bürger enga-
gieren sich bei den Standortpla-
nungen für die Antennen und bei
der Installation für die Funktech-
nik. Nico Lange ist überzeugt,
dass der Landnetz-Internetzu-
gang deutlich zur Lebensqualität
in den angeschlossenen Gemein-
den beiträgt. „Seitdem wir das

Funknetzwerk betreiben und es
hier endlich schnelles Internet
gibt, ziehen offenbar weniger jun-
ge Leute weg. Einige kommen
sogar nach dem Studium wieder
zurück“, stellt der 32-jährige In-
formatiker erfreut fest. Auch die
aufstrebende Tourismusbranche
profitiert: Dank DSL-Richtfunk
können Pensionen ihren Gästen
schnellen Internetzugang bieten.

Digitale Infrastruktur und Wertschöpfung auf dem Land

Nähere Informationen zu den Modellprojekten und zur „Initiative Ländliche Infrastruktur“ unter:
www.region-schafft-zukunft.de      www.menschenunderfolge.de      www.bmvbs.de

Antenneninstallation an einem un-
genutzten Fabrikschornstein im thü-
ringischen Unstrut-Hainich-Kreis
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Krabat e.V.:

Stärkung der Wirtschaft durch
vernetzte Regionalentwicklung

Roland Schilke*

In der Oberlausitz in Sachsen, zwischen Bautzen,
Kamenz und Hoyerswerda, liegt ein Gebiet, das sich
einen magischen Namen macht: die Krabatregion.

* Roland Schilke, Praktikant beim Sächsischen Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie, Referat: Ländliche Entwicklung, Dresden, Studiengang
Umweltmonitoring, Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden, Tel. (0351)26122307, markus.thieme@smul.sachsen.de

Die sorbische Sage vom Krabat
berichtet von einem Müllerlehr-
ling, der in der Schwarzen Mühle
bei Schwarzkollm die Kunst des
Zauberns lernt und seine Fähig-
keiten nutzt, um den Menschen
zur Seite zu stehen. Mehrere
Autoren verarbeiteten die Sage,
am bekanntesten ist wohl Otfried
Preußlers Roman „Krabat“, der
mit mehreren Jugendbuchpreisen
ausgezeichnet wurde und auch
Grundlage für die Krabat-Verfil-
mung (2008) war. In der Lausitz
ist Krabat allgegenwärtig: Alle
Menschen, ob deutsch oder sor-
bisch sprechend, kennen ihn hier.
Er ist identitätsstiftend und damit
der ideale Namensgeber für ei-
nen regionalen Verein, der sich
zum Ziel gesetzt hat, mit Hilfe
von Vernetzung den Struktur-
wandel in der Lausitz konstruktiv
zu begleiten: der KRABAT e.V.

Vereint ans Werk

Seit der Gründung des KRABAT
e.V. im Jahr 2001 werden hier
Ideen erarbeitet und umgesetzt,
die den Menschen der Region zu-
gute kommen sollen. Gründungs-
mitglieder waren Städte und Ge-
meinden der Region, ansässige
Unternehmen wie kleine Hotels
oder Handwerksbetriebe und
auch Heimat- und Kulturvereine.
Neben dem Ankurbeln regionaler
Wirtschaftskreisläufe und der

damit verbundenen Sicherung
der Arbeitsplätze gehören auch
die Förderung der Völkerverstän-
digung und der Erhalt der sorbi-
schen Sprache zu den erklärten
Zielen. Die Zielstellung des Ver-
eins sorgte für Aufsehen und
schon bald traten mehr und mehr
Akteure bei. Das gemeinsame
Interesse, die Region zu beleben,
verband alle. Nun galt es, die
Idee mit Substanz zu füllen. Es
mussten abgestimmte Angebote
geschaffen und  die Bekanntheit
der Region erhöht werden, um
Besucher anzuziehen.

Das Konzept der Krabatregion
entwickelte sich jedoch nicht al-
lein aufgrund des Engagements
des Vereins und seiner Mitglie-
der: Zwei Mitarbeiter des EIPOS
e.V. aus Dresden entwarfen das
Regionale Entwicklungskonzept
(REK) „Auf den Spuren des Kra-
bat“ und griffen die Vorhaben des
KRABAT e.V. auf. Als diese Mitar-
beiter dann ein Jahr später in die
Marketinggesellschaft Oberlausitz
mbH wechselten, intensivierte
sich die Kooperation mit dem
Verein, die bis heute besteht.
Unterstützung gibt es auch vom
Regionalmanagement des LEA-
DER-Gebietes Oberlausitzer Hei-
de- und Teichlandschaft (OHTL
e.V.), indem eine Projektstelle im
KRABAT e.V. eingerichtet und
durch einen Mitarbeiter des OHTL

e.V. besetzt wurde. Problema-
tisch jedoch: Mitten durch die
Krabatregion verläuft die Grenze
zu einer anderen Förderkulisse,
dem ILE-Gebiet Lausitzer Seen-
land. Dies alles miteinander in
Einklang zu bringen, ist eine He-
rausforderung. „Das Projekt ist
noch nicht in der Phase, in der es
von allein läuft“, erläutert Katrin
Kubasch, die als Mitarbeiterin des
OHTL e.V. momentan die Koordi-
nierungsstelle beim KRABAT e.V.
besetzt. Die große Vielfalt der
beteiligten Strukturen, ob ehren-
amtliche Vorstände, Geschäfts-
führer oder gewählte Vertreter,
macht die Zusammenarbeit span-
nend. In der Region merkt man,
dass sich etwas tut, und der
Großteil der Menschen steht
hinter dem Projekt. Besonders
spürbar ist das in Schwarzkollm,
wo die Schwarze Mühle neu
errichtet wird: „Das ganze Dorf
hilft mit“, bestätigt Katrin Ku-
basch. Hier, im Gründungsort
des Vereins, wurde auch die Idee
geboren, Krabat als Marke zu
nutzen.

Krabat als Marke

Der nötige Anstoß, um diese
Idee auch in die Tat umzusetzen,
war bald gegeben. 2001 kamen
Vertreter einer Filmproduktions-
firma und zeigten sich sehr inte-
ressiert an den Vermarktungs-
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rechten für Krabatprodukte. Da
der Verein aber die Interessen
der Region dadurch gefährdet
sah, kam man den Filmprodu-
zenten zuvor und ließ die Marke
eintragen. Nachdem die Bezeich-
nung national und international
geschützt war, konnte der Verein
Lizenzen zur Nutzung als Firmen-
oder Vereinsnamen und für Pro-
dukte vergeben. Bald kamen die
ersten KRABAT-Artikel in die Ge-
schäfte: Teller, Tassen, Tonfigu-
ren aus der Töpferei Hegewald,
Schmuck einer ansässigen Kunst-
handwerkerin, Brot, Bier, Brief-
marken, alles versehen mit dem
Namen des Zauberers. Der Vor-
teil für die Hersteller und Verkäu-
fer: Endlich hatte man ein präg-
nantes Synonym für Regionalität.
Besonders eng arbeitet die MKH
Agrar-Produkte GmbH aus Kotten
mit dem Verein zusammen, auch
bekannt als KRABAT Milchwelt
(www.krabat-milchwelt.de).

Erfolg durch Vernetzung

„Zu jedem Produkt gibt es eine
Geschichte, das muss man auch
vermitteln“, erläutert Tobias Ko-

ckert, Vermarktungsleiter der
KRABAT Milchwelt, seine Philo-
sophie. In  dem LPG-Nachfolge-
Milchviehbetrieb, kürzlich ausge-
zeichnet mit dem „Bronzenen
Band der Milchelite“, wurde eine
moderne Kreislaufwirtschaft ein-
gerichtet. Nach dem Motto „Kuh,
Käse, Kilowatt“ produziert man
Milch, Käse und Energie aus Bio-
gas. Durch die breite Aufstellung
des Betriebes, z. B. durch den
Bau der Schaukäserei, konnten
10 zusätzliche Arbeitsplätze in
Produktion und Verkauf geschaf-
fen werden. Nach Voranmeldung
kann man auch an einer Führung
durch den Betrieb teilnehmen,
fast 10 000 Besucher nehmen
dieses Angebot jährlich wahr.
Lokale Wertschöpfung wird hier
ernst genommen, daher lag das
Engagement im KRABAT e.V.
von Anfang an nahe. Im Laden
neben der Schaukäserei findet
man auch das KRABAT-Pils der
Stadtbrauerei aus dem benach-
barten Wittichenau, KRABAT-
Tonfiguren und Produkte anderer
Direktvermarkter sowie Informa-
tionsmaterial zur Region. „Da ste-
hen Menschen dahinter“, betont

Tobias Kockert und man kann
spüren, dass Vernetzung für ihn
keine lästige Notwendigkeit, son-
dern ein gelebtes Grundprinzip
ist.

Vernetzt werden auch die ver-
schiedenen Angebote der Krabat-
region durch den vom Verein kon-
zipierten KRABAT-Radwander-
weg. Die 80 km lange Strecke
führt vorbei an den wichtigen
Stationen im Leben der Sagen-
figur und an verschiedenen
Sehenswürdigkeiten, wie der
KRABAT Milchwelt oder KRA-
BATs Neues Vorwerk in Groß
Särchen, wo eine ehemals land-
wirtschaftlich genutzte Dreiseit-
hofanlage zu einem Vereins- und
Tourismuszentrum umgebaut und
rekonstruiert wird. Auch für pas-
sionierte Angler oder Vogellieb-
haber gibt es auf diesem Weg
durch die Oberlausitzer Heide-
und Teichlandschaft viel zu
entdecken.

Die Schwarze Mühle

Ausgangspunkt des Radwegs ist
die Schwarze Mühle in Schwarz-
kollm. Hier findet man nicht nur
die Rekonstruktion der Mühle
selbst, sondern auch eine kleine
Gaststätte, eine Kulturscheune
und eine Töpferei. Die Gebäude
wurden mit Hilfe ansässiger Hand-
werker, ehrenamtlicher Helfer
und Freireisender Wanderge-
sellen erbaut. Finanziert wurden
die Baumaßnahmen mit Geldern
aus dem Programm für Integrier-
te Ländliche Entwicklung (ILE),
die Eigenanteile wurden teilweise
durch die Stadt Hoyerswerda er-
bracht. Für das nächste Jahr ist
der Bau eines Trachtenhauses
geplant, unterstützt von der Ost-
deutschen Sparkassen-Stiftung.
Außerdem sollen 2 bis 3 feste
Arbeitsplätze entstehen, denn der
jährlich steigende Aufwand ist al-
lein durch ehrenamtliche Helfer
nicht mehr zu leisten.
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Schaukäserei der KRABAT Milchwelt
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Die Schwarze Mühle ist jeden
Tag geöffnet, dank der fleißigen
Mitglieder des Krabatmühle-
Schwarzkollm e.V., die Führun-
gen anbieten und hungrige Tou-
risten mit Plinsen und Kaffee ver-
sorgen. Jedes Jahr kommen mehr
Menschen hierher, allein für 2011
rechnen die Betreiber mit insge-
samt über 30 000 Besuchern.

Oft trifft man hier auch den
Schwarzen Müller in Person, der
einen viel freundlicheren Eindruck
macht, als es nach dem Lesen
der Bücher zu erwarten wäre.
Verkörpert wird er von Dieter
Klimek, Touristenführer und
offizieller Touristischer Botschaf-
ter der Oberlausitz. Der Existenz-
gründer tut viel für seine Region,
seit nunmehr zehn Jahren ver-
breitet er die Sage seiner Heimat
in der Tracht des Schwarzen Mül-
lers auf Messen, bei Festen und
durch Führungen. Das kommt an:
Die Zahl der Terminanfragen ist
teilweise kaum noch zu bewäl-
tigen.

Quo vadis, Krabat?

Und was bleibt am Ende? Ha-
ben diese vielen Maßnahmen die
regionale Wertschöpfung erhöht?
Eine eindeutige Antwort auf diese
Frage gibt es nicht. Dies hängt
einerseits damit zusammen, dass
jeder gut aufgestellte Betrieb in
der Krabatregion sich nicht allein
auf die Effekte der Dachmarke
KRABAT verlässt, sondern auch
in anderen Netzwerken und Pro-
jekten, wie z. B. „Die Lausitz
schmeckt!“ mitwirkt. Das er-
schwert eine Zuordnung der
Mehreinnahmen zu den einzel-
nen Marketingaktivitäten. „Es
macht Sinn für jeden Einzelnen,
Produkte über Andere zu vertrei-
ben“ bekräftigt Tobias Kockert im
Gespräch. Auch er hat „mehrere
Standbeine“ und pflegt seine Be-
ziehungen mit vielen Akteuren,

wie Direktvermarktern, Gastrono-
men und Vereinen. Er bestätigt:
„Es gibt Marketing-Effekte, die
kann man nicht in Geld messen.“

Ein klares Zeichen hingegen ist
das wachsende Interesse an der
Krabatregion. Besonders der
Radwanderweg zieht zusätzliche
Besucher an. Auch erhielten
einige Orte wie Schwarzkollm
und Nebelschütz schon in diver-
sen Wettbewerben wie „Sachsens
Themendörfer“ oder „Unser Dorf
hat Zukunft“ Preise und tragen so
weiter dazu bei, die Attraktivität
der Region für Besucher und
Investoren langfristig zu erhöhen.
Außerdem werden regelmäßig
aktuelle Angebote wie z. B. das
diesjährige KRABAT-Fest in der
Milchwelt geschaffen, damit das
öffentliche Interesse nicht ver-
ebbt.

Die Arbeitsplatzsituation in der
Krabatregion wurde durch das
Engagement der beteiligten
Akteure verbessert. Zum einen,
weil geförderte Neu- und Um-

bauvorhaben von Handwerkern
und Unternehmen aus der Region
vorgenommen wurden. Das sichert
Arbeitsplätze. Zum anderen, weil
durch die Hervorhebung der regio-
nalen Produkte eine Verkaufsför-
derung stattfindet, die den Produ-
zenten und Verkäufern zusätzliche
Einnahmen beschert. Auch die
Bemühungen um eine Erhöhung
der Besucherzahlen werden sich
langfristig als solide Maßnahme
zur Schaffung und zum Erhalt der
Arbeitsplätze in Gastronomie und
Beherbergungsbetrieben erweisen.

Seit der Gründung des Vereins
KRABAT e.V. und damit dem Be-
ginn einer vernetzten Regionalent-
wicklung von innen heraus, wurde
viel geschaffen. Dennoch hat man
noch nicht alle gesetzten Ziele er-
reicht. Es wird klar, dass Regional-
management im Zeichen von Kra-
bat am Ende wenig mit Zauberei
zu tun hat, auch wenn es einige
magische Momente gibt. Es geht
vielmehr um harte Arbeit und ei-
nen langen Atem, bis man spür-
bare Erfolge verzeichnen kann.
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Dieter Klimek, der „Schwarze Müller“
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Wertschöpfung und Arbeitsplätze
durch Regionalvermarktung

Heiner Sindel*

Im Spannungsfeld der Globalisierung gewinnt Regionalität zunehmend an Bedeu-
tung. Die Chancen zur Entwicklung des ländlichen Raumes durch Wertschöpfung in
der Landwirtschaft und im Handwerk gilt es zu nutzen, um kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen als Stabilitätsfaktoren unserer Gesellschaft mehr Gewicht zu
geben. Die Regionalvermarktung in Deutschland hat gute Ansätze, funktioniert lokal
sehr gut, findet jedoch noch nicht den Weg zu höheren Marktanteilen.

* Heiner Sindel, Bundesverband der Regionalbewegung e. V., Feuchtwangen, Tel. (09852) 1381, sindel@regionalbewegung.de, www.regionalbewegung.de

Regionalvermarktung bisheriger Prägung setzte
unter anderem auf bäuerliche Direktvermarktung
und öffnete die Märkte für sensible Käufergruppen.
Ein großer Anteil des Marktgeschehens im Hinblick
auf Regionalvermarktung spielt sich im Umfeld von
größeren Städten und Ballungsräumen ab. Sie sind
– gemessen an den Marktanteilen – Schlüsselberei-
che für einen hohen Anteil regionaler Produkte. Die
Versorgung von Städten und Ballungsräumen kann
in hohem Maß über die handwerklich verarbeiten-
den Betriebe (Metzgereien, Bäckereien, Brauereien,
Molkereien etc.) mit enger Verbindung zu Land-,
Forst- und Fischereiwirtschaft erfolgen. Der höhere
Anteil der städtischen Versorgung wird jedoch über
Fernmärkte und globale Strukturen abgewickelt.
Eine Bindung zu den ländlichen Räumen ist kaum
gegeben. Die Verbindung von Warenströmen und
Landschaft, von Miteinander und Verantwortung
prägt aber Gesellschaft und Umwelt. Regionale
Wirtschaftskreisläufe sichern Arbeitsplätze durch
dezentrale Strukturen und sind das klassische Ar-
beitsfeld kleiner und mittelständischer Unternehmen
sowie einer aktiven Bürgergesellschaft.

Regionalisierung –
Chancen für den ländlichen Raum

Bundesweit wurden in den vergangenen Jahren
zahlreiche Regionalvermarktungsinitiativen gegrün-
det, die sich in ihren Regionen für die Vermarktung
regionaler Produkte einsetzen. Die Gründung der
Regionalvermarktungsinitiativen geht meist einher
mit dem Ziel, regionale Vermarktungsstrukturen zu
erhalten und wiederzubeleben, die heimischen Er-
zeuger und Verarbeiter zu stärken und dem wach-
senden Bedürfnis der Verbraucher nach Qualität
und Kenntnis der Herkunft der Produkte mit einem
glaubwürdigen Richtlinien- und Kontrollsystem zu
entsprechen.

Die Anzahl der Regionalvermarktungsinitiativen
steigt jährlich, bedingt durch die hohe Nachfrage
nach Regionalprodukten. In den letzten zehn
Jahren hat sich die Anzahl mehr als verdoppelt,
Tendenz steigend. Gab es im Jahr 1998 erst 182
Initiativen, hat sich die Anzahl dieser bis zum Jahr
2007 auf 400 gesteigert. Eine weitere Erhebung
ist nicht erfolgt, sodass man davon ausgehen
kann, dass aufgrund der rasanten Entwicklung
der letzten Jahre im Jahr 2011 eine noch höhere
Zahl besteht. Fachlich ist dies jedoch nicht nach-
weisbar, da keine aktuelle Datenbank existiert,
in der alle bestehenden Regionalvermarktungs-
initiativen erfasst sind.

Der Lebensmitteleinzelhandel (LEH) hat die
Chancen und die Umsatzstärke des Trends
„Regionalität“ erkannt und nutzt Regionalität
als marktwirtschaftliche Perspektive. Laut Aus-
sagen von Edeka Nordbayern-Sachsen-Thürin-
gen lag der Verkaufsanteil regionaler Produkte
im Jahr 2008 bei knapp 10 %. Zu hinterfragen
ist hierbei die Definition „Regionales Produkt“,
jedoch spiegelt die Zahl das Potenzial regio-
naler Produktvermarktung im Handel wider.

Der Bundesverband der Regionalbewegung
hat das Ziel definiert, einen Marktanteil regio-
naler Produkte von 25 % zu erreichen. Die
höheren Marktanteile erzeugen dann wiede-
rum positive Effekte für die Produzenten
(faire Preise), den Arbeitsmarkt (Arbeitsplätze
in Produktion, Verarbeitung und Verkauf), die
damit verbundenen Steuern und Abgaben
(die in der Region bleiben und nicht weltweit
verschoben werden) sowie die Verbesserun-
gen im Umweltbereich (durch kürzere Trans-
portwege).
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Was ist zu tun?

Eine der größten Anforderungen an die Ak-
teure und Entscheidungsträger ländlicher Ent-
wicklung wird es sein, eine nachhaltige wirt-
schaftliche Stabilität zu sichern und Arbeits-
plätze zu schaffen bzw. zu erhalten. Starke
und innovative mittelständische Strukturen,
eine differenzierte Landwirtschaft sowie sozial-
kulturell vielfältige ländliche Räume sind dabei
unabdingbare Voraussetzungen zukunftsfähiger
ländlicher Regionen.

Empfehlungen aus Sicht der Regionalbewegung

Umfangreiche Forschungen und langfristige Pro-
jekte im Bereich Regionalvermarktung zur genauen
Bestandsaufnahme sowie Potenzialanalysen

Programm zur Verdichtung von Verarbeitungs-
strukturen im ländlichen Raum durch innovative
Konzepte

Auflage eines Bundesprogramms „Regionalver-
marktung“ zur Förderung der Regionalvermark-
tungsinitiativen

Beispiele aus der Regionalvermarktung – Arbeitsplätze im ländlichen Raum

UNSER LAND

Die Regionalinitiative UNSER LAND bietet Produkte von
über 190 Erzeugern und 12 Verarbeitungsbetrieben in rund
800 Verkaufsstellen (Lebensmittelhandel, Fachhandel,
Dorf- und Hofläden) in 11 Landkreisen sowie den Groß-
städten Augsburg und München an. Neben dem Einsatz
eines hohen ehrenamtlichen Engagements entstanden
über 70 zumeist Teilzeitarbeitsplätze im Netzwerk. Nicht
berücksichtigt sind dabei die Arbeits- und Ausbildungs-
plätze, welche in erzeugenden und weiterverarbeiteten
Betrieben hinzukamen.

Feneberg

Die Feneberg Lebensmittel GmbH mit rund 100 Filialen
im Allgäu beschäftigt knapp 4 000 Mitarbeiter und verkauft
über die regionale Eigenmarke „Von Hier“ Bio-Produkte
von über 600 Bio-Bauernhöfen aus der Region, wodurch
das „Von Hier“-Programm über 500 Arbeitsplätze, bei einer
wissenschaftlich belegt positiven Öko-Bilanz des Unter-
nehmens, sichert.

Gutes vom See

In Zusammenhang mit der baden-württem-
bergischen Regionalinitiative Gutes vom See
stehen rund 1 700 Arbeitsplätze. Weiterhin
stellen die Erzeuger aktuell 120 Ausbildungs-
plätze zur Verfügung. Die Schaffung von Aus-
bildungs- und Arbeitsplätzen in diesem Be-
reich spielt für die Bodensee-Region ebenso
eine Rolle wie der wirtschaftlich nicht unbe-
deutende Faktor Tourismus.

Q-Regio

Das Franchise-Unternehmen Q-Regio ver-
marktet Lebensmittel und handwerkliche Er-
zeugnisse aus der Region in neun Hofläden
und Regionalläden in Berlin und Branden-
burg. Seit der Gründung des Unternehmens
im Jahr 2005 wurden rund 15 Arbeitsplätze
geschaffen.
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* Dipl. oec. Malte Obal und Dr. rer. pol. Jochen Stauder, selbstständige Berater für Kommunen und den Einzelhandel, info@netzwerk-handelsberater.de

Eine vielschichtige Versorgungsinfrastruktur ist je-
doch von existenzieller Bedeutung für die Zukunft
der ländlichen Räume. Sie ist wichtig, um älteren
und mobilitätseingeschränkten Menschen einen
möglichst langen und selbstbestimmten Zugang zu
grundlegenden Angeboten der Daseinsvorsorge zu
ermöglichen. Sie ist Voraussetzung, um die Dörfer
und Ortsteile für Junge und Familien attraktiv zu
halten. Sie hilft, einem städtebaulichen Verfall der
Orte wirksam Einhalt zu gebieten. Und sie bietet
Chancen für Beschäftigung – und zwar sowohl
unmittelbar in den Versorgungseinrichtungen
selbst, als auch mittelbar infolge einer Attrak-
tivitätssteigerung des Standortes.

Vielfältige Möglichkeiten der Beschäftigung

Da sie Ausgangs- und Kristallisationspunkt für ei-
nen gedeihlichen Entwicklungsprozess sein können,
rücken moderne Dorfladenkonzepte immer stärker
in den Blickpunkt des Interesses. Es reift die Er-
kenntnis, dass kleine wohnortnahe Läden in den
von einer Erosion der Versorgungseinrichtungen
besonders betroffenen ländlichen Räumen als Ini-
tialzünder für den Aufbau und Erhalt weiterer Ange-
botsstrukturen fungieren können.

Durch eine Integration unterschiedlicher Infrastruk-
turangebote werden moderne Dorfladenkonzepte
zur Jobmaschine. Sie schaffen nicht nur Voll- und
Teilzeitstellen im örtlichen Lebensmittelmarkt (un-
mittelbarer Effekt), sondern sichern oftmals auch die
Jobs in den noch verbliebenen Bäckerei- und Flei-
schereibetrieben oder kleineren Geschäftsstellen
der regionalen Kreditinstitute. Deren Rückzug aus
der Fläche würde ohne diese Ankerpunkte weiter
voranschreiten. Einige Dienstleistungen – die Bei-
spiele reichen von Schuhreparatur über Schneiderei

bis Wäscherei – kommen durch die modernen Dorf-
läden sogar wieder zurück in den Ort, manchmal in
Form von Annahmediensten (mittelbare Effekte).

Die Möglichkeiten der Beschäftigung, die durch
integrative Nahversorgungskonzepte ausgelöst
werden, sind so vielfältig wie die Ausprägungen
dörflicher Versorgung selbst. Der steigende Bedarf
an persönlichen Dienstleistungen ebnet den Weg
für zahlreiche neue Betätigungsfelder und eröffnet
berufliche Chancen auch in den ländlichen Räumen.
In die Nahversorgungszentren eingebundene Ser-
viceangebote der Kinder- und Seniorenbetreuung
oder der medizinischen und paramedizinischen Ver-
sorgung rücken vor dem Hintergrund der demogra-
fischen Herausforderungen besonders in den Vor-
dergrund. Junge und ältere, nicht zuletzt aber auch
beschäftigungslose Dorfbewohner, erhalten eine
Gelegenheit, sich in das Gemeinschaftsleben zu
integrieren – im Ehrenamt, als Angestellte oder als
Existenzgründer.

Die Bedeutung moderner Nahversorgungszentren
geht also weit über die Versorgung der Wohnbevöl-
kerung mit Gütern des täglichen Bedarfs hinaus. Ein
Wiederbeleben der dörflichen Versorgungsinfra-
strukturen wird aber nur dann von nachhaltigem
Erfolg sein, wenn

die dadurch neu entstandenen Arbeitsplätze
zusätzlich (sie also keine bestehenden Beschäf-
tigungsverhältnisse verdrängen) und von Dauer
sind und

mit dem so entstandenen wohnortbezogenen
Infrastrukturangebot gleichsam auch Standort-
faktoren für den Entwicklungs- und Wirtschafts-
raum insgesamt geschaffen werden.

Moderne Dorfläden als
Initialzünder für Jobs und mehr

Malte Obal und Dr. Jochen Stauder*

Ihr Ende schien längst besiegelt: Zu dünn wurde die Luft für die
Dorfläden auf dem Lande. In einer Wettbewerbslandschaft, die
von geräumigen Märkten an verkehrsorientierten Standorten
dominiert wird, galten die kleinen, oftmals engen und verwinkel-
ten Nachbarschaftsläden als die klaren Verlierer. Umsatz und
Ertrag sanken rapide, Betriebsnachfolger waren – auch deshalb –
meist nicht in Sicht.
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In der Vergangenheit wurde von Kommunen oft
versucht, sich mit „Schnellschüssen“ oder „Insel-
lösungen“ aus dem Abwärtssog zu lösen. Die er-
zielten Effekte waren jedoch meist nur von kurzer
Dauer. Gefordert sind vielmehr umfassende, inte-
grative und in die regionalen Strukturen eingebet-
tete Lösungsstrategien. Für die Entwicklung stand-
ortangepasster und zukunftsfähiger Grundversor-
gungkonzeptionen gibt es allerdings keinen Königs-
weg; sie müssen stets individuell entwickelt werden.
Doch die Mühe lohnt sich. Denn im Ergebnis ent-
steht ein regional verankertes Netzwerk unter-
schiedlichster Versorgungs- und Beschäftigungs-
angebote, das sich nicht nur positiv auf den Wirt-
schaftsstandort auswirkt, sondern auch Identität
und Zusammenhalt stiftet.

Nahversorgung durch Integrationsbetriebe

Der wieder erstarkte Heimatgedanke und ein neu-
es Wir-Gefühl scheinen Gründe zu sein, weshalb
sich in jüngerer Vergangenheit Qualifizierungs- und
Beschäftigungsgesellschaften sowie Integrations-
unternehmen verstärkt für den Betrieb von Lebens-
mittelmärkten in den ländlichen Räumen interessie-
ren. Ihr Engagement führt zu einer typischen Win-
win-Situation: Denn auch für die kommunalen
Akteure ist die Einbeziehung des gemeinnützigen
Sektors in die Überlegungen zur Stärkung oder zum
Wiederaufbau der dörflichen Versorgungsstrukturen
lohnenswert. Die Motive:

Den vom Arbeitsmarkt benachteiligten Mitmenschen
wird die Möglichkeit der Integration und Teilhabe an
der gesellschaftlichen Entwicklung gegeben.

Das Zusammenleben aller Gruppen in einer
kommunalen Gemeinschaft wird gefördert.

Die besondere Unterstützung von Integrationsbetrie-
ben eröffnet die Möglichkeit, zusätzliche finanzielle
Mittel in die Entwicklung vor Ort einzubringen.

Von modernen Nahversorgungskonzepten können
also beschäftigungswirksame Impulse ausgehen.
Neben infrastrukturerhaltenden Kopplungswirkungen
lösen sie oftmals weitere öffentliche und private Inves-
titionen aus, die ohne das Versorgungsnetzwerk am
Standort nicht getätigt worden wären. Die positiven
Effekte werden allerdings nur dann erreicht, wenn die
Einrichtungen systematisch entwickelt werden, mög-
lichst viele Nutzungsfunktionen vereinen und in die
regionalen Versorgungsstrukturen eingebunden sind.
Nur dann besteht auch die Chance, dass neu entstan-
dene Arbeitsplätze gleichzeitig zusätzliche Beschäf-
tigungsverhältnisse sind. Klassische Dorfladenkon-
zepte entfalten diese Wirkung vielfach nicht. Zwar
fordert der integrative Ansatz einen höheren Organi-
sationsaufwand. Doch der wird meist mit finanzieller
Unterstützung aus staatlichen und privaten Quellen
belohnt.

Beispiel einer wohnortnahen integrativen Versorgungseinrichtung in den ländlichen Räumen

Grafik: Obal/Stauder
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Jugendhaus Storchennest in Vorpommern:

Arbeitsplätze in der Jugendhilfe auf dem Land
Anke Ehrecke*

Der Verein „Jugendhaus Storchennest“ ist ein anerkannter freier Träger der Jugendhilfe im Land-
kreis Nordvorpommern, Mecklenburg-Vorpommern. Er wurde 1993 gegründet und engagiert sich
in der Regionalentwicklung. Durch den Verein wurden in der sehr strukturschwachen Region etwa
80 Arbeitsplätze in verschiedenen Bereichen geschaffen.

* Anke Ehrecke, Geschäftsführerin Storchennest, Niepars (bei Stralsund), Tel. (038321) 60324. verein@jugendhaus-storchennest.de,
www.jugendhaus-storchennest.de

Das Leitmotiv des Vereins ist, die negativen Aus-
wirkungen des stetigen Wandels in Gesellschaft,
Wirtschaft, Politik, Kultur und Moral auf den Einzel-
nen abzumildern sowie direkt und indirekt an der
Verbesserung der Lebensbedingungen der Men-
schen im ländlichen Raum gestaltend mitzuwirken.
Dabei steht die fachliche Auffassung, dass sich
Unterstützungsangebote auf vorhandene Selbst-
hilfekräfte richten müssen, im Vordergrund; so ge-
sehen sind die angebotenen Hilfen als Dienstleis-
tungen zu verstehen, die sich nach dem Bedarf und
der gesellschaftlichen Stellung des Nutzers richten.
Um die Zusammenarbeit und den fachlichen Aus-
tausch mit anderen Institutionen im Bereich der
erzieherischen Hilfen wahrnehmen zu können, ist
der Verein Mitglied in der „Internationalen Gesell-
schaft für Erziehungshilfen (IGFH)“.

Die Palette der Angebotsformen ist weit reichend
und wird in einem hohen Maße über Jugendhilfe-
trägerformulierungen bedarfsgerecht aufbereitet.
Aus seinem Selbstverständnis heraus engagiert sich
der Träger im Landkreis Nordvorpommern in den
Bereichen Jugend- und Schulsozialarbeit, Kinderta-
gesstätten, offene Jugendarbeit, ambulante und
stationäre Erziehungshilfe, pädagogischer Erlebnis-
tourismus, Berufsfrühorientierung, Förderung von
jungen Menschen mit sozialen Benachteiligungen
und individuellen Beeinträchtigungen, Fachkräfte-
förderung, Schul- und Ausbildungsabsolventen zur
Fachkräftesicherung, Generationenprojekten und
Haltemaßnahmen. Außerdem setzt er sich für inter-
kulturelle Jugendarbeit, Jugendtourismus sowie
Jugendkultur ein und arbeitet in Aktionsgruppen,
Wirtschaftsforen, Vorständen, Ausschüssen und
Beiräten vor Ort mit.

Betreuung und Qualifizierung
von Jugendlichen

Das Jugendhaus „Storchennest“ als Jugendhilfe-
träger versteht sich mit seinen fest angestellten
Erzieher/-innen und Sozialpädagog/-innen, Sozial-
therapeut/-innen, Sozialmanager/-innen als inno-
vativer Regionalentwickler und darüber hinaus als
„Kaderschmiede“ für berufsbegleitendende Qualifi-
kation. Die Entwicklung des Jugendhilfeträgers ist in
den letzten Jahren, trotz zeitweise schwieriger Be-
dingungen, durch ein außergewöhnliches Maß an
Identifikation der Mitarbeiter/-innen mit der Arbeit
und der Jugendhilfelandschaft gekennzeichnet.
Trotz eines durch Sparzwänge gekennzeichneten
Umfeldes wurden zahlreiche Projekte durchgeführt:

die Standortverlegung und der Ausbau von zwei
Fachwerkscheunen im Rahmen des Leader+
Programms,

die Vermittlung von mehrfach benachteiligten
Jugendlichen in Ausbildung über die Kompetenz-
agentur „Chance“,

das Berufsorientierungsprojekt „Erste Schwelle“,

das generationenübergreifende Projekt „Mehr-
generationenhaus“,

den Aufbau einer touristischen Erlebnisroute,

Internationale workcamps – Austausch mit Ju-
gendlichen aus Japan, Südkorea, Türkei, Frank-
reich, China, Deutschland,

die Schülerfirma „Greenhorn“,

die Schülerfirma „Pausenversorgung“,
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viele Kleinprojekte im Rahmen von bis zu
10 000 €, wie z. B. Slawenlager, Steinzeitlager,
Winterfreizeiten, archäologische Projekte,
Schülerseminare, Jugendgruppenleiteraus-
bildungen, Klassensprecherseminare, histo-
rischer Modellbau,

die Errichtung historischer Handwerksstätten
„Minimanufaktur“.

Die Idee der „Minimanufaktur“ ist aus vorangegan-
gen Projekten mit Kindern und Jugendlichen ent-
standen und wird für die Region Parow, einen Vorort
von Stralsund, initiiert und aufgearbeitet. Durch die
aktive Teilnahme der Kinder und Jugendlichen an
den nachfolgend beschriebenen Angeboten erhalten
diese Kenntnisse und Fertigkeiten in verschiedenen
Bereichen:

Altertümliches Handwerk

Aufarbeitung von Kultur, Geschichte und Traditio-
nen der Region für touristische Angebote

Selbsttätiges Erleben einzigartiger Handwerke

Touristische Vermarktung von Produkten

Geschichte zum Anfassen

Das Gebäudeensemble der ehemaligen Gutsan-
lage von Friedrich Freiherr von Langen bildet als
geschichtsträchtiger Standort die Grundlage für die
Errichtung und den Betrieb einer Minimanufaktur.
Hier wird ein Experimentierfeld für Jugendliche, In-
teressierte, Geschichts- und Erlebnishungrige sowie
Besucher/-innen mit den Schwerpunktbereichen
Schmiede, Pommernatelier und Pommernküche
entstehen. Gerade der Kunst- und Kreativbereich ist
einer der ersten Zugangswege zur Förderung von
Interesse, da es auch im täglichen Gebrauch stark
in der Erlebniswelt der Kinder, Jugendlichen und
anderen Interessierten integriert ist, ob nun als
selbsttätig Seiender oder Betrachtender.

Folgende Schwerpunkte werden von Jugendlichen
für Kinder und Jugendliche, Besucher/-innen und
Interessierte wie folgt ausgerichtet:

Handwerkskunst
Schmiede und Schlosserei am offenen Schmiede-
ofen – z. B. Hufschmiede, Kunstschmiede usw.
Stellmacherei – Aufbau von Pferdekutschen,
Drechselarbeiten,
Lehmbau, Backsteinherstellung, regionale
Bautraditionen

Pommernatelier
Herstellung von einfachen Musikinstrumenten
Malerei, Korbflechterei, Töpferei u. ä.

Pommernküche
Brot und Backwaren aus dem Lehmbackofen,
Herstellung, Verbrauch und Verarbeitung hei-
mischer und pommerscher Gartenprodukte,
Mittagsversorgung der Kinder und Jugendlichen

Kinder und Jugendliche werden in den jeweiligen
Handwerkseinrichtungen arbeiten. Ihnen werden
Techniken und Traditionen nahe gebracht, was zum
Einen ihr Geschichtsbewusstsein, zum Anderen
aber primär das Erlernen von Kompetenzen im
Dienstleistungs- und Besuchermanagement fördert.

Fazit
Viele der Projekte sind nicht nur zeitlich begrenzt,

sondern werden durch die Dynamik der Akteure mit
dem Interesse an Beteiligung regionaler Entwicklung
im Sinne von Mitbestimmung von Mikrosystemen
auf Nachhaltigkeit angelegt. Insbesondere im länd-
lichen strukturschwachen Raum haben Systemver-
ständnis und Systemkultur einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die wirtschaftliche Entwicklung und damit
auch auf die Schaffung von Arbeitsplätzen.



80

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Handwerk und Dienstleistungen

Arbeitsplätze in der Hauswirtschaft
Gisela Miethaner*

Hauswirtschaft gilt als kleinste Einheit unserer Volkswirtschaft und ist somit Grund-
lage für unsere Gesellschaft. Niemand kommt ohne hauswirtschaftliche Leistungen
aus. Arbeitsplätze in der Hauswirtschaft sind auch im ländlichen Raum in zweierlei
Hinsicht von Bedeutung: Zum einen bieten sie Frauen die Möglichkeit, vor Ort eine
bezahlte Arbeit aufzunehmen und somit die Chance, Beruf und Familie unter einen
Hut zu bringen. Zum anderen halten diese Arbeitskräfte eine Infrastruktur an haus-
wirtschaftlichen Leistungen, z. B. für Doppelverdiener und Senioren, vor. Dadurch
ist der ländliche Raum auch für Familien, Paare und Senioren als Wohnort attraktiv.

* Ministerialrätin Gisela Miethaner, Dipl. oec. troph. (uni), Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, München,
Tel. (089) 2182-2329, gisela.miethaner@stmelf.bayern.de, Vorsitzende des bundesweiten Arbeitskreises der zuständigen Stellen der Berufsbildung

Nach Schätzungen des statisti-
schen Bundesamtes wird die Zahl
der älteren Menschen über 60
Jahre bis 2050 um 48 % zuneh-
men, die Zahl der über 80-jähri-
gen wird sich bis 2050 verdrei-
fachen und die Zahl der Pflege-
bedürftigen steigt von 2002 bis
2030 auf etwa 40 %. Aufgrund
steigender Frauenerwerbstätig-
keit sinkt die Zahl der „pflegen-
den Töchter“. Zukünftig wird auch
ein Mangel an derzeit noch als
Ungelernte in der Hauswirtschaft
eingesetzten Personen (z. B. in
Senioreneinrichtungen, Kranken-
häusern usw.) auftreten. Ab dem
Jahr 2020 beträgt die Gruppe der
20 - 60-Jährigen, die Gruppe, die
dem Arbeitsmarkt zur Verfügung
steht, nur noch 47 bis 49 % der
Gesamtbevölkerung.

Am Beispiel Bayerns lässt sich
die Fachkräftesituation der Wirt-
schaft darstellen: Bis 2030 fehlen
im Freistaat 1,1 Mio. Arbeitskräf-
te. Deswegen wird eine vermehr-
te Berufstätigkeit von Frauen
auch in der Familienphase gefor-
dert. Zudem weist Bayern bun-
desweit die höchste Frauen-
erwerbsquote von 41,2 % auf.
Damit verbunden ist zunehmend
eine Verlagerung der Versorgung
von Kindern heraus aus der
Familie hin zu Kindertagesstät-
ten, Kinderhorten und Ganztags-
schulen. Eine weitere Folge ist

die Doppelberufstätigkeit in Fami-
lien und die steigende Anzahl an
Singlehaushalten. Diese fragen
qualitativ hochwertige haus-
wirtschaftliche Leistungen nach.
Da jedoch in vielen Familien
hauswirtschaftliche Kompetenz
fehlt (kein Generationenaus-
tausch), in manchen Haushalten
zudem die finanziellen Mittel
fehlen, geraten immer mehr Fa-
milien in schwierige Situationen.
Fehlernährung, Überschuldung
und massive Auswirkungen auf
die Entwicklung der Kinder kön-
nen die Folgen sein. Im Folgen-
den werden die Konsequenzen
und Perspektiven dargestellt, die
sich daraus für Arbeitsplätze in
der Hauswirtschaft – auch im
ländlichen Raum – ergeben.

Steigender Bedarf und viel-
fältige Einsatzmöglichkeiten

Wir werden einen steigenden
Bedarf an hauswirtschaftlichen
Fachkräften in Großhaushalten
(hauswirtschaftlichen Betrieben),
z. B. in Senioreneinrichtungen,
Kindertagesstätten und Ganz-
tagsschulen verzeichnen. Diese
Einrichtungen können ihre ver-
antwortungsvollen Aufgaben in
der Betreuung und Versorgung
von Personen nur dann erfüllen,
wenn neben einer kompetenten
Pflege bzw. pädagogischen
Betreuung auch die Alltagsstruk-

turierung und hauswirtschaftlichen
Leistungen von hauswirtschaftli-
chen Fach- und Führungskräften
erbracht werden. Die neuen
Wohnformen für Senioren, z. B.
in Hausgemeinschaften, egal ob
stationär oder ambulant, fordern
geradezu hauswirtschaftliche
Kompetenzen. Diese rücken eine
bewohnerorientierte aktivierende
Alltags- und Lebensweltgestal-
tung in den Mittelpunkt. Hierbei
müssen Pflege- und Hauswirt-
schaftsprofession noch mehr
aufeinander zugehen, sich ab-
stimmen und zusammenarbeiten.
Zukünftig wird das gute Zusam-
menspiel von Pflege und Haus-
wirtschaft den Pflegeeinrichtun-
gen auch als Marketinginstrument
dienen. Nicht vergessen werden
darf an dieser Stelle auch der
Einsatz von hauswirtschaftlichen
Fachkräften in der Behinderten-
arbeit. Nach Prof. Dr. Uta Meier-
Gräwe, Justus-Liebig-Universität
Gießen, sind professionelle haus-
wirtschaftliche Dienstleistungen in
sozialen Einrichtungen überhaupt
erst die Voraussetzung für erfolg-
reiches pädagogisches, thera-
peutisches oder pflegerisches
Arbeiten.

Auch der Privathaushalt ist
ein interessanter Arbeitsplatz für
hauswirtschaftliche Fach- und
Führungskräfte. Doppelverdiener,
Haushalte mit gehobenen An-
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sprüchen, aber auch Single- oder
Seniorenhaushalte zählen zu den
Arbeitgebern. Hier werden auch
finanziell interessante Angebote
unterbreitet. Voraussetzung da-
bei ist, dass die Ansprüche der
Arbeitgeber erfüllt werden und
Mobilität und Flexibilität, sowohl
räumlich als auch zeitlich, gezeigt
wird. Für diesen Bereich kann
eine Tätigkeit in Selbstständig-
keit, als Angestellte in einem
hauswirtschaftlichen Fachservice
(in Bayern gibt es derzeit ca. 100
hauswirtschaftliche Fachservices

mit ca. 1 200 Arbeitskräften; wei-
tere Hauswirtschafterinnen oder
Meisterinnen werden dringend
gesucht) oder als Angestellte di-
rekt in einem Haushalt Zukunfts-
perspektiven bieten. Teilzeitbe-
schäftigung und Arbeitsplätze vor
Ort, auch in ländlichen Regionen,
lassen Raum für die eigene Fa-
milie.

Der Privathaushalt bietet auch
unter anderen Vorzeichen einen
Arbeitsplatz. Die zunehmende
Anzahl von Familien in schwieri-

gen Situationen signalisiert man-
gelnde hauswirtschaftliche Alltags-
kompetenz. Professionelle Unter-
stützung erfahren solche Familien
z. B. durch Meisterinnen, die sie
begleiten, die ihnen helfen, ihren
Haushalt zu strukturieren und die
hauswirtschaftliche Grundlagen
vermitteln. Als Arbeitgeber treten
hier z. B. die Jugendämter der
Städte und Kommunen auf. Für
diesen Aufgabenbereich sind
Schlüsselqualifikationen, Einfüh-
lungsvermögen und Zusatzquali-
fikationen gefordert.

Heidi Rechthaler lebt zusammen mit ihrem zukünf-
tigen Ehemann und dessen Eltern auf einem Hof in
Königsdorf, 50 km südlich von München. Neben der
Landwirtschaft betreibt die Familie einen Hofladen
mit einer breiten Palette selbst erzeugter Lebensmit-
tel. In der hofeigenen Käserei und Metzgerei werden
die frischen Hoferzeugnisse verarbeitet.

Nach ihrer Ausbildung zur Metzgereifachverkäu-
ferin, besuchte Heidi Rechthaler aus Interesse an
der ländlichen Hauswirtschaft den einsemestrigen
Studiengang und legte später die Gesellenprüfung
ab. Um weitere hauswirtschaftliche Kenntnisse zu
bekommen und ausbilden zu können, entschloss
sie sich, auch die Meisterinnenprüfung zu absol-
vieren. Während dieser Zeit wurde auf dem Hof
nach einer personellen Verstärkung gesucht. Da
Heidi Rechthaler die landwirtschaftliche Arbeit schon
immer gefiel und sie selbst eine berufliche Verän-
derung anstrebte, fing sie neben ihrer Festanstel-
lung an, auf dem landwirtschaftlichen Betrieb aus-
zuhelfen.

Seit zwei Jahren ist sie auf dem Hof voll beschäf-
tigt, womit sie sehr zufrieden ist, u. a. weil sie feste
Arbeitsbereiche hat und sich ihre Arbeit selbst

einteilen kann. Etwa 80 % ihrer Arbeitszeit benötigt
sie für die Hofkäserei, in der sie zusammen mit
ihren Schwiegereltern arbeitet. Darüber hinaus
betreibt sie zusammen mit der Schwiegermutter
den Hofladen, der an den Wochenenden geöffnet
hat. Gemeinsam mit ihrem zukünftigen Ehemann
ist sie für die Legehennenhaltung (Freiland) zu-
ständig. Er ist auch derjenige, mit dem sie die
Zubereitung neuer küchenfertiger Produkte plant.

In den Hofladen, in dem in erster Linie Eier,
Holzofenbauernbrot und selbst gemachte Wurst
verkauft werden, kommen vor allem Stammkun-
den, die über „Mund zu Mund Propaganda“ von
dessen Existenz erfahren haben. Hinzu kommt
ein wenig Laufkundschaft, z. T. Touristen, und die
Vermarktung von Brot, Käse und Eiern an den
Dorfladen vor Ort.

Bei ihrer Arbeit hilft Heidi Rechthaler das wäh-
rend ihrer hauswirtschaftlichen Ausbildung Gelern-
te, vor allem rationelles Arbeiten, eine gute Orga-
nisation, die Anwendung des Hygienekonzeptes
(HACCP) und die Herstellung qualitativ hochwerti-
ger küchenfertiger Produkte, aber auch der Um-
gang mit (fremden) Kindern.     Melanie Sommer

Verarbeitung und Verkauf hofeigener Produkte
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Der landwirtschaftliche Unter-
nehmerhaushalt mit den ver-
schiedensten Einkommensalter-
nativen wie z. B. Direktvermark-
tung, Urlaub auf dem Bauernhof,
Erlebnisorientierte Angebote wie
„Lernort Bauernhof“ oder „Schüler
auf dem Bauernhof“ funktioniert
auf der Basis von hauswirtschaft-
licher Fachkompetenz. Hier kön-
nen tüchtige Fachkräfte als selbst-
ständige Unternehmerinnen im
Schmankerlservice, in der Gas-
tronomie oder in Erlebnis- und
Bildungsangeboten Fuß fassen.

Als Multiplikatoren und
Beratungskräfte in z. B. Fami-
lienbildungsprogrammen, in vor-
schulischen und schulischen
Ganztagskonzepten gewinnt
hauswirtschaftliche Kompetenz
zunehmend an Bedeutung. Die
Betreuung und Beschäftigung
von Kindern, aber auch deren
ernährungsphysiologisch sinn-
volle Verpflegung, stehen hier
im Vordergrund.

Auch der Hotel- und Gaststät-
tenbereich zeigt zunehmend
Interesse an hauswirtschaftlichen
Fachkräften, da diese flexibel,
übergreifend einzusetzen sind
und neben den Inhalten aus dem
HOGA-Bereich zudem z. B.
Garten, Zimmerpflanzen und
Wäscherei abdecken können.

Gute Berufschancen
für Hauswirtschaftliche
Führungskräfte

Zusammenfassend kann fest-
gestellt werden: Hauswirtschaft-
liche Führungskräfte wie die
Hauswirtschaftliche Betriebslei-
terin, die Technikerin, die Meis-
terin, die Fachhauswirtschafterin
und die Dorfhelferin haben gute
Berufschancen, da durch die o. g.
Entwicklungen zunehmend mehr
Arbeitsplätze entstehen. Diese

Führungskräfte finden gute An-
stellungen oder können sich als
selbstständige Unternehmerinnen
ein gutes Einkommen erwirtschaf-
ten. Mitarbeiterinnen mit der Aus-
bildung zur Hauswirtschaft haben
derzeit noch größere Schwierig-
keiten, einen Arbeitsplatz zu fin-
den, da hier oft Ungelernte als
billige Arbeitskräfte, von Arbeit-
gebern bevorzugt werden.

Prognos und das Institut der
deutschen Wirtschaft Köln e.V.
(2008) machen zu dieser The-
matik einige Aussagen:

Bei günstigen Rahmenbedin-
gungen könnten im Bereich
der familienunterstützenden
Dienstleistungen in naher
Zukunft bundesweit 300 000
Arbeitsplätze entstehen.

Gegenwärtig erbringen in
3,8 Mio. Haushalten rund
1,3 Mio. legal Beschäftigte
haushaltsnahe Dienstleis-
tungen.

Zwei Drittel der Arbeit wird im
Haupterwerb – meist in der
Pflege älterer Menschen –
erbracht.

Von den in diesem Beschäfti-
gungssegment Haupterwerbs-
tätigen sind 18 % geringfügig
beschäftigt, d. h. dreimal so
häufig wie in anderen Berufs-
feldern.

Das Nachfragepotenzial nach
Haushalts- und Putzhilfen liegt
in Deutschland bei 36 %, die
Qualität wird bemängelt – von
denen, die bereits Erfahrungen
gemacht haben, halten es
72 % für schwierig, eine gute
Haushaltshilfe zu bekommen.

Ableiten lässt sich daraus: Füh-
rungskräfte finden Arbeitsplätze,
Niedriglohnkräfte ebenso, proble-

matisch ist der Einsatz und die
Bezahlung von Hauswirtschafte-
rinnen. Nicht vergessen werden
darf auch, dass sich der Arbeits-
markt in den einzelnen Bundes-
ländern sehr unterschiedlich ent-
wickelt. Der Privathaushalt ist als
Arbeitsmarkt wohl in noch weni-
gen Bundesländern wie z. B.
Bayern oder Niedersachsen für
die Hauswirtschaft attraktiv. Der
Großhaushalt scheint in Baden-
Württemberg der Arbeitsplatz zu
sein. Von der Bundesagentur für
Arbeit, Regionaldirektion Bayern,
wird seit 1999 eine deutliche Zu-
nahme der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in den
hauswirtschaftlichen Berufen um
11 % beobachtet, und der Trend
setzt sich weiter fort. Es darf je-
doch nicht verschwiegen werden,
dass dennoch die Bereitschaft,
hauswirtschaftliche Leistungen
entsprechend zu bezahlen,
gering ist.

Attraktive Berufsbezeich-
nung notwendig

Daraus entstanden Diskussio-
nen zur Zukunft der Hauswirt-
schaft, zur Zukunft der hauswirt-
schaftlichen Bildung. Als Konse-
quenz ist für mich abzuleiten,
dass eine Novellierung der beste-
henden Ausbildungsverordnung
zum/zur Hauswirtschafter/-in
vorgenommen werden muss.
Dabei sollten durch sog. Wahl-
qualifikationen im dritten Aus-
bildungsjahr die Schwerpunkte
der Einsatzgebiete auf dem
Arbeitsmarkt abgebildet werden.
Diese könnten z. B. der Hotel-
und Gaststättenbereich, der
Großhaushalt, der Privathaushalt
und der landwirtschaftliche Unter-
nehmerhaushalt sowie der Ein-
satz im Sozialbereich sein. Eine
attraktive Berufsbezeichnung ist
für junge Menschen dabei zwin-
gend notwendig, um deren Inte-
resse an diesem vielfältigen
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Beruf mit vielen Weiterbildungs-
möglichkeiten zu wecken. Eine
von den verantwortlichen Bun-
desministerien in Auftrag gege-
bene Arbeitsmarktstudie und eine
Bedarfsstudie, die in Bayern in
Planung ist, sollen Aufschluss
über die Anforderungen an haus-
wirtschaftliche Fachkräfte und
deren Einsatzgebiete geben.

Eine bayerische Besonderheit als Beitrag zu lebenslangem Lernen:

Frauen mit einem außerhauswirtschaftlichen Berufsabschluss besuchen den
einsemestrigen Studiengang der Abteilung Hauswirtschaft überwiegend in
Teilzeit. Diese Weiterbildung, oft während oder nach der Familienphase,
bringt eine Vielzahl von neuen Unternehmen auf hauswirtschaftlicher Basis
oder in Kombination mit Hauswirtschaft, vor allem auf landwirtschaftlichen
Betrieben, auf den Weg.

Katharina Lang lebt und arbeitet in der länd-
lich geprägten Region Rottach-Egern, ca. 50 km
südlich von München. Die 27-jährige examinier-
te Krankenschwester wuchs in der 5 500-See-
len-Gemeinde auf und war als Krankenschwes-
ter in einer Rehaklinik tätig, bis sie sich 2007
dazu entschloss, an einer halbjährigen Haus-
wirtschaftsausbildung teilzunehmen. Da ihr der
Schichtdienst im Krankenhaus auf Dauer nicht
gefiel, plante sie, sich als Einzelunternehmerin
mit einem exklusiven Angebot für private Haus-
halte – Krankenpflege, Senioren-/Kinderbetreu-
ung und hauswirtschaftliche Dienstleistungen –
selbstständig zu machen. Hiervon versprach sie
sich Unabhängigkeit, angenehmere Arbeitszei-
ten sowie einen abwechslungsreichen Arbeits-
alltag. Bestärkt durch Familie und Freund ließ
sie sich bei der IHK in München ausführlich
beraten und bekam über das Arbeitsamt einen
Gründerzuschuss.

Seit nunmehr drei Jahren führt Katharina Lang
ihr Unternehmen, bei dem sie auf ihre Kompe-
tenzen als Krankenschwester und staatlich ge-
prüfte Hauswirtschafterin zurückgreifen kann.

Durch ihre vielseitige Qualifikation kann sie eine
besonders umfangreiche Betreuung anbieten,
z. B. die Unterstützung und Entlastung von
pflegenden Angehörigen. Neben Einkauf, Ko-
chen, Vorratshaltung und Wäschepflege über-
nimmt sie bei Senioren die Begleitung zu
Ärzten, Erledigungen wie Bank-, Post- und
Büchereibesuche, geht mit ihnen spazieren
oder liest ihnen vor. Bei der Kinderbetreuung
bietet sie Kochen, Fahrdienste, Vorlesen und
Spielen sowie die Kombination mit hauswirt-
schaftlichen Dienstleistungen (Putzen etc.) an.
Der Einstieg in die Selbstständigkeit verlief für
sie überraschend unproblematisch. Als einzige
Hürde sieht sie den Schritt von der Angestell-
tentätigkeit in die Selbstständigkeit. Ihren Kun-
denkreis baute sie vor allem in der Anfangszeit
durch Anzeigen in regionalen Zeitungen sowie
das Verteilen von Visitenkarten und Flyern auf.
Als beste Werbung sieht sie die Mund-zu-Mund-
Propaganda an, da sich eine hohe Arbeitsquali-
tät und eine große Zufriedenheit der Kunden
schnell herumsprechen. Dementsprechend ver-
sorgt sie überwiegend Stammkunden.

  Freya Neumann

Exklusive Pflege und hauswirtschaftliche Dienstleistungen
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* Sigrid Michelfelder, Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg, Referat 29 - Frauen, Familie und Beruf, Stuttgart,
Tel. (0711) 126 2098, sigrid.michelfelder@mlr.bwl.de

Frauen müssen bei der Exis-
tenzgründung höhere Hürden
überwinden, beispielsweise bei
der Kreditaufnahme. Während
der Phase der Kindererziehung
haben es Frauen oft schwerer als
Männer, Gründungskapital anzu-
sparen, Geschäftskontakte zu
knüpfen und sich unternehmeri-
sches Know-how anzueignen.
Und Frauen gründen ihre Unter-
nehmen vorsichtiger und kleiner.
Durch gezielte, über IMF geför-
derte Maßnahmen kann dieser
Benachteiligung von Frauen
wirksam begegnet werden.

Es gibt drei Arten von Zuwen-
dungsempfängerinnen: Zum einen
sind dies Existenzgründerinnen
oder Frauen die ihr Kleinunter-
nehmen im ländlichen Raum er-
weitern möchten – als Einzelper-
son oder als Kooperation von
Frauen. Zum zweiten können
Netzwerkorganisationen und als
Drittes auch Träger von Qualifi-
zierungsmaßnahmen eine ent-
sprechende Förderung bean-
tragen.

Qualifizierung und
Netzwerkgründung

Die Geschichte der Projekt-
förderung über das Programm
IMF zeigt durchweg eine positive
Bilanz. Die erfolgreichen Förder-

maßnahmen und insbesondere
die hieraus resultierenden positi-
ven Arbeitsplatzeffekte für den
ländlichen Raum haben das Land
veranlasst, auch in der Förderpe-
riode 2007 - 2013 Frauen im länd-
lichen Raum spezifisch zu för-
dern. 2011 wurde das Förder-
spektrum erweitert. Als Ergebnis
einer Evaluation des bislang Er-
reichten wurden Unternehmens-
erweiterungen von Frauen im
ländlichen Raum in den Förder-
katalog aufgenommen. In der
Förderperiode 2007 - 2013 konn-
ten bislang 53 verschiedene
Qualifizierungsprojekte, 13 Netz-
werkgründungen und fünf Exis-
tenzgründungen gefördert wer-
den. Alle Projekte wurden im
Rahmen der Halbzeitbewertung
durch das Institut für ländliche
Strukturforschung (ifls), Frankfurt,
auf ihre Arbeitsplatzeffekte hin
ausgewertet.

Marktlücken werden
erschlossen

Außerdem hat Stefanie Zinßer
im Rahmen ihrer Bachelorarbeit
an der Hochschule für Verwaltung
und Finanzen Ludwigsburg im
Auftrag des Ministeriums für
Ländlichen Raum und Verbrau-
cherschutz Baden-Württemberg
die Langzeitarbeitsplatzeffekte
von sechs Existenzgründerinnen

(von insgesamt 24) der Förder-
periode 2000 - 2006 untersucht.
Jede dieser Existenzgründerin-
nen hat mit ihrem Unternehmen
eine regionale Marktlücke er-
schlossen. Als Indikator für die
Unternehmensentwicklung wurde
der Beitrag zur Schaffung von
Arbeitsplätzen bewertet. Insge-
samt haben die sechs Gründe-
rinnen 63 Arbeitsplätze für Frau-
en im ländlichen Raum geschaf-
fen. Die Unternehmerinnen sehen
die bereits vorhandenen Arbeits-
plätze als gesichert an. Zusätzlich
sehen sie Bedarf an ca. zehn wei-
teren Stellen im laufenden Jahr,
die sie zu schaffen gedenken.

Die Evaluation hat gezeigt, dass
die Strategie des Programms,
Vorhaben mit kleinen Investitions-
summen und Teilzeitexistenz-
gründungen zu Beginn der Grün-
dungsphase zu fördern, aufging.
Fünf Jahre nach Gründung haben
die geförderten Kleinunternehme-
rinnen zu einer nachhaltigen Ver-
besserung der Einkommens- und
Beschäftigungssituation von Frau-
en im ländlichen Raum beigetra-
gen und stehen auf wirtschaftlich
stabilen Beinen. Die Bewertung
des Arbeitsplatzeffektes ist zu
Beginn einer Existenzgründung
noch schwierig, erst im Laufe der
Zeit stellen die Unternehmerin-
nen weitere Arbeitskräfte ein. Die

Förderprogramm verbessert Einkommens-
und Beschäftigungssituation von Frauen

im Ländlichen Raum
Sigrid Michelfelder*

Seit 2000 gibt es in Baden-Württemberg das Förderprogramm „Innovative Maßnah-
men für Frauen im Ländlichen Raum“ (IMF). Die Erkenntnis, dass die spezifischen
Problemstellungen von Frauen in der Zielsetzung anderer Förderprogramme keine
Berücksichtigung finden, ließ dieses Frauenförderprogramm in Baden-Württemberg
entstehen. Für das von der EU mitfinanzierte Programm stehen bis 2013 landesweit
jährlich 800 000 € zur Verfügung. Ziel des Programms ist, die Einkommens- und
Beschäftigungssituation von Frauen und deren Chancengleichheit zu verbessern.
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Gründung und Aufbauphase ver-
läuft vorsichtiger, als bei den
meisten männlichen Existenz-
gründern.

Arbeitsmarkteffekte
durch Förderung
kleinerer Vorhaben

Bei den Netzwerken, die eben-
falls über das Programm geför-
dert werden, können direkte Ar-
beitsplatzeffekte bereits zu Be-
ginn erkennbar sein. Die Auswer-
tung von sechs gegründeten
Netzwerken ergab, dass diese in
der Summe die Schaffung von
27,85 Vollzeitarbeitsplätzen an-
streben. Zwei Drittel der Arbeits-
plätze wurden im Bereich Touris-
mus geschaffen. Bei einem Groß-
teil der Arbeitsplätze handelt es
sich um Teilzeitarbeitsplätze.
Diese Arbeitsform ist besonders
geeignet, um dem Anspruch der
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf Rechnung zu tragen.

Mit den Netzwerkgründungen
konnten je nach Charakter breite
Netzwerke initiiert werden, die die
beteiligten Unternehmerinnen in
die Lage versetzen, bessere Pro-
dukte anzubieten und effektiver
und effizienter zu wirtschaften.
Damit wird auch die Vorausset-
zung geschaffen, dass zukünftig

mehr Frauen erfolgreich Unterneh-
mungen gründen und betreiben.

Im Laufe der jetzigen Förder-
periode zeigte sich, dass Frauen
nicht nur Unterstützung brauchen,
um ihr Unternehmen aufzubauen,
sondern auch, dass Frauen sich
lieber die Verantwortung teilen,
weshalb seit 2007 vermehrt Netz-
werkgründungen erfolgten. Bei-
spielhaft hierfür ist das Netzwerk

Ostalb Alltagslichtblick. Hier hat
eine Gruppe von 15 Frauen ein
Netzwerk gegründet, welches als
Koordinierungsstelle für die haus-
wirtschaftlichen Dienstleistungs-
angebote der Frauen fungiert.

Das Netzwerk „Zopf – Zielorien-
tierte Prozessförderung“ hat das
Ziel, den Aufbau und die Veran-
kerung von regionalen Netzwer-

ken für Frauen im ländlichen
Raum zu fördern und zu unter-
stützen, um ihnen eine gute
Chance zu bieten, sich als
Selbstständige auf dem Markt
zu platzieren und Geschäfts-
ideen zu realisieren. In diesem
Projekt wurden bislang vier
weitere Netzwerke zur Bünde-
lung gemeinsamer Interessen
und Ziele installiert. Ein anderes
gefördertes Netzwerk ist der
„Bauerngarten- und Wildkräuter-
land Baden e.V.“, in welchem
sich Bäuerinnen mit Gärten-
und Kräuterpädagoginnen
zusammengeschlossen haben,
um ihre Dienstleistungen inner-
halb und außerhalb der Region
gemeinsam zu vermarkten.
Derzeit gibt es 13 Netzwerke,
die über IMF gefördert wurden.

Auch in der nächsten Förder-
periode ab 2014 bedarf es einer
gezielten Förderung von Frauen
im ländlichen Raum. Bedingt
durch ihre Mehrfachrolle als
Familienfrau und Unternehmerin
bzw. Arbeitnehmerin braucht es
Programme, die auf die spezifi-
schen Problemlagen von Frauen
eingehen können. Es bleibt zu
wünschen, dass die Europäische
Kommission dies in die Legisla-
tivvorschläge einfließen lassen
wird.

Kochteam Netzwerk Gaienhofen
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Netzwerk „Hilfe von Haus zu Haus“ hat Vorreiterfunktion
Ein Projekt, das viele Nachahmer gefunden hat, wurde 2003 von Maria Hensler auf den Weg ge-
bracht: Hilfe von Haus zu Haus e.V. Durch ihre Initiative entstand ein breites Netzwerk aus katho-
lischer Landfrauenbewegung, der katholischen und evangelischen Kirche vor Ort sowie den Ge-
meinden Gaienhofen und Horn, das sich für das gemeinsame Ziel zusammenfand. Finanzielle
Unterstützung kam vom Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württem-
berg und der Europäischen Union über das Programm „Innovative Maßnahmen für Frauen im Länd-
lichen Raum“. Vier Jahre nach Gründung schlossen sich weitere Gemeinden dem Netzwerk an.

Ziel des Netzwerkes war und ist
die Betreuung und Versorgung
älterer, kranker, hilfsbedürftiger
und behinderter Menschen an
ihrem Wohnort, damit diese wei-
terhin in ihrer gewohnten Umge-
bung bleiben können. Ein weiteres
erklärtes Ziel ist, familienfreund-
liche Teilzeitarbeitsplätze für die
Frauen im Ort anzubieten. Denn
bei diesen Arbeitsplatzangeboten
herrscht auch im ländlichen
Raum Baden-Württembergs eine
sehr geringe Arbeitsplatzdichte.

Maria Hensler hat mit diesem
Angebot keine Konkurrenz zu
den Sozialstationen geschaffen.
Im Gegenteil, Sozialstation und
Netzwerk ergänzen sich. Im Lau-
fe der Zeit entwickelte sich das
Netzwerk weiter, so dass nun
auch Kleinkinderbetreuung sowie
Gemeinschaftsverpflegung für

die örtlichen Schulen und Kinder-
gärten sowie für ältere Bewohner
angeboten wird. Drei Projekt-
koordinatorinnen stimmen die
Einsätze der Frauen ab und
stellen sicher, dass die Nach-
frager nach Dienstleistungen und
die Anbieterinnen zueinander
finden und passen. Der Arbeits-
platzeffekt des Netzwerkes ist
beeindruckend: Nach acht Jahren
arbeiten insgesamt 60 Frauen für
das Netzwerk. Es wurden 12 000
Arbeitsstunden/Jahr entlohnt –
insgesamt eine überragende
Bilanz, die allerdings ihren
eigentlichen Höhepunkt in der
Anzahl von Nachahmern hat.

Denn Maria Hensler bleibt mit
ihren Erfahrungen nicht am Ort,
sondern gibt ihr Wissen gerne
weiter. Mittlerweile wurden 17
weitere ähnliche Netzwerke ins

Leben gerufen und weitere sie-
ben befinden sich in der Grün-
dungsphase. D. h., dass fast 427
Mitarbeiter in nahezu 50 Gemein-
den tätig sind. Den Neugründern
steht Maria Hensler auch nach
der Gründungsphase mit Rat und
Tat zur Seite.

Sofern sich diese weiteren Pro-
jekte nur annähernd so gut ent-
wickeln wie das Vorgängermo-
dell, wäre dies ein großer Erfolg
für die wirtschaftlichen und so-
zialen Perspektiven für Frauen
im ländlichen Raum. Und ganz
nebenbei hat Maria Hensler den
ländlichen Raum mit viel Leben
erfüllt, den Gemeinschaftssinn
und das Wir-Gefühl gestärkt und
mit diesem Projekt nachhaltig zur
Steigerung der Lebensqualität,
nicht nur in Gaienhofen, beige-
tragen.

PRAXISBEISPIEL
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Tourismus als kommunaler
Wertschöpfungs- und Standortfaktor

Dr. Markus Mempel und Karsten Heinsohn*

Der Tourismus spielt für die Wirtschaftsstruktur in den Landkreisen
eine wesentliche Rolle und trägt in nicht unerheblichem Maße zum
Arbeitsplatzangebot bei. Um die touristischen Überlegungen und
Aktivitäten der Landkreise zu unterstützen, hat der Deutsche Land-
kreistag (DLT) gemeinsam mit dem Deutschen wirtschaftswissen-
schaftlichen Institut für Fremdenverkehr (dwif-Consulting) und mit
finanzieller Unterstützung des Deutschen Sparkassen- und Giro-
verbandes einen Leitfaden mit dem Schwerpunkt in den Bereichen
Organisation und Finanzierung erstellt. Grundlage bildet eine Um-
frage des Deutschen Landkreistages zur Tourismusförderung der
Landkreise, aus der nachfolgend einige Ergebnisse zum Tourismus
als Wertschöpfungs- und Standortfaktor dargestellt werden.

* Dr. Markus Mempel, Deutscher Landkreistag (DLT), Berlin, Tel. (030) 59 00 97 - 312, markus.mempel@landkreistag.de

Karsten Heinsohn, dwif-Consulting GmbH, Berlin, Tel. (030) 757 949-30, k.heinsohn@dwif.de

Für eine Vielzahl von Landkreisen ist der Tou-
rismus eine Branche mit der besten Zukunftsprog-
nose und dem größten wirtschaftlichen Potenzial.
Darüber hinaus stellt er vielerorts einen Stabilisie-
rungsfaktor bezogen auf die Herausforderungen der
demografischen Entwicklung dar. Deshalb kommt
der Nutzung des touristischen Potenzials der Land-
kreise und damit der Wertschöpfung und Schaffung
von Arbeitsplätzen im Dienstleistungssektor eine
große Bedeutung zu. Welche Erfolg versprechen-
den Strukturen im – regionalen – Tourismusmanage-
ment und -marketing bestehen bzw. erforderlich
sind und welche Rolle die Landkreise hierbei spie-
len, hat die Befragung der 301 Landkreise zwischen
Oktober 2010 und Januar 2011, an der sich 219
Landkreise (73 %) beteiligten, gezeigt.

Die Landkreise unterstützen die regionalen Tou-
rismusakteure, entwickeln die öffentliche Infra-
struktur und engagieren sich im Rahmen von
Qualitäts- und Qualifizierungsinitiativen. Aller-
dings stehen häufig vergleichsweise kleine Bud-
gets dem zunehmenden Wettbewerb und Heraus-
forderungen bei Investitionen und Innovationen
gegenüber. Die Motivation für ein Engagement
der Landkreise in der Tourismusförderung ist durch
die Umfrage klar hervorgetreten: Neben der all-
gemeinen Stärkung der örtlichen Wirtschaft sollen
Image und Bekanntheit gesteigert und die touris-
tische Infrastruktur ausgebaut werden. Die Erhö-
hung der Wertschöpfung und die Schaffung von
Arbeitsplätzen wurden von den Landkreisen
ebenfalls häufig genannt (s. Abb. 1).

Abbildung 1: Ziele der Tourismusförderung der Landkreise1)

Quelle: Quelle: dwif, DLT 2011; n = 219

1)Die Prozentwerte in der Abb. geben den Anteil der Landkreise wieder, die das
jeweilige Ziel auf einen der ersten Plätze (von eins – neun) gesetzt haben.
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Im Branchenmix des jeweiligen Landkreises set-
zen die Landkreise den Tourismus bei der Frage
nach seiner Bedeutung deutschlandweit auf Platz
fünf von sieben. In jedem vierten Landkreis erreicht
er jedoch eine der Top-3-Platzierungen. Auf Rang 1
des Gesamtrankings landet mit Abstand das Verar-
beitende Gewerbe, gefolgt vom Handwerk und den
Dienstleistungen ohne Tourismus. Einzelhandel,
Tourismus und Bauwirtschaft liegen auf den weite-
ren Plätzen eng beieinander. Schlusslicht in der
Einschätzung der Landkreise ist die Land- und
Forstwirtschaft. Für die kommenden Jahre gehen
die Befragten von einem klaren Bedeutungsgewinn
des Tourismus aus: Drei Viertel der Landkreise er-
warten eine überdurchschnittliche Entwicklung im
Branchenvergleich. Risiken für die Tourismusent-
wicklung sehen sie hingegen vor allem in Finanzie-
rungsfragen (mangelnde Eigenmittel, zu geringes
Marketingbudget) sowie in qualitativen wie quantita-
tiven Defiziten der touristischen Infrastruktur. Hinzu
kommt der Hemmfaktor Förderbürokratie und eine
teils zu gering ausgeprägte Kooperationskultur.

Tourismus:
Milliardengeschäft und Job-Motor

Um die wirtschaftliche Bedeutung des Tourismus
zu ermitteln, ist die touristische Wertschöpfungs-
kette näher zu betrachten. Sie beschreibt alle Pha-
sen einer Reise – von der Information über die Bu-
chung, die Anreise, den Aufenthalt bis zur Abreise
und der Reisenachbereitung und verdeutlicht die
Breitenwirkung des Multiproduktes Tourismus. Die

Berechnungen beziehen sich immer nur auf diejeni-
gen Umsätze und Einkommenswirkungen, die im
Reisegebiet entstehen, denn nur diese kann man ihr
unmittelbar zurechnen: Die Ausgaben der Touristen
für das Hotel oder die Ferienwohnung, in der Gas-
tronomie, für Museums- und Freizeitparkbesuche
oder für Einkäufe. Buchungsprovisionen z. B. für
Reisebüros zu Hause, Bahntickets oder Benzin-
kosten für die Hin- und Rückreise sowie die Kosten
für die Fotos für das Erinnerungsalbum fallen dage-
gen nicht am Zielort an und werden daher in diese
Berechnung nicht einbezogen.

Der Wirtschaftsfaktor Tourismus wurde für die 301
Landkreise insgesamt berechnet.1 Neben dem Über-
nachtungstourismus in gewerblichen Beherbergungs-
betrieben tragen weitere Tourismussegmente maß-
geblich zum Nachfragevolumen bei. Hierzu zählen
vor allem der Tagestourismus mit über 1,5 Mrd. Auf-
enthaltstagen sowie der Privatvermietermarkt und
das Touristikcamping.2 Nach aktuellen Berechnun-
gen summiert sich das Nachfragevolumen 2010
auf knapp 1,9 Mrd. Aufenthaltstage. Der daraus
resultierende touristische Umsatz beläuft sich auf
73,4 Mrd. €, wobei der Übernachtungstourismus und
der Tagestourismus eine ähnlich hohe Bedeutung
haben (s. Tab. 1).

Zu den größten Profiteuren des Tourismus in den
Landkreisen Deutschlands zählen das Gastgewerbe
und der Einzelhandel. Die dritte Gruppe sind Dienst-
leistungsunternehmen, zu denen u. a. die Bereiche
Kultur, Freizeit und Verkehr zählen (s. Abb. 2).

Tabelle 1: Touristische Umsätze in den deutschen Landkreisen 2010

1 Eine Übertragbarkeit der Durchschnittswerte auf einzelne Landkreise ist aufgrund der individuellen touristischen Nachfrage- und Angebotsstrukturen nicht
möglich.

2 Nicht berücksichtigt werden konnten die Übernachtungen in den Privatwohnungen der Einheimischen sowie das Segment Dauercamping. Dies kann nur nach
Einzelanalysen bzw. Primärerhebungen in den jeweiligen Landkreisen realisiert werden.

Quelle: dwif 2011
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Der Tourismus ist eine äußerst serviceintensive
Branche. Entsprechend schafft und sichert er eine
Vielzahl unterschiedlicher Arbeitsplätze. Fast alle
dieser Arbeitsverhältnisse sind dadurch gekennzeich-
net, dass sie nicht ausschließlich vom Tourismus le-
ben (Kellner und Verkäufer bedienen z. B. auch Ein-
heimische), was eine eindeutige Erfassung und Zu-
ordnung umso schwieriger macht. Daher kann nur ein
Äquivalent ermittelt werden. Aus dem touristischen
Einkommensbeitrag (Wertschöpfung) lässt sich ein
Beschäftigungseffekt von 1,55 Mio. Personen ablei-
ten (inklusive nicht erwerbstätiger, aber mit zu ver-
sorgender Haushaltsmitglieder). Damit trägt die Tou-
rismusbranche erheblich zur Sicherung von Beschäf-
tigung und Einkommen in den Landkreisen bei. Die
Bandbreite der mit dem Tourismus verbundenen
Arbeitsplätze reicht von anspruchsvollen Manage-
mentpositionen bis hin zu Arbeitsplätzen, die gering
qualifizierten Arbeitskräften eine Perspektive bieten.

Dem Tourismus kommt zudem als Quelle für Steuer-
einnahmen eine erhebliche Bedeutung zu. Das tou-
rismusbezogene Einkommens- und Mehrwertsteuer-
aufkommen aus den 301 Landkreisen belief sich 2010
auf 7,9 Mrd. € 3. Investitionen in den Tourismus sorgen
also nicht nur für Umsatz bei den Unternehmen, son-
dern die öffentliche Hand profitiert unmittelbar.

Vielfältiger Standortfaktor Tourismus

Doch der Tourismus ist nicht nur als monetärer Nut-
zenstifter anzusehen, er wirkt sich in vielerlei Hinsicht
positiv in den Landkreisen aus. Es steht  außer Zweifel,
dass sich der Bekanntheitsgrad maßgeblich aus der
touristischen Attraktivität ableitet und diese unmittel-
baren Einfluss auf die allgemeine Standortattraktivität,
den Wohnwert und nicht zuletzt das Image eines Ge-
bietes hat. Auch die Ausstattung mit spezifischer Infra-
struktur ist vielerorts ganz wesentlich der Tatsache ge-
schuldet, dass die Bereitstellung u. a. aus touristischen
Beweggründen heraus erfolgte. Deren Finanzierung
wurde z. T. über touristische Förderprogramme er-
möglicht. Viele Freizeitbäder, Veranstaltungshallen,
Wander- und Radwegenetze würden nicht oder nicht
in der Qualität und Menge existieren, gäbe es den Tou-
rismus dort nicht. Auch die Gastronomie- und Einzel-
handels- sowie die Dienstleistungsvielfalt wäre man-
cherorts ohne Tourismus wesentlich eingeschränkter.
Das Tourismusengagement zahlt sich für alle Branchen
ebenso aus wie für die Attraktivität und Lebensqualität
von Einwohnern und Gästen (s. Abb. 3).

Der Leitfaden „Organisation und Finanzierung der
Tourismusförderung in Landkreisen: Erfolgsfaktoren –
Strategien – gute Beispiele“ kann kostenlos über den
Deutschen Landkreistag (presse@landkreistag.de)
bezogen werden. Als pdf-Dokument ist er unter
www.landkreistag.de (Themenrubrik Tourismus,
Band 99 der DLT-Schriftenreihe) herunterzuladen.

Abbildung 3 : Wirtschaftsfaktor Tourismus in den Landkreisen

Quelle: dwif 2011

Abbildung 2: Profitierende Branchen vom
touristischen Umsatz

Quelle: dwif 2011

3 Nicht berücksichtigt, weil auf dieser Ebene nicht eindeutig zuzuweisen und quantifizierbar, sind weitere Steuern wie Gewerbesteuer, Kurtaxe, Fremden-
verkehrsabgabe, Zweitwohnungssteuer oder Grundsteuer.
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Abgrenzung und
Begriffsbestimmung

Die Kultur- und Kreativwirtschaft
ist Ende der 1990er Jahre in das
Blickfeld der Öffentlichkeit ge-
langt. Seitdem hat sich mehr und
mehr die Erkenntnis durchge-
setzt, dass dieser Bereich ein
bedeutender Wirtschaftsfaktor ist,
der nicht am Tropf öffentlicher
Subventionen für den Kulturbe-
trieb hängt. Vielmehr ist er in der
Lage, eigenständig Umsätze zu
generieren und neue Arbeitsplät-
ze zu schaffen. Viele Kulturgüter
haben sich zu einer Ware entwi-
ckelt, die nach Regeln der Markt-
wirtschaft gehandelt wird. Auch in
Folge der zunehmenden Ausdif-
ferenzierung der Nachfrage wer-
den Güter immer individueller ge-
staltet und mit Symbolen verse-
hen, die der Repräsentation des
eigenen Lebensstils dienen. So
beeinflussen beispielsweise bei
einem Autokauf Faktoren wie das
Design oder das Markenimage
immer stärker die Kaufentschei-
dungen. Entsprechend fragen zu-
nehmend Unternehmen aus an-
deren Branchen die Produkte und
Dienstleistungen der Kultur- und
Kreativwirtschaft nach. Die Kultur-
und Kreativwirtschaft wird da-
durch zum Wachstumssegment
und nimmt die Stellung eines
Schlüsselfaktors innerhalb der
wissensbasierten Ökonomie ein
(Sailer/Papenheim 2007).

* Prof. Dr. Ivo Mossig und Annika Schulz, Institut für Geographie, Universität Bremen, Tel. (0421) 218 67410, mossig@uni-bremen.de

Die Unternehmen der Kultur-
und Kreativwirtschaft befassen
sich mit der Schaffung, Produkti-
on, Verteilung und medialen Ver-
breitung von kulturellen oder
kreativen Gütern und Dienstleis-
tungen. Nach der Definition der
Enquete Kommission des Deut-
schen Bundestages „Kultur in
Deutschland“ liegt den ökonomi-
schen Tätigkeiten ein „schöpfe-
rischer Akt“ als Ausgangspunkt zu
Grunde. Zudem wird eine erwerbs-

wirtschaftliche Orientierung der
Unternehmen gefordert (Deut-
scher Bundestag 2007). Insge-
samt werden neun Branchen als
Kulturwirtschaft und zwei weitere
Branchen als Kreativwirtschaft
definiert. In Tabelle 1 sind die
Teilbranchen und die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten aufgeführt. Aus Grün-
den des Datenschutzes stehen
die Beschäftigtenzahlen für den
Facheinzelhandel mit Kulturgü-

Beschäftigungseffekte durch die Kultur- und
Kreativwirtschaft: eine Chance für den ländlichen Raum?

Prof. Dr. Ivo Mossig und Annika Schulz*

Die Kultur- und Kreativwirtschaft ist in den letzten Jahren immer
stärker in den Fokus regionaler Entwicklungskonzepte gerückt.
Positive Wachstumsraten und Beschäftigungsgewinne haben
dazu geführt, dass vielfältige Maßnahmen in die Wege geleitet
wurden, um diesen Wirtschaftszweig zu unterstützen. Viele Studi-
en haben gezeigt, dass die Kultur- und Kreativwirtschaft vornehm-
lich in den urbanen Zentren lokalisiert ist. Es stellt sich daher die
Frage, ob der ländliche Raum in den letzten Jahren ebenfalls von
der Entwicklungsdynamik der Kultur- und Kreativwirtschaft profi-
tieren konnte.

Tabelle 1: Beschäftigungsdynamik differenziert nach Teilbranchen
der Kultur- und Kreativwirtschaft in Deutschland 2003 – 2008

Quelle: eigene Berechnungen nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit

Branchen der Kultur- und                       Beschäftigte           Veränderung
Kreativwirtschaft 2003      2008            absolut in %

Kulturwirtschaft
Verlagsgewerbe 150 992 134 682 -16 310 -10,8%
Film und Video 37 924 37 100 -824 -2,2%
Rundfunk und TV 60 987 61 605 618 1,0%
Entertainment 79 189 78 154 -1 035 -1,3%
Nachrichtenagenturen 9 146 8 533 -613 -6,7%
Bibliotheken, Archive, Museen 36 214 33 618 -2 596 -7,2%
Handel mit Kulturgütern - - - - - - - -
Architektur und Ingenieurbüros 329 186 343 742 14 556 4,4%
Designwirtschaft - - - - - - - -

Kreativwirtschaft
Werbung 108 559 112 007 3 448 3,2%
Software/Games 251 011 306 420 55 409 22,1%

Kultur- und Kreativwirtschaft 1 063 208 1 115 861 52 653 5,0%

Kultur- und Kreativwirtschaft
ohne Software/Games 812 197 809 441 -2 756 -0,2%

Zum Vergleich:
Sozialversicherte Beschäf-
tigte in Deutschland insg. 26 954 686 27 457 715 503 029 1,9%
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tern sowie für den Bereich
der Designwirtschaft nicht
in der gewünschten räum-
lichen Differenzierung zur
Verfügung. Gerade in länd-
lichen Kreisen unterliegen
diese Angaben aufgrund zu
geringer Fallzahlen der Ge-
heimhaltung. Die zwei Teil-
branchen wurden daher aus
den weiteren Analysen aus-
geklammert (vgl. Tab. 1).

In Deutschland ist zwi-
schen 2003 und 2008 die
Zahl der sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten
in der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft um 5,0 % gestie-
gen. Im gleichen Zeitraum
nahm die gesamte Beschäf-
tigung in Deutschland ledig-
lich um 1,9 % zu. Die Kultur-
und Kreativwirtschaft wächst
aber nicht per se. Es sind
lediglich ausgewählte Teil-
bereiche, auf die das über-
durchschnittliche Wachs-
tum zurückzuführen ist. Das
Verlagsgewerbe hatte bei-
spielsweise einen Beschäf-
tigungsrückgang um -10,8 %
und die Nachrichtenagentu-
ren um -6,7 % zu verzeich-
nen. Wie Tabelle 1 zu ent-
nehmen ist, basieren die
Beschäftigungsgewinne vor
allem auf der dynamischen
Entwicklung im Bereich
Software/Games (+22,1 %).
An späterer Stelle soll ana-
lysiert werden, ob im ländli-
chen Raum eher die wachs-
tumsstarken oder die stag-
nierenden Teilbranchen
vertreten sind.

Räumliche Verteilungs-
muster der Kultur- und
Kreativwirtschaft in
Deutschland

Die Kultur- und Kreativ-
wirtschaft weist eine hohe
räumliche Konzentration
auf die größten Städte in
Deutschland auf. Die wich-
tigsten Zentren mit den

meisten Beschäftigten waren im Jahr
2008 Berlin (72 733 Beschäftigte),
Hamburg (65 022 Beschäftigte) und
München (64 131 Beschäftigte). Die
Zentren zweiter Ordnung Köln, Stutt-
gart und Frankfurt weisen bereits deut-
lich geringere Beschäftigtenzahlen auf.

Angesichts dieser Konzentration auf
die urbanen Zentren stellt sich die
Frage, welche Bedeutung dem ländli-
chen Raum als Standort der Kultur-
und Kreativwirtschaft beizumessen
ist. Während in der Fachliteratur vor
allem bestimmte weiche Standortqua-
litäten des urbanen Raums unter dem
Begriff der „urban amenities“ als be-
deutende Attraktoren für die Kultur-
und Kreativwirtschaft herausgestellt
werden (z. B. Scott/Storper 2009,
Mossig 2011, Sailer/Papenheim 2007),
weist ein wesentlich kleinerer Teil der
Publikationen auf sog. „outdoor ame-
nities“ hin, welche eine Lokalisation in
eher ländlichen Regionen begründen
können (z. B. McGranahan/Wojan
2007).

Die Zuordnung der untersuchten
Raumeinheiten auf der Ebene der

Kreise in urbane Räume und ländliche
Regionen soll anhand der siedlungs-
strukturellen Kreistypen erfolgen, wie
sie seinerzeit vom Bundesamt für
Bauwesen und Raumordnung vorge-
nommen wurde (vgl. Abb. 1). In den
nachfolgenden Analysen repräsentie-
ren die Kreise der Kategorie 4 (23
Kreise), der Kategorie 7 (66 Kreise),
der Kategorie 8 (56 Kreise) und der
Kategorie 9 (43 Kreise) den ländli-
chen Raum.

Tabelle 2 ist deutlich zu entnehmen,
dass der ländliche Raum in der jünge-
ren Vergangenheit nicht von der dyna-
mischen Beschäftigungsentwicklung
der Kultur- und Kreativwirtschaft profi-
tieren konnte. Insgesamt sind die Be-
schäftigtenzahlen zwischen 2003 und
2008 sogar gesunken. Lediglich die
Kreise des siedlungsstrukturellen
Kreistyps 7 konnten Zugewinne ver-
zeichnen. Diese fielen im Vergleich
zum Bundesdurchschnitt jedoch eben-
falls unterdurchschnittlich aus. Auch
anhand der absoluten Zahl der Be-
schäftigten wird die nachrangige
Stellung des ländlichen Raumes als
Standort für die Kultur- und Kreativ-

Abbildung 1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen in Deutschland 2008

Abgrenzungskriterien

Regionsgrundtyp 1: Agglomerationsräume
Kreistyp 1: Kernstädte
Kreisfreie Städte über 100.000 Einwohner

2: Hochverdichtete Kreise
Kreise mit einer Dichte über 300 EW/km²

3: Verdichtete Kreise
Kreise mit einer Dichte über 150 EW/km²

4: Ländliche Kreise
Kreise mit einer Dichte unter 150 EW/km²

Regionsgrundtyp 2: Verstädterte Räume
5: Kernstädte
Kreisfreie Städte über 100.000 Einwohner

6: Verdichtete Kreise
Kreise mit einer Dichte über 150 EW/km²

7: Ländliche Kreise
Kreise mit einer Dichte unter 150 EW/km²

Regionsgrundtyp 3: Ländliche Räume
8: Ländliche Kreise höherer Dichte
Kreise mit einer Dichte über 100 EW/km²

9: Ländliche Kreise geringerer Dichte
Kreise mit einer Dichte unter 100 EW/km²
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wirtschaft deutlich. Lediglich 11,2% der Beschäftigten entfielen
im Jahr 2008 auf die vier ländlichen Kreistypen.

Möglicherweise hängt dieser Befund damit zusammen, dass
die wachstumsstarken Teilbranchen im ländlichen Raum unter-
repräsentiert sind. Aus Abbildung 2 geht hervor, welche Sub-
branchen der Kultur- und Kreativwirtschaft im ländlichen Raum

vergleichsweise häufig vertreten sind. Der
Indexwert gibt an, ob der Beschäftigtenan-
teil in der Teilbranche im ländlichen Raum
über oder unter dem Bundesdurchschnitt
liegt. Bei einem Indexwert 100 besitzt die
Teilbranche im ländlichen Raum die glei-
che Relevanz in Bezug auf die Gesamt-
beschäftigung wie im Bundesdurchschnitt.
Indexwerte über 100 zeigen einen relati-
ven Bedeutungsüberschuss gegenüber
dem Bundesdurchschnitt an. Bei Werten
unter 100 spielt die Teilbranche im länd-
lichen Raum als Arbeitgeber eine gerin-
gere Rolle.

Der Bereich Architektur und Ingenieur-
büros ist im ländlichen Raum vergleichs-
weise häufig vertreten. Mit 59 011 Be-
schäftigten waren knapp die Hälfte
(47,3 %) der Beschäftigten in der Kultur-
und Kreativwirtschaft des ländlichen
Raumes in diesem Segment tätig. Bun-
desweit entfallen auf diesen Bereich
jedoch nur knapp ein Drittel (30,8 %) der
Beschäftigten. Entsprechend errechnet
sich daraus der hohe Indexwert 154. Da
dieses Segment bundesweit zwischen
2003 und 2008 um 4,4 % an Beschäfti-
gung zulegen konnte, kann der generelle
Beschäftigtenrückgang im ländlichen
Raum nicht auf eine ungünstige Struktur
und nicht durch einen Überbesatz an
stagnierenden Teilbranchen erklärt wer-
den. Der wichtigste Wachstumsmotor
Software/Games ist hingegen im ländli-
chen Raum mit einem Indexwert von 62
deutlich unterrepräsentiert. Als Standort
ausgesprochen selten gewählt wird der
ländliche Raum von den Unternehmen
der Audiovisuellen Medien, wie die nie-
drigen Indexwerte für die Teilbranchen
Rundfunk/TV (22) sowie Film/Video (39)
anzeigen.

                                  Beschäftigte Kultur- und Kreativwirtschaft    Veränderung
          2003  2008 absolut in %

Agglomerationsräume
1. Kernstädte 525 739 557 834 32 095 6,1 %
2. Hochverdichtete Kreise 168 859 175 206 6 347 3,8 %
3. Verdichtete Kreise 40 112 41 533 1 421 3,5 %
4. Ländliche Kreise 18 191 18 007 -184 -1,0 %

Verstädterte Räume
5. Kernstädte 101 434 107 347 5 913 5,8 %
6. Verdichtete Kreise 101 720 109 191 7 471 7,3 %
7. Ländliche Kreise 42 501 43 861 1 360 3,2 %

Ländliche Räume
8. Ländliche Kreise höherer Dichte 44 089 43 594 -495 -1,1 %
9. Ländliche Kreise niedrigerer Dichte 20 562 19 288 -1 274 -6,2 %

Deutschland 1 063 207 1 115 861 52 654 5,0%

Ländliche Kreise insgesamt 125 343 124 750 -593 -0,5%

Tabelle 2: Beschäftigtenentwicklung der Kultur- und Kreativwirtschaft in
Deutschland 2003 – 2008 nach siedlungsstrukturellen Kreistypen

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit

Abbildung 2: Relative Bedeutung der Teilbranchen
der Kultur- und Kreativwirtschaft im Hinblick auf
Beschäftigungseffekte im ländlichen Raum 2008

Quelle: Eigene Berechnungen nach Angaben der
Bundesagentur für Arbeit



93Handwerk und Dienstleistungen

| ASG | Ländlicher Raum | 03/2011 |

Erneuerbare Energien:
kommunale Wertschöpfung

und Arbeitsplätze vor Ort
Dr. Bernd Hirschl, Dr. Astrid Aretz und Timo Böther*

Kommunen, die in den Ausbau erneuerbarer Energien investieren, erzielen nicht nur positive Effekte
für den Klimaschutz, sondern schaffen Arbeitsplätze vor Ort. Neben Windkraft-, Photovoltaik- und
Solaranlagenplanern finden vor allem Handwerker wie Elektriker, Heizungsbauer, Dachdecker und
Schornsteinfeger bei Aufbau und Wartung der Anlagen Einsatzmöglichkeiten. Vielfach sind es auch
Landwirte, die hierdurch ein zusätzliches Einkommen erwirtschaften und damit Arbeitsplätze erhal-
ten. Insbesondere in strukturschwachen ländlichen Regionen können sich dadurch positive Effekte
auf die Kaufkraft und Wertschöpfung in der Region ergeben.

* Dr. Bernd Hirschl, Dr. Astrid Aretz und Timo Böther, Institut für ökologische Wirtschaftsforschung, Forschungsfeld Nachhaltige Energiewirtschaft und
Klimaschutz, Berlin, Tel. (030) 88 45 94 17, timo.boether@ioew.de, www.ioew.de. Der Beitrag basiert auf einer Studie, die im Auftrag der Agentur für
Erneuerbare Energien (AEE) Mitte 2010 abgeschlossen wurde, auf einer Reihe von Folgeprojekten für andere Auftraggeber zu diesem Thema, in denen
das Modell weiterentwickelt und angewendet wurde, sowie auf einem Beitrag, der in der Zeitschrift „der gemeinderat“ erschienen ist.

1 Laut VKU wurden in den letzten zwei bis drei Jahren etwa 40 Stadtwerke neu gegründet, und in den nächsten Monaten stehen Entscheidungen bei rund
1 000 Konzessionsverträgen an, siehe unter www.vku.de (Zugriff: 11.3.2011).

2 Die Studie wurde in Zusammenarbeit mit dem Zentrum für Erneuerbare Energien (ZEE) an der Universität Freiburg im Jahr 2010 erstellt (Langfassung
sowie weiteres Material unter www.unendlich-viel-energie.de und www.ioew.de).

Dass Kommunen eine wachsende Rolle bei der
Forcierung des Ausbaus erneuerbarer Energien in
Deutschland spielen, zeigt der Trend zu hohen Aus-
bauzielen und zur Rekommunalisierung1. Neben
dem Klimaschutz wird die Wertschöpfung durch
erneuerbare Energien (EE) für die lokalen Akteure
immer wichtiger. Eine Studie des Instituts für öko-
logische Wirtschaftsforschung (IÖW) zeigt diesbe-
züglich grundsätzliche Effekte und Indikatoren auf
und ermöglicht Abschätzungen solcher Wertschöp-
fungs- und Beschäftigungseffekte für die wesent-
lichen dezentralen EE-Technologien.2

Hinsichtlich der kommunalen oder regionalen Wert-
schöpfung steht die Frage im Vordergrund:  Wie pro-
fitiert die Kommune oder Region? Wertschöpfung
umfasst die neu bzw. zusätzlich geschaffenen öko-
nomischen Werte, wenn alle Vorleistungen und Vor-
produkte abgezogen werden. Die wesentlichen Be-
standteile der kommunalen Wertschöpfung sind ers-
tens die erzielten Unternehmensgewinne, zweitens
die Nettoeinkommen der Beschäftigten und drittens
die gezahlten Steuern.

Im Rahmen der Studie des IÖW wurde auf die
Wertschöpfungseffekte fokussiert, die direkt den
erneuerbaren Energien zuzurechnen sind – von der
Produktion von Anlagen und Komponenten über die
Planung und Installation bis hin zum Anlagenbetrei-
ber. Nicht betrachtet wurden demgegenüber die
indirekten bzw. Vorleistungseffekte, die ebenfalls

durch die Nachfrage nach erneuerbaren Energien
ausgelöst werden, da diese im Regelfall auf kom-
munaler Ebene kaum eine Rolle spielen und zudem
nur sehr schwer erfasst werden können. Weiterhin
standen die dezentralen EE-Technologien, die für
den Großteil der Kommunen Relevanz haben, im
Zentrum des Interesses. Große Wasserkraftanla-
gen, Offshore-Windkraft sowie Tiefen-Geothermie
wurden demgegenüber ausgeblendet. Damit sind
die ermittelten Wertschöpfungsergebnisse als unte-
rer konservativer Wert anzusehen.

Für die Ermittlung von Wertschöpfungseffekten in
Kommunen oder Regionen ist es wichtig, die ent-
lang der Wertschöpfungsketten ansässigen und
beteiligten Unternehmen, Betreiber und Investoren
zu erheben. Wenn diese Eingangsgrößen bekannt
sind oder mit hinreichender Genauigkeit einge-
schätzt werden können, dann lassen sich mit dem
Modell die Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
effekte ermitteln.

Diese Effekte entstehen primär durch die vielen
beteiligten Unternehmen – und nur zu einem gerin-
gen Teil durch die installierten Anlagen selbst. Eine
Windenergieanlage liefert beispielsweise unmittel-
bar Pachteinnahmen und einen 70 %-igen Anteil an
Gewerbesteuereinnahmen an die Standortgemein-
de. Deutlich mehr Wertschöpfung und Beschäfti-
gungseffekte sind jedoch erzielbar, wenn entlang
der langen Kette von der Produktion über die Pla-
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nung und Installation, technische Betriebsführung
bis hin zum Betreiber Unternehmen und Investoren
in der Kommune sitzen. Insbesondere Bürgerbetei-
ligungsmodelle bei der Investition in EE-Anlagen
versprechen daher nicht nur eine höhere Akzeptanz
durch ökonomische Teilhabe, sondern sollten im
höchsten Eigeninteresse der Kommunen selbst
sein, da dadurch Einkommen – und damit die lokale
Kaufkraft – sowie die Steuereinnahmen deutlich
ansteigen.

Die Wertschöpfungseffekte, die durch die Produk-
tion von EE-Anlagen entstehen, sind zwar hoch – in
Summe übersteigen jedoch bereits heute die Effek-
te aus dem Betrieb durch alle vor- und nachgelager-
ten Schritte diese Wertschöpfung aus der EE-Indus-
trie. Zudem können diese Wertschöpfungsschritte
im Gegensatz zur vergleichsweise zentral, und
damit in wenigen Kommunen ansässigen Produk-
tion, im Großteil der Kommunen stattfinden.

Damit hat nahezu jede Kommune die Möglichkeit,
Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte durch
erneuerbare Energien in signifikantem Ausmaß zu
generieren, im Unterschied zum bisherigen zentra-
len Modell der Energieversorgung. In Summe er-
zielte die kommunale Wertschöpfung durch dezent-
rale erneuerbare Energien in 2009 in Deutschland
einen Wert von fast 7 Mrd. €, in 2010 waren es etwa
10 Mrd. €.

Die kommunalen öffentlichen Haushalte können
damit signifikante Anteile des gesamten kommuna-
len Haushaltsbudgets erreichen. Steigern lassen
sich die Einnahmen zudem, wenn auch ein Eigen-
betrieb von EE-Anlagen erfolgt. Die Ausgaben für
fossile Brennstoffe sinken demgemäß und die Geld-

ströme für die Energieausgaben können in hohem
Maß in der Kommune verbleiben. In vielen Kommu-
nen gibt es mittlerweile Beispiele, bei denen Teile
der Einnahmen aus erneuerbaren Energien direkt
für die Aktivitäten der öffentlichen Daseinsfürsorge
eingesetzt werden; dieses erhöht die lokale Akzep-
tanz und kann für den zukünftigen Ausbau ein ent-
scheidender Erfolgsfaktor werden. Auch eine geziel-
te Aus- und Weiterbildungsoffensive sowie Ansie-
delungspolitik ist wichtig, um die eigenen Anteile
entlang der Wertschöpfungsketten zu erhöhen.

Die Verbreitung der dezentralen erneuerbaren
Energien hängt jedoch weiterhin stark von geeigne-
ten Rahmenbedingungen ab. Wenn – wie in einer
Reihe aktueller Zukunftsszenarien der Fall – wieder
vermehrt auf zentrale Großtechnologien und euro-
päische Lösungen wie das Sahara-Solarprojekt
Desertec gesetzt wird, dann würde dies die Wert-
schöpfungsperspektiven der Kommunen durch
erneuerbare Energien stark beeinträchtigen. Die
gegenwärtig beobachtbaren Trends zu dezentralen
EE-Ausbauzielen bis zu 100 % sowie zur Rekom-
munalisierung sind die Antwort der Kommunen auf
solche Szenarien, denn sie entdecken immer mehr
das hohe Potenzial der Erneuerbaren als lokalen
Wirtschafts- und Beschäftigungsmotor.

Das IÖW wird im Auftrag der Fachagentur Nachwach-
sende Rohstoffe (FNR), der Agentur für Erneuerbare
Energien (AEE) und anderen bis zum Herbst 2011
einen Online-Rechner entwickeln, der kommunalen
und regionalen Akteuren für eine vereinfachte Ab-
schätzung der Wertschöpfungs- und Beschäftigungs-
effekte zur Verfügung gestellt wird.
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Arbeitsplätze durch Windenergie
Hermann Albers*

Gegenwärtig versorgen etwa 22 000 Windräder die Bundesrepublik Deutschland mit
Strom. Die Windenergie hat damit einen Anteil von ungefähr 7 % am Strommix. Fast
die Hälfte aller Windräder drehen sich in den drei Bundesländern Niedersachsen,
Brandenburg und Schleswig-Holstein. Nicht überraschend dabei: Alle drei Länder
sind vorrangig ländlich geprägt. Und gerade darin liegt die Chance. Vor allem der
ländliche Raum, der bisher nicht über nennenswerte Industrie verfügt, kann von der
Umstrukturierung der Energieversorgung, der sog. Energiewende, profitieren.

* Hermann Albers, Präsident des Bundesverbandes WindEnergie e.V., Berlin, Tel. (030) 28482-106, info@wind-energie.de

Die Windenergie an Land ist der Lastesel der künf-
tigen Energieversorgung. Sie ist die kostengünstigs-
te unter den Erneuerbaren und hat das größte Poten-
zial. Bereits 2020 könnte Windenergie ein Viertel der
deutschen Stromversorgung decken. Eine Studie des
Fraunhofer Instituts für Windenergie und Energie-
systeme (IWES) hat ergeben, dass bis zu 65 % des
deutschen Stroms aus Windenergie an Land kommen
könnten.

Das bedeutet vor allem für ländliche Regionen: Ein-
nahmen für die Kommunen und Arbeitsplätze vor Ort.
Modellrechnungen haben ergeben das für eine 2-MW-
Windenergieanlage etwa 6 000 € jährlich an Gewer-
besteuern in der Standortgemeinde verbleiben. Über
einen Zeitraum von 20 Jahren, in dem die Anlage
sich in der EEG-Vergütung befindet, bringt die Anlage
so etwa 120 000 € allein an Gewerbesteuereinahmen
ein. Wenn der Betreiber in der Gemeinde ansässig
ist, gehen sogar 170 000 € Gewerbesteuereinnahmen
an den Ort.

Neben diesen Einnahmen sorgt die Windenergie für
Beschäftigung in der Region. Eine Windenergiean-
lage schafft über ihren gesamten Existenzzeitraum
Arbeit: von der Produktion über die Planung, Errich-
tung, Wartung bis hin zum Abbau und zum Recycling
der Anlage. Natürlich profitieren von einer erfolgrei-
chen deutschen Windindustrie, die zu einem großen
Teil auch auf Export setzt, nach wie vor die klassi-
schen Industriezentren mit ihren Zulieferunternehmen.
Daneben haben sich jedoch Windenergieanlagen-
hersteller mit ihrer Produktion vornehmlich auch im

ländlichen Raum angesiedelt. Beispiele sind die
Unternehmenszentrale und der Elektroanlagenbau
vom deutschen Marktführer Enercon im nieder-
sächsischen Aurich, die Rotorblattproduktion von
Vestas im brandenburgischen Lauchhammer oder
der Gondelbau von REpower in Trampe – ebenfalls
in Brandenburg. Doch Hersteller und Zulieferer sind
nur ein Teil der Branche. Dazu kommen unter ande-
rem Betreiberfirmen, Gutachter, Service- und Logis-
tikfirmen. 2009 arbeiteten über 95 000 Menschen im
Bereich der Windenergie an Land. Die meisten Be-
schäftigten davon waren in Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt tätig. Insgesamt
hatte der Bereich Wartung einen Beschäftigungsan-
teil von 18 %. In Mecklenburg-Vorpommern liegt
dieser Anteil bei 28 %, in Schleswig-Holstein sogar
bei 37 %.

Dies alles zeigt: Die regenerativen sorgen nicht nur
für sauberen Strom, sondern auch für neue Chancen
in bisher strukturschwachen Regionen. Dieses Ele-
ment gewinnt mit der Veränderung des Landwirt-
schaftssektors in den vergangenen Jahrzehnten zu-
sätzlich an Bedeutung. Ist für viele landwirtschaftliche
Betriebe die wirtschaftliche Existenz an den Abgrund
geraten, hat sich gerade die Windenergie als ein Aus-
weg dargestellt. Insgesamt haben sich so die Erneu-
erbaren Energien zu einem weiteren Standbein für
Landwirte entwickelt, die für den Erhalt vor allem
mittlerer Landwirtschaftsbetriebe sorgen. Die Ent-
wicklung vom Landwirt zum Energiewirt ist keine
Ausnahme mehr.
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Für Sie gelesen

Wohlstand ohne Wachstum
Leben und Wirtschaften in einer endlichen Welt

Tim Jackson, herausgegeben von der Heinrich-Böll-Stiftung, Oekom Verlag, München 2011, 240 S., ISBN 978-3-
86581-245-2, 19,95 €.

Angesichts knapper werdender Ressourcen und des stetigen Bevölkerungswachstums geht Tim Jackson der Frage
nach, wie es der menschlichen Gesellschaft gelingen kann, Wohlstand und sozialen Frieden zu garantieren. Der Leiter
der Wirtschaftlichen Führungsgruppe der Kommission für Nachhaltige Entwicklung, einem unabhängigen Beirat der
britischen Regierung, legt dar, wie der Wohlstand des Einzelnen durch gesellschaftliche Missstände beeinträchtigt wird
und entwickelt eine Vision von Wohlstand ohne Hunger, Obdachlosigkeit, Armut und Ungerechtigkeit. Dabei geht er
davon aus, dass sich unsere Technologien, Wirtschaftsformen und sozialen Ziele nicht mit sinnvollem Wohlstand ver-
einbaren lassen. Die Vorstellung von gesellschaftlichem Fortschritt, der auf einer Ausbeutung der Ressourcen und
ständig steigenden materiellen Bedürfnissen beruht, sieht er als unhaltbar an.

Als ein Schlüsselelement des Wohlstands sieht Jackson sinnvolle Arbeit an, jedoch unter einer anderen als der
bisherigen Wirtschaftsstruktur. Um Vollbeschäftigung bei nicht wachsender Wirtschaftsleistung zu erreichen, muss
seiner Ansicht nach an erster Stelle die Arbeitszeit gesenkt werden. Ein anderer Vorschlag zur Neuorganisation von
Arbeit, durch den Gleichheit sichergestellt und eine dauerhafte gesellschaftliche Teilhabe gefördert werden kann, stellt
seiner Ansicht nach eine tiefgreifende Veränderung der Lohnstruktur, wie z. B. die Einführung eines Grundeinkom-
mens, dar. Mit seinem Buch fordert Jackson zum Umdenken auf und zeigt Alternativen zu dem bestehenden System
auf. Alle wichtigen Zusammenhänge sind leicht nachvollziehbar dargestellt, das Buch ist spannend geschrieben und
lädt zum zügigen Durchzulesen ein.     fa

Postwachstumsgesellschaft
Konzepte für die Zukunft

Irmi Seidl/Angelika Zahrnt (Hrsg.): Postwachstumsgesellschaft. Konzepte für die Zukunft. Metropolis-Verlag für Öko-
nomie, Gesellschaft und Politik GmbH, Marburg, 2010, 247 S., 18,00 €, ISBN 978-3-89518-811-4.

Auch wenn sich wachstumskritische Stimmen mehren, propagieren Politik, Wirtschaft und Gesellschaft überwiegend
Wirtschaftswachstum als Lösung für die derzeitige Krise. Eine mögliche Erklärung hierfür sehen die Herausgeberinnen
des Buches darin, dass zentrale Bereiche des Systems, beispielsweise die soziale und die Alterssicherung, auf Wirt-
schaftswachstum beruhen. Sie selbst vertreten die Ansicht, dass das Ziel des ständigen Wirtschaftswachstums aufge-
geben werden muss, wofür Gesellschaft und Wirtschaft stark umgestaltet werden müssen. Vor dem Hintergrund, dass
viele Versprechungen, die auf Wirtschaftswachstum beruhen, wie Vollbeschäftigung, sozialer Ausgleich und Lebens-
qualität, schon heute nicht mehr eingelöst werden, bedarf es umsetzbarer Konzepte, wie Strukturen und Institutionen
ihre Aufgaben auch ohne Wirtschaftswachstum weiterhin erfüllen können.

Den Begriff Postwachstumsgesellschaft wählen Seidl und Zahrnt um hervorzuheben, dass es sich nicht nur um
einen ökonomischen, sondern auch technischen, kulturellen und gesellschaftlichen Wandel handeln muss, von dem
der gesellschaftliche im Mittelpunkt des Buches steht. Unter diesem Aspekt widmen sich verschiedene Fachautor/
-innen u. a. den Themen Bildung, Arbeitsmarkt und Wirtschaftsentwicklung. Ergänzt werden die Ausführungen der
Autor/-innen durch Interviews der Herausgeberinnen mit Professor/-innen und Politolog/-innen aus Frankreich, Groß-
britannien, den USA und Österreich, die den Stand der Debatte in den jeweiligen Ländern darstellen. Bundespräsident
a. D. Horst Köhler regt die Leser/-innen in seinem Geleitwort dazu an, eine öffentliche Diskussion über das Thema zu
führen und dabei Alternativen in den Blick zu fassen. Die vielfältigen Ansätze, Diskussionen, Vorschläge und Erfahrun-
gen für eine Gesellschaft ohne Wachstumszwang bieten umfangreiche Informationen für eine Umgestaltung zur Post-
wachstumsgesellschaft und geben konkrete Handlungsvorschläge sowie Lösungsansätze.     fa
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Minister Hermann Onko Aeikens 60 Jahre
Dr. Hermann Onko Aeikens, Minister für Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt, beging am 21.Sep-

tember 2011 seinen 60. Geburtstag. Aeikens, der Agrarwissenschaften in Göttingen und Wirtschaftswissenschaften an
der University of California in Berkeley, USA, studierte, ist seit zwei Jahren Landwirtschaftsminister. In der ASG gehört
er seit November 2004 dem Vorstand an, nachdem er zwei Jahre im Kuratorium der ASG mitgewirkt hat. Die ASG
wünscht Minister Aeikens alles Gute für sein neues Lebensjahr und freut sich auf eine weiterhin gute Zusammenarbeit.
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Termine vormerken:

Herbsttagung
der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
am 10. und 11. November 2011 in Göttingen
Zukunft der landwirtschaftlichen Tierhaltung –
Akzeptanzprobleme und Ansätze für Konfliktlösungen

LandSchau
im Rahmen der Gemeinschaftsschau „LebensTraum Dorf“
während der Internationalen Grünen Woche Berlin
vom 20. bis 29. Januar 2012 in Berlin

Begleitveranstaltung „Zukunftsforum Ländliche Entwicklung“
des BMELV im Rahmen der Internationalen Grünen Woche Berlin
am 26. Januar 2012, 9.30 bis 12.00 Uhr, ICC Berlin
Wettbewerbsfähige Regionen – ländliche Entwicklung
mit neuen Ideen
Veranstalter: Agrarsoziale Gesellschaft e.V. (ASG), Bundesverband der gemeinnützigen
Landgesellschaften (BLG), Deutscher Bauernverband (DBV), Deutscher Landkreistag (DLT),
Deutscher Städte- und Gemeindebund (DStGB), Landwirtschaftliche Rentenbank, Verband
der Landwirtschaftskammern e.V. (VLK), Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI)

Frühjahrstagung
der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
vom 9. bis 11. Mai 2012 in Bad Nauheim/Hessen




